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Die Freiheit der Presse ist eine große de-
mokratische Errungenschaft, deren 
Wert viele Deutsche, aber längst nicht 

alle zu schätzen wissen. Noch können Journalis-
ten in Deutschland unbehelligt recherchieren, 
analysieren, berichten und Fehlverhalten auf-
decken. Aber unabhängiger Journalismus gefällt 
nicht allen. Die Arbeit von engagierten Repor-
tern kann dazu führen, dass Politiker stürzen; 
sie können auch andere Mächte und deren Hand-
lungen ins Licht setzen, die lieber im Dunkeln 
bleiben. Deshalb sind Reporter immer wieder 
Ziel von Einschüchterungsversuchen, sie wer-
den angegriffen, inhaftiert und ermordet.

Guter Journalismus setzt unabhängige Repor-
ter voraus, aber auch verantwortungsbewusste, 
die möglichst frei von Eitelkeit und Gefallsucht 
sind und es sich verkneifen können, Fakten zu-
gunsten der eigenen Gesinnung zu beugen.

Guter Journalismus muss alle Seiten einer Me-
daille darstellen, verschiedene Stimmen hören 

und gelten lassen und die Wirklichkeit aus al-
len Blickwinkeln betrachten; es gibt nie die eine 
Wahrheit. 

Richtig verstandener Journalismus steht auf 
der Seite der Menschen, nicht der Macht.

Es ist nicht Aufgabe der Medien, die Scheinwer-
fer auf die Mächtigen, Einflussreichen zu werfen, 
damit diese glänzen. In einer Demokratie ver-
stehen sich die Medienmacher nicht als Hofbe-
richterstatter, sondern als Kontrollinstanz. Und 
so versteht es auch das Publikum. Deshalb muss 
eine Zeitung, die glaubwürdig sein will, sich ge-
gen unlautere Einflussnahme der Mächtigen be-
haupten und schützen.

In Deutschland sind Zeitungen weder Eigen-
tum des Staats noch Teil von Wirtschaftsimperi-
en. Wem eine Zeitung gehört, weist das Impres-
sum aus. Verleger, Herausgeber und Redaktion 
dieser ungewöhnlichen deutsch-russischen Zei-
tung stehen für guten Journalismus – für Wahr-
heit, Überparteilichkeit, Unabhängigkeit.

Wer den Dialog predigt, muss auch Stimmen 
Raum geben, die der eigenen Meinung entge-
genstehen. In diesem Sinne findet sich in dieser 
Ausgabe eine Debatte über die Einschränkun-
gen der russischen Sprache in der Ukraine, ein 
Bericht über die beispielhafte Solidaritätsak-
tion russischer Medien für bedrohte Kollegen, 
die Erörterung der Bedeutung des Falls Relotius 
aus russischer Sicht und eine eigenwillige Ant-
wort auf die Frage, wer einer Wiedervereinigung  
Moldaus mit Transnistrien im Weg steht. Und in 
der nächsten Ausgabe könnte es Antworten dar-
auf geben. So geht Dialog.

IN BONN 

Angela Merkel und Wladimir Putin zur  
18. Tagung des Gesprächsforums 

„Petersburger Dialog“ am 18. und 19. Juli 
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Die Texte dieser und aller bisherigen Ausgaben 
des PD sowie ergänzende Beiträge gibt es auch 
online unter www.petersburgerdialog.de

Vor zehn Jahren, im Herbst 
2009, hatte die Beziehung zwi-
schen Russland und der Euro-

päischen Union (EU) eine Perspekti-
ve. Präsident Dmitri Medwedew hatte 
gerade seinen Artikel „Russland, vor-
wärts!“ veröffentlicht. Er enthielt eine 
weitreichende Kritik am Zustand des 
Landes und den Aufruf zur Moderni-
sierung und wurde allseits diskutiert. 
Ein Jahr nach dem Konflikt in Süd- 
ossetien war es zu einer grundlegen-
den Entspannung der Lage gekom-
men, der amerikanische Begriff des 
Relaunchs – oder Neustarts – ließ auf 
eine neue Etappe der Beziehungen 
zwischen Russland und dem Westen 
hoffen.

Die EU zeigte ebenfalls freudige Er-
wartung. Die Krise im Zusammen-
hang mit dem vier Jahre 
zurückliegenden Scheitern 
der Verfassung für Europa 
war überwunden, die Un-
terzeichnung einer abge-
speckten Version in Gestalt 
des Lissabon-Vertrags wur-
de vorbereitet.

Kurz gesagt, der Himmel 
hellte sich auf.

Ich erwartete große Ver-
änderungen und sagte da-
mals in einem Seminar über die Be-
ziehungen zwischen Russland und der 
Europäischen Union in Berlin, es sei 
unmöglich, die Zukunft vorherzusa-
gen. Es sei unklar, wie es um alle Ak-
teure einschließlich der EU nach fünf 
Jahren stehen werde. Meine Zuhörer, 
hochrangige und kompetente Vertre-
ter der politischen und intellektuellen 
Elite, begannen zu lachen und gaben 
zu verstehen, was sie meinten: Das ist 
bei euch in Russland so, dass nie etwas 
klar ist, in der EU dagegen lässt sich 
alles ziemlich exakt vorhersagen. In 
fünf Jahren, in zehn Jahren werde al-
les genau so sein, nur besser.

Einige Monate danach begann für 
die EU eine lange Zeit der Krisen: Auf 
die Schuldenkrise folgten die Migra-
tionswelle, der Ukraine-Konflikt, das 
Referendum in Großbritannien und 
die rasante Erosion der politischen 
Kräftekonstellation in den führenden 
EU-Staaten bei gleichzeitigen uner-
warteten Manövern des transatlan-
tischen Schutzpatrons. Die schnelle 
Aufeinanderfolge der Ereignisse zeig-
te eindeutig, dass es sich nicht um ein 
zufälliges Versagen, sondern um ein 
systemisches Problem handelt.

Auch Russland hat seitdem seinen 
Ruf als Land der ständigen „kreati-
ven Unruhe“ bestätigt. Die politischen 
Erwartungen der „Ära der Moderni-
sierung“ wurden von einer anderen 
Wirklichkeit abgelöst, und die Ukraine- 
Krise wurde zu ihrem Katalysator, 
aber sie war nicht die Ursache. Der 
harte Konflikt mit dem Westen er-
wies sich als Kulminationspunkt seit 
langem reifender konzeptioneller Ge-
gensätze, die schon mit dem Ende des 
Kalten Kriegs angelegt worden waren. 

Gegenwärtig dominiert in den Be-
ziehungen zwischen Russland und der 
EU die Wachsamkeit. Das ist zugleich 
schlecht und gut. Schlecht deshalb, 
weil das Vertrauen in der zurücklie-
genden Zeit stark erschüttert wurde, 
vor allem infolge der enttäuschten 

Erwartungen. Gut deshalb, weil eben 
diese unerfüllten Erwartungen zu ei-
ner spürbaren Ernüchterung geführt 
haben, und die Seiten nunmehr we-
sentlich besser verstehen, was mög-
lich ist und was Fantasien sind.

Die vor 30 Jahren proklamierte Ära 
der Errichtung eines „gesamteuro-
päischen Hauses“ ist endgültig abge-
schlossen, was jedoch nicht bedeutet, 
dass diese Baustelle jetzt dem Unkraut 
preisgegeben ist. Wie sich das Gesche-
hen in der Welt auch entwickeln mag, 
das Wechselwirken im Rahmen des 
geografischen Europas wird und muss 
weitergehen.

Konnte man vor zehn Jahren die 
Veränderungen anhand von Empfin-
dungen und Vorahnungen prognos-
tizieren, so sind sie nunmehr durch 
sichtbare Prämissen determiniert. 
Die europäische Integration nach 
dem Modell der diesbezüglich erfolg-
reichen zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts und des „Upgrades“ nach 
dem Kalten Krieg funktionierte nicht 
mehr.

Dafür gibt es viele Gründe, vor allem 
die tiefgreifenden Veränderungen des 
internationalen Kontexts. Über einen 

weiteren Umstand wird zwar viel ge-
redet, aber es gibt noch keine Ant-
wort. Es geht um die Demokratie und 
den Entscheidungsprozess.

Es ist kein Geheimnis, dass die zu 
Beginn der 1950er-Jahre in Gang ge-
setzte europäische Integration kein 
wirklich demokratischer Prozess war. 
Das ist auch nicht verwunderlich. Es 
ist nicht vorstellbar, dass die Euro-
päische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, also der Zusammenschluss der 
Aufsicht über strategische Industrien 
Frankreichs und Deutschlands, zu-
stande gekommen wäre, wenn man 
diese Idee 1951, also sechs Jahre nach 
der blutigsten Auseinandersetzung in 
der Geschichte der Beziehungen zwi-
schen diesen beiden Staaten, in einem 
Referendum zur Abstimmung gestellt 

hätte. 
Bis zum Ende des 20. Jahr-

hunderts blieb der Integra-
tionsprozess eine höchst 
elitäre Angelegenheit, die 
Entscheidungen wurden 
von den politischen und 
wirtschaftlichen Spitzen auf 
der Grundlage kalkulierter 
Interessen und Experten-
meinungen getroffen. Die 
wichtigste Voraussetzung 

bestand jedoch darin, dass sie es stets 
vermochten, dem einfachen Europäer 
nahezubringen, dass diese oder jene 
Entscheidung für ihn persönlich vor-
teilhaft sei.

Im 21. Jahrhundert hat sich diese 
Situation verändert. Die zunehmend 
komplizierte Integration in einer ge-
wachsenen EU machte es fast unmög-
lich, den Sinn der immer ausgeklügel-
teren rechtlichen und bürokratischen 
Festlegungen verständlich darzule-
gen, die für die Verwaltung und Ent-
wicklung der EU notwendig waren. 
Der letzte verständliche Schritt war 
wohl die Einführung der einheitli-
chen Währung, des Euro.

Später ging es dann um völ-
lig verworrene Themen. Den 800- 
seitigen Wortlaut der Europäischen 
Verfassung, eines komplizierten ju-
ristischen Dokuments, konnte fast 
niemand von jenen erfassen, die dar-
über abstimmen sollten. Das gilt auch 
für andere Angelegenheiten, sowohl 
praktischer als auch abstrakter, wert-
bezogener Natur, die nach Auffassung 
der politischen Klasse notwendig sind, 

Dialog von Introvertierten
Politiker in Russland und in der EU werden einer Zivilgesellschaft  

neuen Typs Gehör schenken müssen

VON FJODOR LUKJANOW

Falsche Liebe
Weshalb Ost- und Westdeutsche die  

Russlandpolitik so unterschiedlich beurteilen

VON STEFAN LOCKE
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Die russische Ausgabe des Petersburger Dialogs  
liegt der Tageszeitung Kommersant bei.

Gegenwärtig dominiert  
in den Beziehungen  

zwischen Russland und  
der EU die Wachsamkeit

Die deutsche Einheit ist seit 
fast 30 Jahren Wirklichkeit, 
doch die innere Einheit lässt 

auf sich warten: Statistiken zu Be-
völkerung, Demographie und Wirt-
schaft weisen große Unterschiede 
zwischen den Gebieten der einstigen 
Bundesrepublik und der DDR aus, die 
stets aufs Neue die Frage aufwerfen: 
Wie lange noch benötigt der Osten bis 
zur Angleichung an das Westniveau?

Damit ist klar, dass der Westen als 
Normalfall betrachtet wird, an den 
der Osten sich anpassen müsse, wozu 
er zumindest in den genannten Ka-
tegorien durchaus auch bereit ist. 
Komplizierter ist es jedoch mit der 
Anpassung von Ansichten und Erfah-
rungen, die nach der 40 Jahre währen-
den Teilung Deutschlands nicht nur 
in zwei Länder, sondern in zwei völ-
lig verschiedene Gesellschaftssyste-
me, zwangsläufig unterschiedlich sein 
müssen. 

Immer wieder für heftige Kontro-
versen sorgt dabei das Verhältnis der 
Deutschen zu Russland. Das war erst 
jüngst zu erleben, als Sachsens Mi-
nisterpräsident Michael Kretschmer 
beim Internationalen Wirtschaftsfo-
rum in St. Petersburg für ein baldiges 
Ende der EU-Sanktionen gegen Russ-
land plädierte und den russischen 
Präsidenten Wladimir Putin nach 
Dresden einlud. Während der Vorstoß 
im Westen Deutschlands überwie-
gend skeptisch kommentiert wurde, 
war im Osten lautstarke Zustimmung 
zu hören.

Zuzustimmen ist Kretschmer auch 
in seiner nüchternen Feststellung, in 
Ostdeutschland gebe es eine eigene 
Meinung zu dem Thema. Das weiß er 
so genau, weil die deutsch-russischen 
Beziehungen bei nahezu jedem sei-
ner Bürgergespräche angesprochen 
werden. Es sind vor allem ältere Men-
schen in Ostdeutschland, die auf die 
Russlandpolitik der Bundesregierung 
und des Westens mit Ablehnung und 
Unverständnis reagieren.

Das alles sieht jedoch einhelliger 
aus, als es ist. Tatsächlich haben vie-
le Ostdeutsche ein ziemlich ambiva-
lentes Verhältnis zu Russland – wie 
im Übrigen auch zu den USA. Die Äl-
teren im Osten haben „die Russen“ 
als Befreier und Besatzer kennenge-
lernt. Vierzig Jahre lang waren eine 
halbe Million Sowjetsoldaten auf 
dem Gebiet der DDR stationiert. Das 
eher kleine Ostdeutschland hatte 

nicht nur die kompletten Reparatio-
nen für die Kriegsverheerungen (Ge-
samt-) Deutschlands in der Sowjetuni-
on zu leisten – meist als Demontagen 
von Betrieben und Infrastruktur wie 
Bahngleisen –, sondern musste bis 
1989 auch für Unterkunft, Verpflegung 
und Gehälter der Besatzungsarmee 
aufkommen.

Die SED-Führung war eine Ma-
rionette Moskaus und für die DDR- 
Bevölkerung die Mitgliedschaft in der 
Deutsch-Sowjetischen-Freundschaft 
(DSF) genauso obligatorisch wie der 
Russischunterricht in der Schule, den 
viele als lästige Pflicht empfanden. Be-
gegnungen mit Sowjetsoldaten gab es 
fast nur im offiziellen Rahmen, pri-
vate Kontakte waren meist verboten. 
Angesichts dieses Erlebens war es mit 
der Russland-Liebe zu DDR-Zeiten 
nicht weit her. Im Gegenteil: Als die 
Truppen 1994 auch aus Dresden abzo-
gen, sprach der damalige Oberbürger-
meister Herbert Wagner offiziell von 
einem Abschied, „der uns nicht mit 
Trauer erfüllt“.

Andererseits haben persönliche 
Begegnungen ein differenziertes Bild 
vermittelt, am intensivsten bei den 
Ostdeutschen, die in der Sowjetunion 
studieren durften oder eine der be-
gehrten Reisen in das Riesenreich ma-
chen konnten. Wer jemals in Russland 
oder den einstigen Sowjetrepubliken 
unterwegs war, kann bestätigen, wie 
freundlich, wissbegierig und herzlich 
die Reisenden von den Menschen auf-
genommen wurden.

Diese Erlebnisse dürften jenen der 
Westdeutschen ähneln, die in den USA 
zur Schule gingen, studierten oder 
Urlaub machten. Solche Erfahrungen 
prägen das Verhältnis zu einem Land 
und seinen Menschen, und sie sind ge-
rade bei den älteren Deutschen in Ost 
und West zwangsläufig sehr verschie-
den.

Anders als im Westen, wo das Feind-
bild Russland jahrzehntelang so in-
tensiv gepflegt wurde wie im Osten 
das der USA, ist die Angst vor „den 
Russen“ bei den Menschen im Osten 
nicht sonderlich ausgeprägt, während 
sich Amerikanern gegenüber bis heu-
te eine gewisse Skepsis hält. Für West-
deutschland wiederum gilt der umge-
kehrte Befund.

Grundlage der gegenwärtigen Zu-
wendung zu Russland im Osten ist je-

Peter Koepf, 
Chefredakteur
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Deutsche und Russen, das ist  

Krieg und Frieden, Faszination und 

Fremdheit, intellektueller Glanz 

und engstirnige Mutlosigkeit, 

bedeutungsschwere Vergangenheit – 

und auch Zukunft? 

IN DIESER AUSGABE:

Die Ehrung eines Mannes  
aus Moskau, der die Welt  
rettete (S. 7)

Die Erinnerungen eines  
Wachsoldaten an einen  
Kriegsverbrecher (S. 14) 

Die Geschichte der  
verhängnisvollen Lehrjahre  
der deutschen Kommunisten  
im Hotel Lux (S. 16)
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Deutsche und Russen haben einander viel zu sagen. Das 
zeigt sich in besonderer Weise am Gesprächsforum „Pe-
tersburger Dialog“. Zehn Arbeitsgruppen nehmen wichti-

ge Fragen unserer Zeit aus Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und 
Kirche in den Blick. Das breite Spektrum reicht von Bildung und 
Wissenschaft bis hin zur ökologischen Modernisierung. An ver-
schiedenen Orten in Russland und Deutschland wird diskutiert 
– sachlich, kritisch und in gegenseitigem Respekt. So soll Dialog 
aussehen. So wird Dialog zur Grundlage für Kooperation. 

„Kooperation als Leitmotiv für ein Europa in Frieden“ – das ist 
das diesjährige Tagungsmotto. Aus Verständigung können Ver-
ständnis und letztlich Vertrauen erwachsen, das so wesentlich für 
die Gestaltung und Bewahrung eines friedlichen Miteinanders ist. 
Vor diesem Hintergrund ist der hohe Stellenwert des „Petersbur-
ger Dialogs“ zu sehen, der der Begegnung und dem Austausch 
breiten Raum bietet. Deshalb unterstützt die Bundesregierung 
den „Petersburger Dialog“ trotz des ohne jeden Zweifel schwieri-
ger gewordenen politischen Umfelds.

Auch die diesjährige Tagung in Bonn lässt wieder gewinnbrin-
gende Impulse für die deutsch-russischen Beziehungen erwarten. 
In der Bundesstadt am Rhein ist Russland mit einem Generalkon-
sulat vertreten, das das russische Wirtschafts- und Kulturleben in 
der Region fördert. Bonn ist zudem über eine Städtefreundschaft 
mit Kaliningrad eng verbunden. Diese Verbundenheit spiegelt sich 
insbesondere im Deutsch-Russischen Jugendparlament wider, des-
sen Mitglieder sich abwechselnd in Bonn, Kaliningrad und Mos-
kau treffen. Aus solchen zivilgesellschaftlichen Initiativen erwächst 
auch ein Gemeinschaftsgefühl als Grundlage jeglicher Kooperati-
on.

Ihnen allen, die Sie sich im „Petersburger Dialog“ einbringen 
und dieses etablierte Forum nutzen, um den zivilgesellschaftlichen 
Austausch und die bilateralen Beziehungen zwischen unseren 
Ländern zu pflegen, danke ich sehr herzlich. Allen Mitwirkenden 
der nunmehr 18. Jahrestagung wünsche ich viel Freude am offe-
nen und ehrlichen Austausch.

Angela Merkel
Bundeskanzlerin

Liebe Freunde! Anlässlich der Eröffnung der 18. Tagung 
des deutsch-russischen zivilgesellschaftlichen Forums „Pe-
tersburger Dialog“ übermittle ich Ihnen herzliche Grüße.

Seit vielen Jahren schon leistet das Forum einen gewichtigen 
Beitrag zur Entwicklung der deutsch-russischen Beziehungen 
und zum konstruktiven Zusammenwirken breiter zivilgesell-
schaftlicher Kreise unserer beiden Länder. Dank der Vielzahl re-
nommierter Teilnehmer können Themen der Zusammenarbeit 
in den Bereichen Politik, Handel und Wirtschaft, Wissenschaft 
und Technik, Naturschutz sowie zu humanitären und weiteren 
Themen umfassend erörtert werden. 

Die Rolle derartiger direkter informeller Kontakte, dieser 
echten Volksdiplomatie, ist in der gegenwärtigen, hinreichend 
schwierigen Etappe der zwischenstaatlichen Beziehungen von 
besonderer Bedeutung. Wertvoll ist ebenso die aktive Einbezie-
hung der Jugend in die Arbeit des Forums, denn von ihr gehen 
interessante, unkonventionelle Ideen und Initiativen aus.

Das Motto Ihrer Tagung „Kooperation als Leitmotiv für ein Eu-
ropa in Frieden: Beiträge aus den Zivilgesellschaften Russlands 
und Deutschlands“ bietet Raum für die Erörterung vieler aktu-
eller Fragen der bilateralen und internationalen Agenda. Ich bin 
sicher, dass Ihre Diskussionen inhaltsvoll und ergebnisorientiert 
verlaufen und der Festigung des Vertrauens sowie des gegensei-
tigen Verständnisses zwischen den Völkern unserer Länder die-
nen werden. 

Mit aufrichtigen Wünschen für Erfolg und Gelingen

Wladimir Putin
Präsident der Russischen Föderation

Auf dem Petersberg in Bonn, als Sitz 
der Alliierten Hohen Kommission 
Anfang der 50er Jahre und später 

Gästehaus der Bundesrepublik Deutsch-
land eine Stätte mit historischer Bedeutung, 
treffen sich am 18. Juli die Teilnehmer der 
Hauptveranstaltung zur Eröffnung des „18. 
Petersburger Dialogs“. 

Das wichtigste zivilgesellschaftliche Fo-
rum des Austauschs zwischen unseren bei-
den, auf so besondere Weise verbundenen 
Nationen ist sozusagen volljährig gewor-
den. Unseren über 300 Teilnehmern, die in  
Nordrhein-Westfalen zusammenkommen 
werden, gilt mein herzliches Willkommen 
und mein großer Dank für ihr unentwegtes 
Engagement im Dienste des Dialogs. Denn 
wer im Gesprächsforum „Petersburger Dia-
log“ mitarbeitet, der ist mit Herz, Verstand 
und großem persönlichen Einsatz dabei, un-

sere beiden Gesellschaften einander wieder 
näher zu bringen. 

Es ist wichtiger denn je, dass wir das Ge-
spräch suchen – zu Wirtschaft, Klimaschutz, 
Kirchen, Kultur, Medien oder den Jugend-
austauschprogrammen. Denn Zeiten und 
Umfeld sind für alle nicht einfacher gewor-
den. Die politischen Spannungen halten seit 
Jahren an. Mit der Annexion der Krim 2014, 
dem bewaffneten Konflikt in der Ostukrai-
ne und den Beschränkungen der Arbeit der 
NGOs erleben wir seit Jahren eine Verschär-
fung.

Unser Thema lautet: „Kooperation als Leit-
motiv für ein Europa in Frieden“. Was kann 
eine zivilgesellschaftliche Organisation aus-
richten, wenn Konflikte militärisch ausgetra-
gen werden? Das wird sich mancher fragen. 
Wir setzen auf Gespräche, auf Verständi-
gung, hören einander zu, verteidigen Positio-
nen oder geben sie auf, weil wir voneinander 
lernen. Wir wollen im respektvollen Um-
gang miteinander Vertrauen aufbauen. 

Welch hohen Stellenwert unser „Pe-
tersburger Dialog“ auf dem politischen Par-
kett hat, zeigt die Teilnahme der beiden Au-
ßenminister Sergej Lawrow und Heiko Maas 
auf unserem Treffen in Bonn. 

Es ist das bedeutendste deutsch-russische 
Treffen in diesem Jahr. Gemeinsam können 
wir eine neue Tür im Verhältnis unserer bei-
den Länder aufstoßen.

Ronald Pofalla,  
Ko-Vorsitzender des Gesprächsforums  

„Petersburger Dialogs“

Ich bin überzeugter Atlantiker – und 
zwar Lebens-Atlantiker. Schon 1973 
flog ich in die USA und konnte mit 

allen mir wichtigen Gesprächspartnern 
offen diskutieren. Die Vielfalt des demo-
kratischen Amerikas hat mich geprägt – 
bis heute. Meine Gesprächspartner wa-
ren damals: die auf Gleichberechtigung 
drängende Bewegung der Schwarzen, 
die vielen minorities in diesem Riesen-
land, und mit Herbert Marcuse habe 
ich mich in Berkeley getroffen. Ich habe 
später in den USA studiert. 1987 zur 
750-Jahrfeier Berlins habe ich gemein-
sam mit dem Vizepräsidenten des Ab-
geordnetenhauses von Berlin Alexan-

der Longolius 250 Jugendliche aus allen 
Staaten der USA für zehn Tage eingela-
den – privat finanziert. Begegnungen, 
die mir bis heute in bester Erinnerung 
sind und Grundlagen für langjährige 
Freundschaften waren.
Die Offenheit der amerikanischen Ge-
sellschaft hat mich sehr früh schon be-
eindruckt und begeistert mich bis heu-
te. Das Bekenntnis zu Amerika ist stets 
auch ein Bekenntnis zu seiner unglaub-
lichen Vielfalt, Offenheit, technologi-
schen und kulturellen Kreativität. Sie ist 
und bleibt der Referenzpunkt in meinem 
Leben. Mich erfüllen die vielen Begeg-
nungen mit amerikanischen Gesprächs-
partnern mit großer Dankbarkeit. 

Auch deshalb versuche ich seit 2004 
mit der Herausgabe der Atlantic Times 
und der German Times als erste deut-
sche Zeitung in englischer Sprache in 
den USA mit den dort entscheidenden 
Verantwortlichen und Multiplikatoren 
ein Dialogforum zu schaffen, weil die 
Fähigkeit zum Gespräch gerade in einer 
globalisierten Welt und Zeit unerlässlich 
ist.

Dieser Erhalt von umfassender Dialog-
fähigkeit ist auch der Grund, der mich in 
Absprache mit Ronald Pofalla vor zwei 
Jahren zur Gründung und Entwicklung 
der Zeitung Petersburger Dialog ge-
führt hat. Sie erscheint in Deutschland 
als Beilage in der Berliner Morgenpost 
– einer renommierten Tageszeitung in 
Berlin – und in Moskau in russischer 
Sprache als Beilage in der angesehenen 
Zeitung Kommersant.  Inzwischen ist 
der Petersburger Dialog den journalis-
tischen Kinderschuhen entwachsen und 
eine Plattform für den deutsch-russi-
schen Austausch zwischen Politik, Wirt-
schaft, Wissenschaft und Gesellschaft.

Um diese Dialogfähigkeit zwischen 
Russland und Deutschland geht es mir. 
Wir müssen gerade als Land in der Mit-
te Europas gesprächsfähig sein, uns aus-
tauschen im besten Wortsinn und auch 
Verständnis füreinander entwickeln.

Für mich ist Russland geostrategisch 
ein originärer Partner, und noch heu-
te bin ich fasziniert von Katharina der 
Großen aus Zerbst in Sachsen-Anhalt, 
die dem Land ähnlich wie George Was-
hington in den USA eine Ordnung und 
Richtung gab. In diesem Sinn von „Rich-
tung und Ordnung“ in einer – wie Bun-
despräsident Frank-Walter Steinmeier es 
vor Jahren schon bemerkte – „aus den 
Fugen geratenen Welt“ muss es uns bei 
unserem Austausch gehen.

Mein Appell an alle Beteiligten des 
Gesprächsforums „Petersburger Dialog“ 
ist: Lasst uns mit Leidenschaft und Au-
genmaß über die anstehenden Proble-
me in der globalisierten Welt offen und 
streitbar diskutieren. Dann – davon bin 
ich überzeugt – wird es für die Men-
schen in beiden Ländern eine gute Zu-
kunft geben.

Detlef Prinz  
ist Verleger dieser Zeitung.

Türen aufstoßenWir müssen 
gesprächsfähig 
bleiben

AUS DEM GESPR ÄCHSFORUM „PETERSBURGER DIALOG“

Originelle Antisanktionen
Das Gesprächsforum „Petersburger Dialog“ als Vorbild  

VON PAWEL APRELEW

Der Dekan der Wirtschaftsfakultät 
der Staatlichen Universität Mos-
kau, Aleksandr Ausan, wagte ei-

nen Blick in die Zukunft: „Erfolgreich sind 
die Länder, in denen die patriotisch ge-
stimmten Eliten über einen Horizont von 
20 Jahren hinausblicken können“, sagte 
er. „Menschen unterscheiden sich im All-
gemeinen nicht durch ihre Ansichten, son-
dern dadurch, wie weit diese reichen.“

Natürlich wäre Klarheit über 20 Jah-
re im Voraus nicht schlecht. Für die rus-
sisch-deutschen Beziehungen allerdings 
wäre wichtiger, heute Klarheit zu schaffen.

Eine der Diskussionsrunden des Pe-
tersburger Wirtschaftsforums Anfang Juni 
hatte dafür den passenden Titel: Was kann 
Russland vom neuen Europa erwarten? 
„Neu“ ist im Sinne einer veränderten po-
litischen Landschaft zu verstehen, die das 
Schicksal ihrer etablierten Parteien in Fra-
ge stellt. Inzwischen bezichtigen die neu-
en Mitglieder der EU die alten: Wir haben 
das sozialistische Lager nicht beseitigt, da-
mit ihr uns wieder sozialistische Werte auf-
zwingt, wie Erhöhung der Steuerlast und 
staatliche Umverteilung der Steuern.

Auch für Russlands Vertreter bei der EU, 
Wladimir Tschishows, ist Europa längst kein 
„strahlender Tempel“ mehr. Seine Stellung 
in der Welt könne es nur in Zusammenar-
beit mit Russland behaupten.

Auf dem Wirtschaftsforum war öffentlich 
zu sehen, wie unterschiedlich die Positio-
nen die Europäer in dieser Frage sind. Der 
ungarische Außenminister Péter Szijjártó 
hat die Sanktionen gegen Russland beinahe 

verwünscht: „Es hat weder wirtschaftlich, 
noch politisch etwas gebracht. Und wie es 
stets in der Geschichte war, gehört Ungarn 
zu den Opfern im Konflikt zwischen West 
und Ost. Für Frankreich, Deutschland und 
Italien hat der Handel mit Russland trotz 
der Einschränkungen zugenommen, wir je-
doch haben eine halbe Milliarde verloren.“ 
Dennoch hätte Ungarn immer für die Sank-
tionen gestimmt, wunderte sich die Mode-
ratorin. „Wir wollten schlicht die Einheit 
der EU nicht untergraben“, so Szijjártó, „wir 
sind ein kleines Land und können nicht al-
len entgegentreten.“

Allem Anschein nach haben es die Be-
fürworter der Sanktionen einfach nicht ge-
schafft, nach St. Petersburg zu kommen. 
Zumindest gab es niemanden aus diesem 
Lager in der deutschen Delegation, deren 
Leiter, Wirtschaftsminister Peter Altmaier, 
und Manuela Schwesig, Ministerpräsiden-
tin von Mecklenburg-Vorpommern, davon 
gesprochen haben, dass die Sanktionen 
uneffektiv, nachgerade absurd seien, und 
das in einer Situation, in der die deutsche 
und die russische Wirtschaft nicht mitein-
ander konkurrieren, sondern einander er-
gänzen sollten.

Interessanterweise hatte niemand un-
ter den deutschen Gästen Zweifel daran, 
dass Nord Stream 2 fertiggestellt werde. 
„Wir kommen um die Pipeline nicht her-
um“, meinte Schwesig, „wenn wir bis 2030 
aus der Kernkraft und der Kohle aussteigen 
wollen.“

Vielleicht jagt ja die eigene exportorien-
tierte Wirtschaft den Deutschen Angst ein. 
Allerdings war dieses Mal in St. Petersburg 
ganz klar die Besorgnis zu vernehmen, dass 
Russland sich nach Osten wenden könnte. 
Der Unternehmer Peter Tille merkte an: 
„Russland hat sich dem Osten zugewandt, 
das ist für uns eine neue Realität.“ Minister 
Altmaier fügte hinzu: „Wir müssen uns da-
für einsetzen, dass sich die junge russische 
Elite auf die Beziehungen zu Europa kon-
zentriert.“

Unter den zwischen Russen und Deut-
schen geführten Diskussionsrunden, in die 
das Petersburger Forum aufgeteilt ist, gab 
es eine, in der Freundlichkeit und fehlende 
negative Untertöne einfach auffallen muss-
ten. Es wurde versucht, eine Zwischenbi-
lanz der Arbeit von drei gesellschaftlichen 
Dialogforen Russlands mit seinen europäi-
schen Nachbarn zu ziehen.

Die Moderatorin der Diskussionsrun-
de, Jekaterina Trofimowa, Partnerin von 
Deloitte Touche, hatte führende Vertre-
ter zusammengebracht, und zwar, vom 
Gesprächsforum „Petersburger Dialog“ 
den Vorsitzenden des Aufsichtsrates von 
Gazprom, Viktor Subkow, und das ge-
schäftsführende Vorstandsmitglied des 
Deutsch-Russischen Forums Martin Hoff-
mann; vom Sotschi-Dialog Andrei Fursen-
ko, persönlicher Referent des russischen 
Präsidenten, und den Ehrenpräsiden-
ten der Wirtschaftskammer Österreichs, 
Christoph Leitl; vom Trianon-Dialog den 
Rektor der Moskauer Hochschule für In-
ternationale Beziehungen und Mitglied 
der Russischen Akademie der Wissen-
schaften, Anatoli Torkunow, und den 
ehemaligen französischen Botschafter in 
Russland, Pierre Morel.

Im Gespräch konnte Subkow viele Er-
fahrungen aus 18 Jahren Gesprächsforum 
„Petersburger Dialog“ weitergeben. Bis 
zu 30 Sitzungen finden im Jahr statt. Als 
Subkow und sein Kollege Ronald Pofal-
la die Leitung des Forums übernommen 
hatten, existierten lediglich fünf Arbeits-
gruppen. Heute sind es doppelt so vie-

le. „Bei der Auswahl der Diskussionsthe-
men und der geografischen Orte für die 
Tagungen der Arbeitsgruppen haben wir 
viel Freiheit. Und das ist wichtig“, beton-
te Subkow. 

Was wirklich nicht zu unterschätzen 
ist, ist das Interesse der Jugendlichen 
aus den verschiedenen Ländern an dem 
jeweils anderen Land. Als der Trianon- 
Dialog in Frankreich einen Wissenswett-
bewerb über Russland veranstaltete, stell-
te sich heraus, dass nur einer der fünf 
Gewinner überhaupt jemals in Russland 
gewesen war. Das russisch-französische 
Dialogforum hat, wie Akademiemitglied 
Torkunow berichtete, sein eigenes pas-
sendes Format gefunden: Das vergangene 
Jahr war das Jahr der Städte der Zukunft, 
dieses Jahr ist das Querschnittsthema di-
gitale Bildung. 

„Wir müssen uns klar darüber sein“, er-
klärte Pierre Morel, „dass der politische 
Streit die guten Beziehungen zwischen 
unseren Gesellschaften nicht zunichtema-
chen darf.“ Die Kontakte der Zivilgesell-
schaften sind originelle Antisanktionen, 
die die Einheit Europas befördern. Es liegt 
auf der Hand, dass in nicht wenigen euro-
päischen Ländern die Zeit für solche Kon-
takte mit Russland herangereift ist. Das 
Gesprächsforum „Petersburger Dialog“ 
könnte durchaus zu einem Labor werden, 
in dem den gesellschaftlichen Dialogforen 
derartige Technologien vermittelt werden.

Pavel Aprelev ist Mitarbeiter der  
russischen Tageszeitung Kommersant.

Echte Volksdiplomatie In gegenseitigem Respekt

Auf ein Wort: Bundeskanzlerin Angela Merkel und der russische Präsident 
Vladimir Putin grüßen die Teilnehmer der 18. Tagung des Gesprächsforums 
„Petersburger Dialog“ am 18. und 19. Juli in Königswinter. Erwartet 
werden Reden der beiden Außenminister, Heiko Maas und Sergej Lawrow, 
sowie Diskussionen in den zehn Arbeitsgruppen Politik, Wirtschaft, 
Zivilgesellschaft, Bildung und Wissenschaft, Zukunftswerkstatt, Kultur, 
Medien, Kirchen in Europa, Gesundheit und ökologische Modernisierung.
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In vierzig Jahren journalistischer Praxis ist mir 
nur eine einzige Organisation begegnet, die ge-
nau wusste, was man schreiben darf und was 

nicht. Sie hieß KPdSU. Immerhin versagen Sie, liebe 
Frau Wendland, uns nicht völlig das Recht, über die 
Ukraine zu schreiben, weil der russisch-ukraini-
sche Konflikt die Beziehungen zwischen Deutsch-
land und Russland doch wesentlich verschlechtert 
hat. Und das ist unstrittig.

Ich gestehe zu, dass ich bei der Antwort an Sie 
ein gewisses Unbehagen empfinde. Wir haben sehr 
unterschiedliche Sichtweisen auf das Land, das ich 
liebe, und sehr unterschiedliche Erfahrungsmaß-
stäbe. Sie sind, wie Sie schreiben, „Historikerin, 

Kennerin der russisch-ukrainischen Beziehungen“, 
ich bin nur ein Journalist.

Aber meine Familie lebt seit vielen Generationen 
in der Ukraine: Ich bin dort geboren, habe die Uni-
versität besucht, fing an zu arbeiten. Meine Eltern 
und deren Eltern liegen in Saporoschje, Odessa, 
Charkow begraben. Meine gesamte Schulzeit habe 
ich jedoch in Russland verbracht, das heißt, meine 
ganze Lebenserfahrung ist ukrainisch-russisch. 
Damit bin ich nicht allein. Die Schicksale Hundert-
tausender Menschen sind zwischen diesen beiden 
Ländern verflochten. 

Um nicht mehr zur Vergangenheit zurückzukeh-
ren, sage ich Ihnen: Wenn man heute in der Ukrai-
ne allem Russischen die Aufmerksamkeit schen-
ken würde, die man früher dem Ukrainischen in 
einer der am stärksten russisch geprägten Städte 
dieses Landes widmete, nämlich in Odessa, dann 
würden die Menschen, die in den Traditionen der 
russischen Sprache und Kultur erzogen wurden, 
sich jetzt vollkommen glücklich und behütet füh-
len: Es gab ein russisches und ein ukrainisches 
Theater, zwei russische und zwei ukrainische Zei-
tungen, Verlagswesen, Fernsehsender und Radio 
waren hauptsächlich ukrainisch, die höhere Bil-
dung, zum Beispiel, russisch, da die gesamte ernst-
hafte wissenschaftliche Literatur in der UdSSR auf 
Russisch erschien. Die transnationale Politik im 
Land bestimmte eine Staatsmacht, an deren Spit-
ze von Stalin bis Andropow Personen standen, die 
in der Ukraine geboren waren, und die nie einen 
Hehl aus ihrer Sympathie für dieses Land  mach-
ten. Das Geschenk Krim ist in diesem Kontext zu 
sehen.

All dies wird von den neuen nationalen Ideolo-
gen jetzt als „Unterdrückung und Auslöschung al-
les Nationalen“ bezeichnet, in Ihrem Brief noch 
schlimmer als „imperiales Hegemonialverhält-
nis“. Ich verstehe, dass Sie, als Spezialistin für 
Galizien, das heißt die Westukraine, mit seiner 
tragischen Geschichte, das alles in der Tat so 
wahrnehmen. 

Vor einigen Monaten nahm ich in Kiew an einer 
Diskussion teil, die von einer deutschen Stiftung 
ausgerichtet wurde, und hörte von der stellvertre-
tenden Direktorin eines Instituts für Geschichte 
eine höchst befremdliche Behauptung: Unter der 
Sowjetmacht sei man für den Gebrauch der uk-
rainischen Sprache erschossen worden. Und ganz 
selbstverständlich ergab sich daraus: Na schön, 

jetzt ist unsere Zeit gekommen. Das kürzlich von der 
Rada, dem ukrainischen Parlament, verabschiede-
te Sprachengesetz, das Ihnen so gefällt, das ist eben 
diese „Zeit“. 

Für mich aber käme ein Verbot des Russischen in 
der alltäglichen Kommunikation einem „Totalver-
bot“ gleich. Für eine riesigen Teil des Landes, und 
zwar den ökonomisch am besten entwickelten, ist 
Russisch ganz einfach die Muttersprache. 

Es hat eine Russifizierung gegeben, jetzt ist daraus 
eine Ukrainisierung geworden. Finden Sie, das ist in 
irgendeiner Weise besser für die Menschen, die am 
linken Ufer des Dnepr leben? Der russischsprachi-
gen Welt der Ukraine, Millionen von Menschen, wird 
eine fremde Kultur aufgezwungen.

Es ist paradox, dass auf den Ruinen der UdSSR ein 
jeder, der im Chefzimmer des Landes Platz nimmt, 
entscheiden kann, in welcher Sprache Millionen von 
Bürgern ihre Kinder erziehen sollen, in welcher Spra-
che sie lesen und denken sollen. Diejenigen, welche 
die Ukraine aus der UdSSR auf den demokratischen 
Weg bringen sollen, waren immer der Meinung, dass 
man in Europa die ausgewogensten, sozial am besten 
abgestimmten Entscheidungen treffe. Sogar die ers-
ten Jahre unter Putin waren noch eine Zeit der Euro-
paverliebtheit, speziell der Deutschlandverliebtheit.

Seitdem verstehen wir, Russen, Ukrainer und Eu-
ropäer, einander immer weniger, unsere Wertvor-
stellungen und Lösungsansätze sind auseinander-
gedriftet. Wer kann mir erklären, warum Europa 
all diese sprachlichen Verwirrungen, verdrehten 
Arme und Zungen von Millionen von Menschen in 
der Ukraine akzeptiert, nur um den Preis einer ein-
heitlichen Staatsmaschine? Warum orientiert man 
sich an dem monosprachlichen Frankreich oder an 
Deutschland und nicht an Kanada oder Belgien, wo 
man der Verbreitung zweier Sprachen Rechnung 
trägt, was ja zweifellos auch für die Ukraine sinnvoll 
wäre?

Sie haben es leichter, Sie sind fest davon überzeugt, 
dass die „Ursache der Schießereien“ im Donbass 
„eindeutig belegbar die aktive Injektion von Gewalt 
durch Außenakteure von russischem Boden aus“ 
ist. Meiner Ansicht nach ist alles noch schwieriger 
und schlimmer: Die Folgen von Girkins „Schurken-
stück“, der in Moskau geborenen Theorie des „rus-
sischen Frühlings“ in der Ukraine, der Schüsse der 
Buk-Raketen (wenn es den Holländern gelingt, ihre 
russische Herkunft zu beweisen), werden die kom-
menden Generationen unserer Bürger und Politiker 
ausbaden müssen. 

Paradoxerweise schweißt die Empörung über 
dieses Verhalten Russlands die Ost- und Westuk-
raine viel mehr zusammen als sämtliche Gesetze 
und Almosen. Sie aber, Frau Wendland, bei allem 
Respekt vor Ihnen als Expertin, werden niemals 
wirklich einschätzen können, was dort geschehen 
ist, weil Sie nicht verstehen, dass es sich trotz aller 
russischen „Soldaten auf Urlaub“ um einen Bürger-
krieg handelt; dass für den Kumpel im Donbass die 
Wahrscheinlichkeit, in einem alten Schacht umzu-
kommen oder im Krieg ungefähr gleich ist; dass die 
historische Bedeutung des großen Vaterländischen 
Kriegs die Grenze ist, die man im Umgang mit den 
Russen (oder mit den Russischsprachigen, wenn Sie 
so wollen) nicht überschreiten sollte; diese Bogen-
sehne des Nationalismus darf man nicht unbegrenzt 
dehnen.

Begonnen hat man damit unter anderem durch 
die parlamentarische Diskussion über das Verbot 
der russischen Sprache nach den Ereignissen auf 
dem Majdan. Dieses Gesetz wurde in der Tat nicht 
verabschiedet, aber ich habe den Eindruck, dass 
schon die Beratung darüber zu einem der Zündme-
chanismen des Kriegs wurde. 

Anders als Ihnen fällt es mir schwer, Schwarz und 
Weiß in diesem Konflikt auseinanderzuhalten, ei-
nem Konflikt, der sich so tragisch gegen die russi-
sche Sprache und ihre Träger gewendet hat. Sie mö-
gen dies der Tatsache zuschreiben, dass ich lange in 
Odessa gelebt habe, wo Nationalisten 38 Menschen 
im Gewerkschaftshaus verbrannten, wobei man 
heute, vier Jahre später, nicht über die zu Gericht 
sitzt, die das Feuer legten, die in den sozialen Netz-
werken ihre Fotos vor dem Hintergrund verkohlter 
Leichen posten, sondern über die, die nicht mitver-
brannt sind.

Ich möchte Sie in Ihrem beschaulichen Marburg 
nicht mit diesen Details behelligen, zumal Sie sehr 
gut wissen, worüber man mit den Russen reden 
muss und worüber mit den Ukrainern. Ich selbst, 
wie Sie sehen, komme mit dieser Trennung nur 
schlecht zurecht.	

Verdrehte Zungen
VON VIKTOR LOSCHAK

Kein Totalverbot
VON ANNA VERONIK A WENDLAND

Ich habe in der jüngsten Ausgabe des Pe-
tersburger Dialogs den Artikel „Geisel der 
Hoffnung“ von Viktor Loschak über die Uk-

raine nach den Präsidentschaftswahlen gele-
sen. Nun kann man zu Recht die Frage stellen, 
ob die Ukraine und ihre inneren Angelegenhei-
ten überhaupt ein Gegenstand der Kommuni-
kation und Verständigung zwischen Deutschen 
und Russen, so auch im PD, sein sollten; diese 
Zeitung sollte ja eigentlich jene Dinge thema-
tisieren, die Deutsche und Russen gemeinsam 
angehen.

Da der russisch-ukrainische Konflikt einer 
der wesentlichen Faktoren in der Verschlech-
terung unserer gegenseitigen Beziehungen 
ist, ist es akzeptabel. Nur sollten dann auch 
die Fakten stimmen, über die dort verhandelt 
wird.

Leider gibt es in dem Artikel einige nicht-
zutreffende Aussagen, die meiner Auffassung 
nach so nicht stehenbleiben können und offen-
sichtlich auf häufig kursierende Fehlinforma-
tionen über Angelegenheiten der ukrainischen 
Innenpolitik im öffentlichen Raum Russlands 
zurückzuführen sind. Ich zitiere:

„Selenskyjs neue Partei ist bisher nicht im 
Parlament vertreten, welches zuletzt ein Total-
verbot der russischen Sprache verabschiedet 
hatte. Wie sich das mit der Tatsache verträgt, 
dass sogar offiziell ein Drittel der Bürger rus-
sischsprachig ist, bleibt unklar. Der erste Ver-
such nach den Ereignissen auf dem Maidan, ein 
solches Gesetz zu verabschieden, hatte Schie-
ßereien im Donbass zur Folge gehabt. Als das 
Gesetz wieder abgeschafft wurde, war es be-
reits zu spät.“

Dazu sind drei Dinge anzumerken:
1. Die Behauptung, es gebe ein gesetzliches 

„Totalverbot der russischen Sprache“ in der 
Ukraine, ist unwahr.

Vielmehr gibt es ein neues Sprachengesetz. 
Weder erstreckt sich das Gesetz auf den priva-
ten Bereich (was der Begriff „Totalverbot“ insi-
nuiert), noch fehlen in ihm Vorkehrungen für 
die Minderheitensprachen; das Gesetz sieht 
ferner eine staatliche Förderung des Erlernens 
der Staatssprache auch für Erwachsene vor. 
Es gibt zahlreiche Ausnahmen, und in der Re-
gel ein- bis zweijährige Karenzzeiten für den 
Übergang. Im Bildungsbereich gibt es eine Ka-
renzzeit bis 2030. Die Vorkehrungen für Staats-
bedienstete, das öffentliche Leben, Medien 
und Kultur unterscheiden sich nicht von den 
Selbstverständlichkeiten anderer Länder, z. B. 
Deutschlands und Russlands.

Aus der Tatsache, dass infolge dieses Geset-
zes auf die lange Sicht der Gebrauch des Ukrai-
nischen im öffentlichen Raum erwartbar er-
weitert, der des Russischen zurückgehen wird, 
ist noch nicht abzuleiten, das Russische werde 
„verboten“. Die Maßnahmen zur Förderung der 
Staatssprache hat die Venedig-Kommission der 
EU unter Zugrundelegung der historisch spezi-
fischen Situation der Ukraine, in der das Russi-
sche vor allem infolge eines imperialen Hege-
monialverhältnisses jene Position erlangte, die 
es Stand 1991 hatte (und das im Wesentlichen 
erst seit der Breschnew-Zeit), auch als Recht 
der Staatsnation anerkannt.

2. Die Behauptung über die Ereignisse 2014 
und einen ursächlichen Zusammenhang von 
„Sprachverbot“ und Donbass-Krieg sind gänz-
lich unzutreffend und die 1:1-Wiederholung 
einer russischen Geschichtslegende über die 
damaligen Ereignisse. Wahr ist vielmehr, dass 
Stand Februar 2014 in der Ukraine ein äußerst 
umstrittenes, die russische Sprache de fac-
to sogar vor anderen Minderheitensprachen 
privilegierendes Gesetz („Zakon Kivalova- 
Kolisnicenka“) in Kraft war, das unter der  
Regierung Janukowitsch gegen erhebliche Wi-
derstände durchgesetzt worden war. Kritiker 
monierten, dass es Verwerfungen zwischen uk-
rainisch- und russischsprachigen Ukrainern 
erst provoziere, weil es jeden Anreiz nehme, je 
die Staatssprache zu erlernen, und so Disbalan-
cen im Land aufrechterhalte.

Wahr ist, dass es einen Beschluss der Rada 
gab, dem ukrainischen Parlament, dieses Ge-
setz abzuschaffen – was aber automatisch das 
sowjetukrainische Sprachengesetz von 1989 
wieder in Kraft gesetzt hätte, das ebenfalls weit 
gefasste Rechte für Minderheitensprachen vor-

sah, also in keiner Weise einem Verbot des Rus-
sischen gleichgekommen wäre.

Dazu kam es aber gar nicht, weil der Über-
gangspräsident Turtschynow die Vorlage nicht 
unterzeichnete. Es gab also nie ein „Verbot der 
russischen Sprache“, selbst nach dem Maidan 
nicht – sondern bis in dieses Jahr 2019 blieb das 
Kivalov-Kolisnicenko-Gesetz in Kraft, das das 
Russische förderte. Folglich konnte auch kein 
„Verbots“-Gesetz „wieder abgeschafft“ wer-
den, „als es zu spät war“, wie Viktor Loschak 
behauptet.

3. Auch die angebliche Kausalität, die Lo-
schak dort anbringt (erst „Sprachverbot“, 

dann „Schießereien im Donbass“), ist eine 
Geschichtsklitterung. Vielmehr hat das – gar 
nicht existierende – „Sprachverbot“ allen-
falls in einer Umformatierung durch die rus-
sische Angstpropaganda über ein angebliches 
„Sprachverbot“ den Konflikt mit gerahmt; Ur-
sache der „Schießereien“ im Donbass ist jedoch 
eindeutig belegbar die aktive Injektion von Ge-
walt durch Außenakteure von russischem Bo-
den aus – teilweise Söldnertrupps unter Igor 
Girkin et al., immer stärker dann auch ver-
deckt und ohne Hoheitsabzeichen operierende 
russische Armee.

Ich finde es als Historikerin, Kennerin der 
russisch-ukrainischen Beziehungen, Mitglied 
der deutsch-ukrainischen Historikerkommis-
sion und Mitglied des Gesprächsforums „Pe-
tersburger Dialog“ höchst bedauerlich, dass 
auch in diesem Umfeld solche Darstellungsfor-
men kursieren. Ich sehe keinerlei Perspekti-
ve darin, das deutsch-russische Verhältnis auf 
dem Umweg über verzerrte Darstellungen von 
Sachverhalten betreffs der Ukraine, die in die-
sem Konflikt das angegriffene Land war und 
ist, irgendwie zum Besseren hin zu gestalten.

Wohlgemerkt gibt es gut begründete Kritik an 
vergangenen und gegenwärtigen Regierungen 
der Ukraine. Man kann auch eine konstruktive 
Kritik an dem jetzt geltenden Sprachengesetz 
vorbringen oder dem vorigen Gesetz den Vor-
zug geben. Aber das sollte in einem deutsch- 
ukrainischen oder einem russisch-ukraini-
schen Forum verhandelt werden, und nicht in 
einem deutsch-russischen. Die Ukraine ist kei-
ne  Funktion des deutsch-russischen Verhält-
nisses, und Angelegenheiten der Ukraine ha-
ben wir alle zuvorderst mit den Ukrainern zu 
diskutieren.  

Solche Formen der Berichterstattung hinter-
lassen in der Ukraine stets den Beigeschmack 
einer intellektuellen Molotov-Ribbentropiade, 
und diesen Eindruck wollen wir ja sicherlich 
nicht fördern. 

In der Ausgabe Mai (#9) des Petersburger Dialogs ist ein Beitrag des russischen Chefredakteurs dieser Zeitung Viktor Loschak 

erschienen: „Geisel der Hoffnung“. Anna Veronika Wendland, Forschungskoordinatorin in der Direktion des Herder-Instituts 

für historische Ostmitteleuropaforschung – Institut der Leibniz-Gemeinschaf t in Marburg, wandte sich in einem Brief an 

die Redaktion, um Loschaks Vorwurf eines „Totalverbots der russischen Sprache“ in der Ukraine zu widersprechen. Wir 

dokumentieren ihr Schreiben – und die Antwort Viktor Loschaks.

Wer bestimmt, was Kinder lernen – und in welcher Sprache? Ukrainische Jungen und Mädchen am ersten Schultag
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den Wählern jedoch immer weniger ver-
mittelt werden können.

Dort ist allerdings ein erstaunliches 
und seltsames Phänomen zu beobach-
ten. Gerade in dieser Etappe der gleich-
zeitigen Vertiefung und Ausweitung der  
Integration wollte man sich immer häu-
figer der Stimme des Volkes zuwen-
den. Das hing damit zusammen, dass 
die Widersprüche innerhalb der Eliten 
und zwischen ihnen zugenommen hat-
ten, dass die Interessen nur mit immer 
deutlicherem Zähneknirschen zusam-
mengeführt werden konnten. Deshalb 
wurden Plebiszite nicht nur als eine 
Möglichkeit zur Legitimierung dieser 
oder jener Entscheidungen gesehen, 
sondern sogar als Möglichkeit zur Klä-
rung der Beziehungen und als politi-
sches Instrument. Das deutlichste Bei-
spiel mit katastrophalen Folgen ist die 
Abstimmung über den Verbleib in der 
EU in Großbritannien.

Dadurch hat die Volksmeinung in den 
gesamteuropäischen Angelegenheiten 
an Gewicht gewonnen, und die Ober-
schichten der Gesellschaft haben an-
stelle der früheren Erläuterung und 
Aufklärung den Informations- und Pro-

pagandaknüppel hervorgeholt, um das 
gewünschte Ergebnis zu erzielen. Da-
raus verstärkte sich bei den Menschen 
das Gefühl, ihnen solle etwas unterge-
schoben werden, was anderen nützt. 

So wurde die Entfremdung der Obe-
ren von der Basis auf eklatante Weise 
augenscheinlich. Sie findet ihren Aus-
druck im berüchtigten Populismus, 
der übrigens zu einer Waffe nicht nur 
der ehemaligen Randgruppen, sondern 
auch des seine Selbstsicherheit einbü-
ßenden Mainstreams geworden ist.

Mittels der „sozialen Medien“ haben 
wesentlich breitere Massen eine Stim-
me erhalten als beim früheren Medien-
system, das hinreichend effizient ge-
steuert werden konnte. Auf diese Weise 
sind die politischen Prozesse deutlich 
demokratischer geworden, doch die eu-
ropäische Integration war darauf nicht 
eingestellt. Die Versuche zur Anpassung 
der europäischen Institute, die ihnen 
einen transparenteren und demokrati-
scheren Charakter verleihen sollen, zei-
gen bisher eher einen gegenteiligen Ef-
fekt.

Nach den Wahlen zum Europapar-
lament ist es zu einer bösen Blamage 

gekommen, als das System der Spit-
zenkandidaten der gesamteuropäischen 
Parteien im Papierkorb landete, wäh-
rend der engere Kreis des Führungsper-
sonals die Posten auskungelte. Das hat 
das Problem der Entfremdung zwischen 
Eliten und Volk nicht gelöst, sondern 
eher noch verstärkt.

Dort tritt ein Schlüsselproblem offen 
zutage. Es geht um die Gestaltung einer 
neuen Balance zwischen Macht und Ge-
sellschaft, Nationalem und Gesamteuro-
päischem, Werteorientiertem und Prag-
matischem. Solange diese Balance nicht 
gefunden wird, bleiben alle anderen 
Fragen zweitrangig, einschließlich der 
Beziehungen zu Russland. Bevor dieser 
Prozess nicht abgeschlossen ist, bevor 
keine neuen Fundamente entwickelt 
sind, fehlen Europa Energie und Res-
sourcen, um sich aktiv um die adäquate 
Positionierung in der Welt zu bemühen.

Ein völlig anderes, jedoch nicht weni-
ger dringendes Problem hat Russland. 
Die Legitimität der Macht im Sinne ihrer 
Fähigkeit, die Entwicklung des Staats, 
der Gesellschaft und jedes konkreten 
Individuums zu gewährleisten, wird zur 
entscheidenden Bedingung für Stabili-

tät und Prosperität. Die Einbeziehung 
breiterer Massen in die Kommunikati-
on hat Auswirkungen auf das Vertrau-
en zur Führungsspitze. Lebensniveau 
und Lebensqualität bewegen die Bürger 
mehr als außenpolitische und geopoliti-
sche Themen.

Zwar ist die noch in den 1990er-Jahren 
formulierte Agenda erfüllt, Russland ist 
als Akteur der ersten Liga in die Welta-
rena zurückgekehrt. Das löst zwar bei 
der Bevölkerung Genugtuung aus, hebt 
jedoch die anderen Fragen nicht auf.

Anders gesagt: in den gegenseitigen 
Beziehungen bewegen sich Russland 
und die EU wie zwei Introvertierte, was 
eine besondere Art der Kommunikation 
hervorbringt, die durch Zurückhaltung 
und Vorsicht geprägt ist. Die Romanti-
ker erinnern unverdrossen daran, wie 
viele Gemeinsamkeiten beide Seiten ha-
ben und um wie viel leichter sie es hät-
ten, auf viele Herausforderungen zu re-
agieren, wenn sie ihre Anstrengungen 
vereinigen würden.

In der Theorie stimmt das, in der Pra-
xis sind die Umstände anders: 

Erstens ist es bis zur Wiederherstel-
lung des Vertrauens noch weit. 

Zweitens haben Russland und die EU 
eigene Prioritäten. Bei Russland sind das 
Eurasien und die Beziehungen zu China, 
bei der EU die euroatlantischen Bezie-
hungen zu den USA, die sich aber gerade 
sich selbst zuwenden. 

Drittens, die Unsicherheit in Bezug 
auf die Architektur der Weltordnung in 
den nächsten Jahrzehnten zwingt alle 
Beteiligten zu höchster Achtsamkeit in 
verpflichtenden Partnerschaften. Hand-
lungsfreiheit ist heute nötiger als je zu-
vor.

Und schließlich die Übergangssituati-
on der EU: Eine Föderation ist nicht zu-
stande gekommen, einzelne Staaten ha-
ben ihre frühere Bedeutung eingebüßt 
und werden zu Hindernissen.

Auf Unionsebene wird die Notwendig-
keit, einen Grundkonsens erzielen zu 
müssen, viele Komplikationen erzeu-
gen, ebenso in den Ländern, da deren 
Optionen für eine eigenständige Politik 
gegenüber dritten Partnern beschränkt 
sind.

Die politischen Aussichten sind also 
nicht die hoffnungsvollsten. In diesen 
Fällen wird gewöhnlich die Notwen-
digkeit betont, die Rolle der Zivilgesell-

schaft zu stärken. Das ist ein Allerwelts- 
ratschlag. Doch diesmal ist er genau 
richtig, weil die Gesellschaften in Anbe-
tracht der skizzierten Gründe begonnen 
haben, eine größere Rolle bei der Ausge-
staltung der Politik zu spielen.

Wie ihre zukünftige Selbstorganisati-
on aussehen wird, ist eine offene Frage. 
Es kann angenommen werden, dass die 
traditionellen Nichtregierungsorgani-
sationen altern und ihre Funktionalität 
einbüßen werden, ebenso wie die klas-
sischen politischen Parteien. Sie werden 
jedoch offenkundig von neuen Formen 
abgelöst werden, und in diesen Formen 
wird sich gerade auch die neue Quali-
tät der Beziehungen widerspiegeln. Na-
türlich nur, wenn die introvertierten 
Politiker in ihrem Bestreben, an dem 
überholten Modell festzuhalten, die ge-
sunden Triebe nicht zugrunde richten.

Fjodor Lukjanow ist Vorsitzender  
des Rats für Außen- und Verteidigungs-

politik und Chefredakteur  
des Fachmagazins  

Russia in Global Affairs.
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„DIALOG VON INTROVERTIERTEN“

Vorbild Moldau
In Chisinau betrieben Russland, die EU und die USA einen Machtwechsel ohne Blutvergießen. Auf die Frage der Wiedervereinigung  

mit Transnistrien geben der Kreml und der Westen allerdings gänzlich verschiedene Antworten

VON VLADIMIR SOLOVIEV 

Moldau wird nur selten große 
Aufmerksamkeit zuteil. Doch 
kürzlich richteten Moskau, 

Brüssel und Washington nicht nur ihr 
besonderes Augenmerk auf das Land im 
Südosten Europas, sondern es wurde 
zur Bühne für gemeinsamen Aktivitäten: 
Vereint beseitigten sie das scheinbar un-
erschütterliche Regime des zwielichti-
gen Oligarchen Vladimir Plahotnyuk,  der 
seit 2015 als Alleinherrscher in Moldau 
regiert hatte, binnen einer Woche. 

Dieses Finale hat seine Vorgeschichte. 
Ohne sie zu betrachten kann weder die 
Schädlichkeit des eiligst aus dem Land 
geflüchteten Oligarchen noch die zerstö-
rerische Rolle der geopolitischen Kon-
frontation zwischen Moskau und dem 
Westen im postsowjetischen Raum und 
insbesondere in Moldau richtig einge-
schätzt werden.

Plahotnyuk hatte nicht wenig Zeit 
und Mühe aufgewandt, um zum Allein-
herrscher aufzusteigen. In den 1990er- 
Jahren hatte er als Geschäftsmann 
mittlerer Größe begonnen, in den 
2000er-Jahren drang er in den Dunst-
kreis des damaligen moldauischen Prä-
sidenten Vladimir Voronin vor, der das 
Land bis 2009 regierte. Als Voronin und 
seine Partei der Kommunisten die Macht 
verloren, begann Vladimir Plahotnyuk 
als eigenständiger Akteur zu handeln. Er 
trat in die Demokratische Partei ein, die 
er später anführte.

Die Macht, die er sich aneignete, re-
sultierte aus der Rivalität zwischen 
Russland und dem Westen um die Ein-
flussnahme auf die kleine Republik. Die 
Demokratische Partei war Bestandteil 
der Allianz für die Integration in Europa, 
die nach den Kommunisten in Moldau an 
die Macht kam. Die Gründungsmitglie-
der dieses Bündnisses – die Demokrati-
sche, die Liberal-Demokratische und die 
Liberale Partei – vertraten europäische 
Werte lediglich in Worten.

In Wahrheit missbrauchten sie den 
aufrichtigen Wunsch der Hälfte der Be-
völkerung nach Mitgliedschaft in der EU 
für ihre eigenen Interessen. Hauptziel 
jeder der drei Parteien war, die Kontrol-
le über die staatlichen Strukturen und 
die Geldströme zu gewinnen. Brüssel 
und Washington, die eine Revanche der 
prorussischen Kräfte befürchteten, ver-
schlossen lange Zeit die Augen davor, wie 
die Führer der dreiköpfigen Allianz die 
europäische Integration zu Geld machten 
und dabei gegen Gesetze und Verfassung 
verstießen.

Die geopolitischen Überlegungen sieg-
ten über das Gesetz, denn auf dem Spiel 
stand die Unterzeichnung des Assozia-
tionsabkommens zwischen Moldau und 
der EU. Deshalb musste der Verbleib 
der unpopulär gewordenen „proeuropä-
ischen“ Allianz an der Macht gesichert 
werden.

Aus einer scharfen Auseinander-
setzung unter den Verbündeten um 
die Geldströme ging im Herbst 2015 
Plahotnyuk als Sieger hervor. Mit ihm 
als Anführer konnte die Fraktion der 
Demokratischen Partei die Zahl ihrer 
Parlamentssitze verdreifachen. Abge-
ordnete der anderen Fraktionen wech-
selten zu den Demokraten, weil sie ge-
kauft oder mit ihnen vorgeworfenen 
kriminellen Taten und kompromittie-
renden Unterlagen erpresst wurden.

Mit der auf diese Weise gewonnenen 
Parlamentsmehrheit gelang es dem Oli-
garchen, seinen Hauptgegner aus dem 
Weg zu räumen, den ehemaligen Pre-
mier und Vorsitzenden der 
L i b er a l - D emok r at i s chen 
Partei Vladimir Filat. Im 
Herbst 2015 wurde Filat we-
gen des Vorwurfs der Kor-
ruption verhaftet und später 
zu neun Jahren Gefängnis 
verurteilt. Im Januar 2016 be-
rief Plahotnyuk seine eigene 
Regierungsmannschaft mit 
einem ihm völlig ergebenen 
Premier an der Spitze. Ohne 
in irgendwelchen Wahlen ge-
siegt und ohne irgendwelche 
staatlichen Ämter bekleidet 
zu haben, wurde der Oligarch 
so zum uneingeschränk-
ten Patron des Landes, dem 
die Ministerien, die Rechts-
schutzorgane und sogar die 
Gerichte einschließlich Ver-
fassungsgericht unterstellt 
waren.

Brüssel und Washington 
fanden sich mit dieser Situa-
tion ab. Der Oligarch konnte 
sie davon überzeugen, dass 
allein er verhindern könne, 
dass die populäre prorussi-
sche Partei der Sozialisten 
an die Macht kommt, deren 
Führer Igor Dodon in 2016 
Präsident Moldaus geworden war.

Die zunehmenden Verarmung der 
Menschen führte dazu, dass immer 
mehr das Land in Richtung Russland 
und Europa verließen, aber die Demo-
kraten und ihr um die Erhaltung der 
totalen Kontrolle besorgte Führer hat-
ten mit den im Assoziationsabkommen 
vorgesehenen Reformen nichts im Sinn. 
Irgendwann war die Geduld der westli-
chen Partner zu Ende.

Zum ersten ernsthaften Konflikt zwi-
schen Plahotnyuk und Brüssel kam es, 
als er die Spielregeln änderte, damit sei-
ne unpopuläre Partei die Macht erhal-
ten konnte. Gegen die vom Oligarchen 
ignorierten Empfehlungen der EU und 
der sogenannten Venedig-Kommissi-
on des Europarats (Europäische Kom-
mission für Demokratie durch Recht) 
wurde 2017 das Verhältniswahlsystem 

durch ein Mischwahlsystem ersetzt. 
Als im Sommer 2018 bei den Oberbür-
germeisterwahlen von Chisinau der 
langjährige und unversöhnliche Kriti-
ker Plahotnyuks, Andrei Nastase, Füh-
rer der Partei „Plattform – Würde und 
Wahrheit“, den Sieg errang, annullier-
te das vom Oligarchen kontrollierte Ge-
richt das Wahlergebnis im Handstreich. 
Daraufhin erhielt Plahotnyuk eine un-
missverständliche Botschaft von der EU, 
die im November ihre Finanzhilfe ein-
fror.

Im Februar 2018, zur Zeit der Parla-
mentswahlen, waren im Land nicht nur 
die prorussischen Sozialisten erstarkt, 

sondern es hatte sich eine Alternative zu 
den selbsternannten prowestlichen De-
mokraten in Form von zwei rechten pro-
europäischen Parteien gebildet. Die Par-
teien „Aktion und Solidarität“ von Maia 
Sandu und die „Plattform – Würde und 
Wahrheit“ von Nastase hatten an Stärke 
zugelegt und weiteren Einfluss gewon-
nen. Brüssel und Washington betrachte-
ten sie durchaus als potenzielle Partner.

Zu den Wahlen im Februar schlossen 
sie sich zu dem Block ACUM (Jetzt) zu-
sammen und eroberten 26 Parlaments-
sitze. Weitere 35 Sitze entfielen auf die 
Sozialisten, während die Demokraten 
zusammen mit ihren Satelliten insge-
samt 40 Mandate erringen konnten. 
Eine Mehrheit für die Regierungsbil-
dung konnte keines der Lager erzielen, 
und so stellte sich die Frage nach einer 
Koalition.

Der proeuropäische ACUM-Block war 
zu Gesprächen mit den prorussischen 
Sozialisten bereit, lehnte jedoch ent-
schieden jegliche Verhandlungen mit 
den Demokraten ab. Die Partei der So-
zialisten und die Demokratische Partei 
führten Koalitionsverhandlungen, und 
schließlich schien ihr Bündnis unver-
meidlich, wodurch Plahotnyuk seine 
Positionen behalten hätte.

Doch dann mischte sich Moskau ein. 
Der Kreml machte den Sozialisten und 
Präsident Dodon klar, dass eine Allianz 
mit einem Oligarchen, der sich mehre-
re antirussische Affronts geleistet hat-
te, nicht wünschenswert sei. Auf dessen 

Veranlassung hin war 2017 der damalige 
Verantwortliche für die Beziehungen zu 
Chisinau und Vizepremier Russlands, 
Dmitri Rogosin, zur Persona non grata 
in der Republik erklärt worden.

Dodon hatte Angst, sich gegen den 
mächtigen Plahotnyuk zu wenden, der 
den Präsidenten schnell aus dem Amt 
entfernen und danach ins Gefängnis 
hätte bringen können. Verzweifelt ver-
suchte er, Moskau zu überzeugen, dass 
die Allianz mit den Demokraten besser 
sei als das Bündnis mit ACUM. Doch der 
Kreml blieb hart. 

Die Koalitionsverhandlungen kamen 
nicht voran, und es sah nach vorgezoge-
nen Parlamentswahlen aus, was nur für 
die Demokratische Partei von Vorteil 
gewesen wäre. Doch am 3. Juni trafen 
in Chisinau nacheinander der Sonder-
beauftragte des Präsidenten der Russi-

schen Föderation für die Handels- und 
Wirtschaftszusammenarbeit mit Mol-
dau und Vizepremier Dmitri Kozak, 
der EU-Kommissar für Erweiterung 
und Nachbarschaftspolitik Johannes 
Hahn und der Direktor der Osteuropa- 
Abteilung im State Department Brad  
Freden ein. Sie sprachen nicht direkt 
miteinander, trafen sich jedoch mit al-
len im Parlament vertretenen Parteien. 
Vier Tage später, am 7. Juni, wurde die 
von Russland und dem Westen gebillig-
te Koalition von ACUM und Sozialisten 
gebildet. Trotz der geopolitischen Ge-
gensätze bildeten sie sehr schnell eine 
Regierung unter dem Vorsitz von Maia 

Sandu, zur Parlamentsprä-
sidentin wurde die Führerin 
der Sozialisten Zinaida Gre-
ceanii gewählt.

Plahotnyuk versuch-
te sich zu widersetzen. Er 
bezichtigte ACUM und die 
Partei der Sozialisten der 
widerrechtlichen Machter-
greifung. Männer des infor-
mellen gewaltbereiten Flü-
gels der Demokratischen 
Partei blockierten die Zu-
gänge zu allen staatlichen 
Institutionen, einschließ-
lich des Regierungsgebäu-
des. Schließlich erklärte 
das vom Oligarchen kont-
rollierte Verfassungsgericht 
die Koalition und alle von 
ihr gefassten Beschlüsse als 
verfassungswidrig. Die Kon-
frontation hätte durchaus 
zu einer Destabilisierung 
und zu Zusammenstößen 
führen können. 

In dieser Situation misch-
ten sich Russland und der 
Westen erneut in die inner-
moldawischen Angelegen-
heiten ein. Die EU-Länder 
und Russland erkannten die 

neue Macht an. Später folgte ihnen auch 
die USA. Am 14. Juni betrat der ameri-
kanische Botschafter in Moldau, Derek 
Hogan, das Büro der Demokraten. Er 
hielt sich dort 15 Minuten auf und traf 
nur mit Plahotnyuk zusammen. Bald 
nach dem Abgang des Diplomaten er-
klärten die Demokraten ihre Kapitula-
tion, und ihr Anführer Plahotnyuk ver-
ließ noch am selben Tag das Land.

Russland, die EU und die USA sorg-
ten gemeinsam für einen Machtwech-
sel ohne Blutvergießen. Für eine Wo-
che wurde Moldau von einem Gebiet der 
geopolitischen Rivalität zum Schauplatz 
der Zusammenarbeit der einflussrei-
chen Akteure der Region, deren Inter-
essen seit vielen Jahren erstmalig über-
einstimmten: Der zwielichtige Oligarch 
sollte die Republik nicht länger regie-
ren.

Die Koalition der prowestlichen 
ACUM mit den Sozialisten, die derzeit 
die Plahotnyuk-Gefolgsleute aus den 
staatlichen Strukturen entfernt, wird 
sich eine gewisse Zeit halten können. 
Perspektivisch dürfte dieses Bündnis 
jedoch keine Zukunft haben. Zu un-
terschiedlich sind die Aufgaben, die 
Russland und der Westen in Moldau 
verfolgen. Jede Seite möchte, dass die 
eigenen Anhänger an der Macht sind. 
Moskau kann gut mit den Sozialisten 
leben, die EU und die USA mit der pro-
westlichen ACUM. Die Rivalität ist folg-
lich unvermeidlich.

Das gilt auch für den Transnistrien- 
Konflikt. Russland und der Westen er-
kennen zwar die territoriale Integrität 
Moldaus an. Das hat jedoch noch nicht 
dazu geführt, dass Transnistrien, das 
1990 seine Unabhängigkeit erklärt hat-
te, wieder unter die Kontrolle Chisin-
aus zurückgeführt werden konnte.

Für Moskau hat dieser Konflikt meh-
rere Dimensionen.

Erstens: Bei einer Wiederherstellung 
der territorialen Integrität Moldaus 
wird es unweigerlich zu einer Störung 
des sowieso instabilen Gleichgewichts 
der Wählerschaft des Landes kommen. 
Gegenwärtig sind die Anhänger einer 
EU-Integration und einer Bewegung in 
Richtung der von Moskau gesteuerten 
Eurasischen Wirtschaftsunion in etwa 
gleich stark. Im Fall einer Wiederver-
einigung werden mehrere hunderttau-
send prorussische Bewohner Trans-
nistriens für längere Zeit zu einem 
Übergewicht der russlandloyalen poli-
tischen Kräfte in Moldau führen. Damit 
könnten sich die EU und die USA kaum 
abfinden.

Zweitens: Der Kreml möchte den 
Konflikt zwischen Chisinau und Tiras-
pol beilegen, indem Transnistrien ein 
Sonderstatus innerhalb Moldaus einge-
räumt wird. Dieser Status sollte unter 
anderem ein Vetorecht des autonomen 
Gebiets bei wichtigen außenpolitischen 
Entscheidungen der Zentralmacht 
vorsehen, etwa bei der Frage eines 
Beitritts zur Nato oder zur EU.

Dieser Ansatz fand anfänglich im 
Westen durchaus Gefallen. Nachdem 
die Ukraine zum Epizentrum der geo-
politischen Konfrontation geworden 
ist, hat die Transnistrienfrage beson-
dere Bedeutung gewonnen. Ihre Lö-
sung nach dem russischen Modell wür-
de automatisch die Frage aufwerfen, 
weshalb eine derartige Vereinigung 
nicht auch Muster für das Donbass sein 
sollte.

Vladimir Soloviev ist Moldau- 
Korrespondent der russischen  

Tageszeitung Kommersant.

Die potenteste Frau in Chisinau: Maia Sandu
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Die Mitte hält
Entgegen aller Abgesänge, die Bundeskanzlerin weigert sich, wie ein Auslaufmodell zu agieren 
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Keine Frage, Angela Merkels 
Amtszeit neigt sich dem Ende 
entgegen. Im Dezember 2018 gab 

sie den Parteivorsitz auf. Die große Koa-
lition, die seit sechs Jahren regiert – und 
in elf Jahren seit 2005 – erscheint wie 
ein zerstrittenes Paar, das sich innerlich 
schon auf die Scheidung eingestellt hat 
und nur noch über den günstigsten Ge-
richtstermin nachdenkt. Das Gefühl der 
unglücklichen Beziehung überwiegt die 
Tatsache, dass es auf der Arbeitsebene 
durchaus effizient zugehen kann.

Bei den Wahlen zum Europaparla-
ment fuhren beide Parteien herbe Ver-
luste ein; die Union fiel gar unter 30 Pro-
zent – und verlor zugleich an die AfD 
und die Grünen.

Merkel regiert seit 14 Jahren. Ihr un-
terkühlter Stil im Amt mag nicht mehr 
der Mode entsprechen – keine Tweets, 
keine hochtrabende Rhetorik. Die Phy-
sikerin im Kanzleramt ist über all diese 
Zeit bei ihrer patentierten Methode ge-
blieben: ruhiges Verhandeln, vorsich-
tige Arbeit Schritt für Schritt und ner-
venstarke Kompromissbereitschaft. 

Merkel ist frei von starken ideolo-
gischen Prägungen – die teils wüten-
den Unterstellungen vor allem aus dem 
rechten politischen Lager, lange genug 
auch von links, bestätigen dies nur, ge-
rade weil sie zumeist mit so viel Schaum 
vor dem Mund vorgetragen wurden. Zu-
dem fehlt es ihr gänzlich an der Aufge-
blasenheit vieler Politiker, die das Pub-
likum oft unterhält, mit der sich jener 
Politikertypus aber schnell selbst ins 
Aus befördert.

2015 setzte Merkel ihr politisches Ka-
pital ein und schloss die Grenzen nicht 

für 800 000 Flüchtlinge aus Syrien, Iran 
und einigen afrikanischen Staaten, die 
Schutz vor Krieg und Armut suchten. 
Blendet man das schrille Gezeter, das 
ihr dafür entgegenschallte, für einen 
Augenblick aus, dürfte erkennbar wer-
den, dass Merkel auch die Stabilität Eu-
ropas in einer menschlichen und poli-
tischen Krisensituation im Auge hatte 
– und mit ihrem Handeln entschärfte.

Entgegen einer oft wiederholten Be-
hauptung: Die Flüchtlingsbewegung aus 
den kriegsverwüsteten Ländern Rich-
tung Europa hatte sich lange vor Mer-
kels Schritt in Gang gesetzt. Im Som-
mer 2015 reagierte die Bundeskanzlerin 
auf einen Notstand an der ungarischen 
Grenze.

Gleichwohl, der menschliche und mu-
tige Schritt Merkels zeigt bis heute ge-
sellschaftliche und politische Nachwir-
kungen. Die Kanzlerin wurde dafür von 
den einen geehrt, von den anderen ver-
achtet – in Europa und der Welt. Bis heu-
te ist es eine offene Frage, ob es gelingt, 
die Neuankömmlinge gesellschaftlich 
und ökonomisch so zu integrieren, dass 
sie eine echte Perspektive haben und 
gesellschaftlich vollständig anerkannt 
sind.

Tatsächlich hat Merkel in der Zeit, in 
der ihre Flüchtlingspolitik auf beson-
ders heftige Ablehnung stieß – und zur 
Etablierung der rechten AfD beitrug 
–, gegengesteuert.  Einwanderungsbe-
stimmungen wurden verschärft, die Ab-
schiebung abgelehnter Asylbewerber 
vereinfacht, auch wenn ihr in der Pra-
xis immer noch viele Hindernisse entge-
genstehen. Der Türkei-Deal der EU, mit 
dem die Zahl der Flüchtlinge begrenzt 

wurde, die über die Türkei in die EU ge-
langen können, war letztlich ihre Idee 
und wurde vor allem dank Merkels poli-
tischen Vermögens verabschiedet. 

Aufs Ganze gesehen wird deutlich, 
dass die Kanzlerin in der Flüchtlingspo-
litik nicht ihre Position verworfen hat, 
sondern klug ausbalanciert. 

Ein ähnliches Muster lässt sich auch 
aus den anderen beiden großen Linien 
ihrer Kanzlerschaft herauslesen. Nach 
dem Reaktorunfall von Fukushima setz-

te sie kürzere Restlaufzeiten für Atom-
kraftwerke durch und präsentierte ehr-
geizige und weitreichende Pläne für die 
sogenannte Energiewende. Zugleich 
blockierte Deutschland häufiger EU- 
Initiativen für strengere Abgasvor-
schriften, bei denen Merkel den Schutz 
der deutschen Autoindustrie im Blick 
hatte, die noch immer mit großen Au-
tos großes Geld verdienen will. Auch der 
Kohleausstieg wurde auf das Jahr 2038 
vertagt.

Während der europäischen Finanz-
krise – das wichtigste Thema der frühen 
Jahre im Amt – wurde Merkel als „Mada-
me Non“ bekannt, da sie so entschlossen 
auf die Stabilitätskriterien in den Euro- 
Ländern bestand. Wiederholt stand 
Griechenland kurz vor dem Ausschei-
den aus der Eurozone. Am Ende jedoch 
wurde das Land doch gerettet, vorgeb-
lich von Mario Draghi und der EZB, in 
der Sache allerdings mit beträchtlichen 
Krediten und Garantiesummen aus 
Deutschland.

Die Gegner Merkels lassen sich in zwei 
Gruppen einteilen. Die eine sagt ihr 
nach, sie tue zu viel, sie wolle Deutsch-
land per Diktat verändern. Die andere 
hält sie für eine richtungslose Manage-
rin des Status quo, um die Deutschen zu 
schonen. Nachdem die Kanzlerin den 
Parteivorsitz aufgab – lange Zeit hat-
te sie betont, dass sie die Trennung des 
höchsten Regierungsamts vom wich-
tigsten Amt in der Partei für falsch hiel-
te –, trat sie im Europawahlkampf kaum 
noch auf. Entgegen der Erwartungen 
verlor ihre CDU deutlich mehr Stimmen 
an die Grünen als an die AfD, die doch 
eigentlich glaubte, das Auffangbecken 
für einstige Merkel-Wähler zu sein, die 
ihr einen vermeintlichen Schwenk nach 
links nachsagten.

Während der vergangenen Wochen 
erlitt die Kanzlerin bei mehreren öf-
fentlichen Auftritten ungeklärte Zitter-
anfälle. Medizinische Ferndiagnosen 
gab es zuhauf, von bloßem Wasserman-
gel bis zu gefährlichen Krankheiten. 
Merkel ließ in ihrer unnachahmlichen 
Nüchternheit wissen, man dürfe „davon 
ausgehen, dass ich um die Verantwor-

tung meines Amtes weiß und deshalb 
dementsprechend handle, was mei-
ne Gesundheit anbelangt. Und Sie dür-
fen zweitens davon ausgehen, dass ich 
als Mensch ein großes Interesse daran 
habe, dass ich gesund bin und auf meine 
Gesundheit achte.“

Die Abgesänge auf Merkels Kanzler-
schaft wurden ungeachtet dessen schon 
seit Beginn des Jahres in den Zeitungen 
geschrieben. Aber bei allem Lärm: Es 
gibt eine dritte Gruppe in Deutschland, 
welche die Kanzlerin nach wie vor hoch-
schätzt. Merkels Zustimmungsraten be-
finden sich noch immer in der Spitzen-
gruppe aller Politiker in Deutschland, in 
einigen Umfragen führt sie sie sogar an. 

Jüngst empfing die Kanzlerin die dä-
nische Ministerpräsidentin Mette Fre-
deriksen. Nachdem Merkels Zittern bis-
her immer im Stehen aufgetreten war, 
ließ sie für die Nationalhymnen vor 
dem Kanzleramt kurzerhand zwei wei-
ße Stühle auf den roten Teppich stellen. 
„Und ich glaube, dass es so, wie es ge-
kommen ist, eines Tages auch vergehen 
wird“, sagte die Kanzlerin über ihre ge-
sundheitlichen Probleme.

Man kann darin sinnbildlich auch 
Merkel politisches Prinzip erkennen. 
Ganz gleich welche Schwierigkeiten sich 
vor ihr aufbauen, sie macht mit konzen-
trierter Gelassenheit einfach sachlich 
weiter. 

Angela Merkel wird vermisst wer-
den, in dem Augenblick, in dem sie nicht 
mehr da ist. 

Lutz Lichtenberger  
ist Redakteur dieser Zeitung.
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Unbetrüblich: Angela Merkel beim Besuch der dänischen Ministerpräsidentin Mette Frederiksen
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Manchen Ländern reichte eine 
Verfassung. Bei uns jedoch setzt 
fast jeder Machthaber seine ei-

gene ab. Die erste wurde unter Lenin ver-
abschiedet. Stalin bevorzugte eine neue. 
Chruschtschow wollte sie ändern, doch 
er kam nicht dazu. Aber Breschnew, der 
machte sich das Vergnügen. Andropow 
und Tschernenko waren zu kurz am Ru-
der. Gorbatschow konnte auch nicht so 
schnell an die Verfassung ran. Dafür leg-
te sich Jelzin eine eigene zu. Aber schon 
längst sagen die Juristen, auch dieser Text 
sei veraltet und es sei an der Zeit, ihn zu 
ändern. So entstand der Eindruck, die 
Verfassung sei nicht mehr als ein Attribut 
der jeweils herrschenden Regierung. So 
war es nicht immer.

Am 16. Oktober 1905 
schrieb Zar Nikolaus II. 
an seinen ihm treu ergebenen General 
Dmitri Trepow: „Ja, Russland wird eine 
Verfassung geschenkt.“ Das Ergebnis 
der ersten russischen Revolution war ein 
Kompromiss. Die Gesellschaft verzichtete 
auf radikale Parolen, die Staatsmacht auf 
ihre Privilegien. Eine geschriebene Ver-
fassung gab es nicht (so wie in England), 
aber es bildete sich das demokratische 
System der Gewaltenteilung heraus. 

Im vorrevolutionären Russland gab es 
keine „Telefonjustiz“. Aber nicht etwa 
deshalb, weil es kaum Telefone gab. Das 
legislative System garantierte die Rech-
te und Freiheiten der Untertanen, nicht 
einmal der Zar konnte das Recht beugen. 
Der Regierungschef musste Tag für Tag 
die Deputierten von der Richtigkeit sei-
ner Auffassungen überzeugen, was ihm 
nicht immer gelang. Sowohl Duma als 
auch Staatsrat lehnten bisweilen Gesetz-
entwürfe der Regierung ab.

Zahlreiche oppositionelle Politiker 
wurden in die Staatsduma gewählt, dar-
unter auch radikale, die von der Tribüne 
des Parlaments herab alles sagten, was 
sie für erforderlich hielten. Die Zeitungen 
druckten die Reden der Deputierten un-
zensiert, so war es Gesetz. Aber das demo-
kratische System hatte nicht genügend 
Zeit, in Fleisch und Blut überzugehen.

1917 dankte Nikolaus II. zugunsten sei-
nes Bruders, des Großfürsten Michail Al-
exandrowitsch, ab. Er bemerkte zu einem 
Deputierten der Duma nicht ohne Neid: 
„Nun, es ist doch gut, sich in der Lage des 
englischen Königs zu befinden. Leicht und 
bequem! Nicht wahr?“

„Oh ja, Eure Hoheit“, antwortete dieser. 
„Es regiert sich sehr ruhig, wenn man sich 
an die Verfassung hält.“ 

In England waren die Fundamente der 
Demokratie schon lange gelegt, man war 
gewohnt, sich zu einigen, Kompromis-
se zu finden, die Meinungen Andersden-
kender zu berücksichtigen. Bei uns sieht 
man in der Opposition Volksfeinde und 
Söldner des Westens, die man am liebs-
ten ins Gefängnis werfen würde. In Groß-
britannien dagegen sitzt „die Oppositi-
on ihrer Hoheit“ im Parlament. Wäre die 
Geschichte anders verlaufen, wäre auch 
Russland heute eine blühende konstituti-
onelle Monarchie.

Die Bolschewiki führten ihre eigenen 
Gesetze ein. Der fünfte allrussische Sow-
jetkongress im Juni 1918 verabschiedete 
die erste sowjetische Verfassung.

Die Vertreter der „nichtarbeitenden 
Schichten“, die ehemaligen Gutsherren 
und Richter, Kaufleute und Priester, wur-
den in ihren Rechten beschränkt. Sie 
durften nicht wählen und nicht gewählt 
werden, bekamen in den Hungerjahren 
keine Lebensmittelkarten, sie wurden 
nicht in die Gewerkschaften aufgenom-
men und durften nicht in den Staats-
dienst. Ihren Kindern war der Weg in die 
höheren Schulen verstellt. Bis 1927 zählte 
man im Land mehr als zwei Millionen Ent-
rechtete.  

Die Bolschewiki hatten die Macht er-
griffen und versprachen Gerechtigkeit für 
alle, aber das Gleichheitsprinzip wurde 
durchkreuzt von der Logik der Lebens-
gestaltung der obersten Führung. „Die 
Sowjetische Verfassung weist die heuch-
lerische formale Gleichheit von sich“, ver-
kündete stolz das Oberhaupt der sowje-

tischen Regierung, 
Wladimir Lenin, im 
August 1918.

Der Deputierte Juli-
us Martow, einer der 
Anführer der Men-
schewiki, empörte 
sich über den Verstoß 
gegen die Verfassung: 
„Fast kein einziges 
Dekret wurde ver-
handelt oder zur Ab-
stimmung gebracht. 
Die Dekrete werden 
im Namen des Rats 
der Volkskommissa-
re oder hastig einbe-
rufener Machtorgane 
erlassen, die von der 
Verfassung nicht vor-
gesehen sind. Der Rat 
der Volkskommissa-
re ist nicht länger eine 
rechenschaftspflich-
tige Institution, die re-
gelmäßiger Kontrolle 
unterliegt, was er ge-
mäß der sowjetischen 
Verfassung sein soll-
te. Die gleiche Meta-
morphose der Macht-
organe geht überall 
vor sich.“

Seine Worte blie-
ben die Stimme eines 
Rufers in der Wüste, 
weil die Staatsmacht 
der Verfassung so-
gleich ihren Platz 
zuwies. Anatoli Lu-
natscharski, Volks-
kommissar für Bil-
dung und einer der 
wenigen gebildeten 
Führer der Bolsche-
wiki, stellte fest: „Die Gesetze der Verfas-
sung erstrecken sich nicht auf das ZK.“

Einer der führenden Parteisekretäre 
erklärte auf einer Parteiversammlung: 
„Jeder Art von Gesprächen über die wah-
re Demokratie begegnen wir mit stren-
gem militärischem Regime oder sogar 
Abweichung von der Verfassung. Aber das 
alles geschieht im Namen des Sieges. Und 
wir haben gesiegt!“

Damit war klar: Die Verfassung ist 
keineswegs das für alle verpflichtende 
Grundgesetz. Gesetz ist, was der Herr-
scher will. Was hat es schon für eine Be-
deutung, was in der Verfassung steht? 
Tatsache ist: Man kann jedes beliebige Ge-
setz verabschieden, aber mit dem realen 
Leben hat das nichts zu tun. 

Stalin legte Wert darauf, der Regierung 
den Anschein absoluter Legitimität zu ge-
ben. Formal galt die Verfassung als heilig, 
in Wirklichkeit jedoch wurde getan, was 
für die Staatsmacht erforderlich war. Sta-
lins Verfassung wurde als Musterbeispiel 
der Demokratie gepriesen. Aber hat ir-
gendjemand ernsthaft die in Stalins Ver-
fassung verbrieften Rechte und Freihei-
ten wahrgenommen? 

Der Sonderbevollmächtigte des NKWD 
für die Omsker Region, Unterleutnant der 
Staatssicherheit Jelisarow, schrieb in ei-
nem Bericht an seinen Vorgesetzten: „Ab-
teilungsleiter Balotow traf während der 
Volksaussprache über das Projekt der 
Verfassung der UdSSR mit dem Staatsan-
walt der Region Omsk, Jewsej Rapoport, 
zusammen. Dieser sagte zu ihm: ‚Lassen 
Sie alle Fälle nach Paragraph 58.10 fal-
len. Es herrscht jetzt Meinungsfreiheit.‘ 
Das Obige wird mitgeteilt zu Ihrer Verfü-
gung.“

Paragraph 58 des Strafgesetzbuchs sah 
strengste Bestrafung (einschließlich To-
desstrafe) für alle Arten politischer Ver-
gehen vor. Er bestand aus einer Vielzahl 
von Unterpunkten. Paragraph 58.10 be-
traf antisowjetische Propaganda und Agi-
tation. Staatsanwalt Rapoport, der Stalins 
Verfassung beim Wort genommen hatte, 
wurde inhaftiert.

Nach Stalins Tod und 
dem 20. Parteitag der  
KPdSU, der Stalins Praxis verurteilte, war 
der wirkliche Wert von Rechtsbewusst-

sein und Gesetzmäßigkeit noch nicht ins 
allgemeine Bewusstsein getreten. Das ge-
setzgebende Organ, das heißt der Obers-
te Sowjet, war vollkommen machtlos. Die 
Gesetze wurden von der Parteiführung 
erlassen. Aber in den Protokollen des 
Politbüros und des Sekretariats des ZK 
merkte man an: „Entsprechend der sow-
jetischen Modalität ausgestalten“.

Das hieß auch, dass ein Gesetz pro for-
ma vom Obersten Sowjet verabschiedet 
wurde. Die Entscheidungen des Politbü-
ros blieben geheim, und die Zeitungen 
druckten die Gesetzestexte, die von den 
Genossen Deputierten einstimmig ange-
nommen worden waren.

Das Land war es so gewohnt: Ein Gesetz 
ist nur ein Schauobjekt für das breite Pub-

likum im Unterschied zum tatsächlichen 
Willen der Regierung, der den Untergebe-
nen in der Stille der Büros mündlich un-
terbreitet wird, oder in schriftlicher Form 
den engsten Vertrauenspersonen zuge-
schickt wird. 

Am 25. April 1962 erklärte Partei- und 
Regierungschef Nikita Chruschtschow 
auf einer Sitzung des Obersten Sowjets 
der UdSSR, die Verfassung von 1936 sei 
veraltet und überholt. Man setzte einen 
Verfassungsausschuss unter Leitung von 
Chruschtschow selbst ein.

Nikita Chruschtschow schlug vor, den 
Sowjetrepubliken mehr Rechte zu ge-
ben, wichtige demokratische Prinzipien 
zu stärken, Plebiszite einzuführen (und 
zwar auf Unions-, Republik- und regio-
naler Ebene), die Amtszeit für Beamte 
auf höheren Posten zu beschränken, den 
Obersten Sowjet häufiger einzuberufen, 
dessen Kommissionen zu ständigen zu 
machen, die Mitglieder der Kommissio-
nen von anderen Arbeiten freizustellen; 

das heißt, sie zu echten Parlamentariern 
zu machen. Man diskutierte die Idee eines 
Schwurgerichts und die Abschaffung der 
Passpflicht. Man wollte die Bestimmung 
einführen, dass man nur auf richterliche 
Anordnung verhaftet werden konnte, au-
ßerdem die Möglichkeit, sich bei rechts-
widrigem Verhalten der Staatsorgane und 
Beamten an die Gerichte zu wenden. 

Chruschtschow entwarf geradezu um-
stürzlerische Gedanken. „Die bürgerli-
chen Verfassungen sind demokratischer 
als unsere.“ Ein Präsident dürfe nur für 
zwei Amtsperioden gewählt werden. 
„Wenn die Bourgeoisie und die Kapitalis-
ten nicht befürchten, dass ihr System 
einstürzt, wenn der gewählte Präsident 
nach zwei Amtsperioden ausgewechselt 

wird, warum sollten wir davor Angst ha-
ben?“ Die derzeitigen Funktionsträger, 
so insinuierte er, seien weder die genials-
ten noch deren Nachfolger völlig unfähig. 
„Deshalb würde ich meinen, dass man es 
so machen sollte, damit eine ständige Er-
neuerung stattfindet.“

Wem unter seinen Zuhörern konnten 
diese Worte des Ersten Parteisekretärs 
schon gefallen? Chruschtschow selbst war 
schon im Rentenalter, er musste ohnehin 
bald gehen, aber was war mit den jünge-
ren? Soll man etwa seinen hohen Posten 
verlieren, nur weil man nicht mehr als 
zwei Amtsperioden lang darauf sitzen 
bleiben darf?

„Wenn jeder weiß, dass er nur für eine, 
maximal zwei Amtsperioden gewählt 
wird“, phantasierte Chruschtschow wei-
ter, „dann gibt es bei uns keinen bürokra-
tischen Apparat und kein Kastensystem. 
Und das bedeutet, dass die Menschen 
sich mutiger hervortun, und das bedeu-
tet, dass eine Demokratisierung erfolgt, 

in der Partei, im Volk, 
im Land.“ 

Eben diese Idee 
schuf Chruschtschow 
die meisten Feinde 
innerhalb des Partei-
apparats. In unserem 
Land sind die Ver-
suche, die Allmacht 
der herrschenden 
Schicht durch be-
grenzte Amtszeiten in 
die Schranken zu wei-
sen, zum Scheitern 
verurteilt. Nachdem 
Chruschtschow ab-
gesetzt worden war, 
beschloss das Polit-
büro, die neue Ver-
fassung solle die von 
Stalin aufnehmen, es 
genüge, ein paar klei-
ne Korrekturen vor-
zunehmen.

Leonid Breschnew 
schrieb in sein Tage-
buch: „Zu Hause ge-
blieben, keine Anrufe 
gemacht, keine be-
kommen – morgens 
rasiert, Haare ge-
schnitten und gewa-
schen … mit Podgorny 
über Fußball und Eis-
hockey und ein biss-
chen über die Verfas-
sung gesprochen … 
im Dorf mit Medunow 
gesprochen … war  
gut …“

In die neue Verfas-
sung wurde der Arti-
kel 6 aufgenommen: 
„Die führende und 
lenkende Kraft der 

sowjetischen Gesellschaft, der Kern ihres 
politischen Systems, der staatlichen und 
gesellschaftlichen Organisationen ist die 
Kommunistische Partei der Sowjetuni-
on.“ 

Am 12. Dezember 1993 wählte das neue 
Russland die Deputierten der ersten 
Staatsduma und stimmte zugleich über 
die neue Verfassung ab, die in erster Li-
nie den Status des Präsidenten veränder-
te. Wo früher der Präsident nur einer aus 
dem Zentrum der Macht war und das Par-
lament seine Vollmachten einschränken 
und ihm überhaupt eine Menge Unan-
nehmlichkeiten bereiten konnte, so wur-
de er jetzt praktisch unabhängig vom Wil-
len der Deputierten.

Der Präsident ernennt den Regierungs-
chef. Die Staatsduma muss dieser Ernen-
nung natürlich zustimmen. Aber wenn die 
Deputierten dreimal den Vorschlag des 
Präsidenten ablehnen, hat er das Recht, 
den Ministerpräsidenten per Dekret zu 
ernennen, die Duma aufzulösen und Neu-
wahlen anzusetzen. Wenn die Duma der 
Regierung das Misstrauen ausspricht, 
kann der Präsident zustimmen und das 
Kabinett entlassen, er kann aber auch die 
Duma auflösen und neu wählen lassen. 

Jelzin wurde nicht zum Diktator, ob-
wohl seine Macht praktisch unbegrenzt 
war. Er versuchte nicht einmal, die Rechte 
und Freiheiten der Bürger zu beschrän-
ken. Trotz all seiner Fehler bewahrte er 
dem Land den politischen Pluralismus, 
die Demokratie und die Meinungsfreiheit. 
Es besteht kein Zweifel, dass dies sein per-
sönlicher Wille war.

„Er hätte ja die Möglichkeit gehabt, zum 
Diktator zu werden, alle seine Gegner zu 
unterdrücken und auszuschalten“, sagte 
der ehemalige Assistent des Präsidenten, 
Georgi Satarow. „Er tat es nicht. Er hat die 
Umstände nicht ausgenutzt.“

Aber nach und nach begann man, Jelzin 
als Zar zu titulieren. Manche scherzhaft, 
andere im Ernst. Boris Nikolajewitsch Jel-
zin hatte sich tatsächlich verändert. Der 
Sturz der Sowjetmacht widerlegte nicht 
die Gültigkeit der marxistischen Maxi-
me, wonach das Sein das Bewusstsein be-
stimmt. Und das Sein wurde zaristisch. 
Jelzins ehemaliger Pressesprecher, Wjat-
scheslaw Kostikow, erinnert sich mit Be-

dauern: In seinem Lächeln, in seinem 
Blick erschien spürbar Hochmut, „nach 
und nach verlor er seine demokratische 
Haltung, seine Zugänglichkeit und sein 
Vertrauen in menschliche Beziehungen, 
also eben die Charaktereigenschaften, die 
die Arbeit mit ihm in den vorherigen Jah-
ren so attraktiv gemacht hatten.“

Jewgeni Sawostjanow, der damals stell-
vertretender Leiter der Präsidialadminis-
tration war, sagte mir: „Sobald das Institut 
des gewählten Monarchen eingeführt ist, 
muss man sich damit abfinden, dass sich 
auch ein Hofstaat bildet, und darin wird es 
die typische Kamarilla geben, solche, die 
näher am Monarchen dran sind, und an-
dere, die weiter weg sind.“

Warum hat die Verfassung von 1993, 
die doch von hochqualifizierten Rechts-
wissenschaftlern formuliert wurde, das 
Verhältnis zum Grundgesetz nicht verän-
dert? Auch sie nahm man nur als ein Do-
kument wahr, das einzig und allein Präsi-
dent Jelzin brauchte.

2008 wurde die Verfassung wiederum 
geändert. Man verlängerte die Amtszeit 
des Präsidenten um zwei auf sechs Jah-
re, die der Abgeordneten der Duma um 
ein Jahr. Aber seit einiger Zeit werden in 
der Presse und in den sozialen Netzwer-
ken Vermutungen laut: Nicht mehr lange, 
dann wird man die Begrenzung der Amts-
perioden ganz aufheben.

Bislang dreht sich die öffentliche Dis-
kussion jedoch eher um Ressortinter-
essen. Ein Beispiel: Der Vorsitzende des 
Unterhauses des Parlaments hält es für 
richtig, die Verfassung dahingehend zu 
verändern, dass die Deputierten in den 
Prozess der Regierungsbildung weitest-
gehend involviert sind und von den Minis-
tern Rechenschaft verlangen können. Der 
Kabinettschef dagegen ist davon über-
zeugt, gerade dieser Teil der Verfassung 
sei unantastbar. „Die Gesellschaft und das 
politische System entwickeln sich eben“, 
wie Dimitri Medwedjew meint, „und dar-
aus kann sich die Frage nach dem Umbau 
der Funktionsabläufe einzelner Machtin-
stitutionen erheben.“ Man kann das auch 
so verstehen: Die Frage nach einer Kor-
rektur der Verfassung kann in jedem Mo-
ment gestellt werden, und sie wird keine 
großen Emotionen hervorrufen.

Die Achtung vor Geist und Buchstaben 
des Gesetzes ist nicht das stärkste Merk-
mal des russischen Bürgers. Solch ein 
Satz klingt gewöhnlich wie eine Selbst-
rechtfertigung. Aber Geringschätzung 
der Gesetze gehört nicht zu den in der 
modernen Medizin bekannten Geburts-
fehlern. Sie wird anerzogen. 

Und welche Regeln und Normen herr-
schen in unserer Gesellschaft?

Wassily Leontief, Nobelpreisträger für 
Wirtschaftswissenschaften, schrieb wäh-
rend der Perestroika: „Siebzig Jahre lang 
hat man bei uns die Menschen gelehrt, zu 
schludern und sich vor der Arbeit zu drü-
cken. Ein Großteil der Energie wird dar-
auf verwendet, zu stehlen, zu schludern, 
zu betrügen und sich vor der Arbeit zu 
drücken. Mit solchem Gepäck auf dem Bu-
ckel sind wir in das neue Leben getreten.“

Solange die Gesellschaft so wenig Wert 
auf die Geltung von Gesetzen legt, solange 
bleibt die Verfassung nur ein Element der 
Gestaltung. Die Menschen sind seit langem 
daran gewöhnt: Nicht die Verfassung defi-
niert das System der Macht, sondern die 
Oberhäupter entscheiden, welche Geset-
ze ihnen genehm sind. Wenn die da oben 
gönnerhaft sagen, man brauche nichts zu 
verändern, werden die Juristen immer 
wieder stolz verkünden: Die Verfassung 
ist unabänderlich! Und wenn es auf einmal 
heißt: Man muss dem Lauf der Zeit genü-
gen, dann machen sie sich genauso eifrig 
daran, die Verfassung zu zerschnippeln.  

Leonid Mletschin ist ein vielfach  
ausgezeichneter russischer Print- und  

Fernsehjournalist sowie Autor zahlreicher 
Bücher, darunter zeithistorische Werke 

und eine Breschnew-Biografie.  
Er lebt in Moskau.

 

Gesetz ist, was der Herrscher will
Weshalb fast alle Machthaber in Russland sich ihr eigenes Grundgesetz schufen und dessen Geist und Buchstaben niemals wörtlich zu verstehen sind 

VON LEONID MLETSCHIN

Tatsache ist: Man kann jedes 
beliebige Gesetz verabschieden,  

aber mit dem realen Leben hat  
das nichts zu tun 

Portrait des Präsidenten als junger Mann. Wladimir Putin und sein Vorgänger im Amt Boris Jelzin im Jahr 2000
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Es geht um fünf Päckchen mit jeweils 
wenigen Gramm Drogen. Es ist nicht 
schwer, jemandem eine derart winzige 

Menge in die Aktentasche, den Rucksack oder 
die Handtasche zu schmuggeln.

Fast die Hälfte aller verurteilten Straftäter in 
Russland sind wegen Verstoßes gegen die Dro-
gengesetze inhaftiert. Nach offizieller Statistik 
wurde der größte Teil dieser Menschen mit ex-
akt der Menge Drogen ertappt, die für eine Ver-
urteilung ausreicht.

„Wir sind Iwan Golunow“,  stand in fetten 
Lettern auf den Titelseiten von Kommersant, 
Wedemosti und der Zeitung RBK. Denn in Russ-
land kann jeder Einzelne sich in fast jedem Au-
genblick in der Lage von Iwan Golunow wie-
derfinden und wie er Schutzlosigkeit hautnah 
erleben. 

Das korrupte Strafverfolgungssystem er-
fuhr Widerstand, wie es ihn niemals zuvor er-
lebt hatte. Die öffentliche Diskussion über Go-
lunow ist auch eine Diskussion über ein System 
der bestellten Prozesse, über die Geschäftema-
cher unter den Angehörigen der Miliz, des FSB 
und der Staatsanwaltschaft.

Den Menschen ist definitiv unverständlich, 
woher jener Oberst der Wirtschaftspolizei die 
12 Milliarden Rubel herhatte, die man bei sei-
ner Verhaftung fand; woher die 9 Milliarden 
seines Kollegen vom FSB kamen; und wie es 
angeht, dass ein Unterweltkönig sich für eine 
Million Dollar die Dienste der Leiter der straf-
rechtlichen Ermittlungen in Moskau kaufen 
kann. 

Boris Titow, Ombudsmanns für Unterneh-
merrechte des russischen Präsidenten, be-
klagte sich kürzlich: „80 Prozent aller Prozesse 
gegen Unternehmen sind solche, in denen die 
Geschäftsleute selbst die Rechtsschutzorgane 
zur Lösung firmeninterner Probleme hinzu-
ziehen – lies: mieten.“

Irgendwann war den Menschen mit den 
Schulterklappen klargeworden, „dass es so 
geht“, und die skrupellosesten boten ihre 
Dienste zum Kauf an. 

Wer hat die Aktion gegen Golunow bei ih-
nen bestellt? Am wahrscheinlichsten ist, dass 
es einer seiner Protagonisten war: die Bestat-
tungs-Mafia, die Angehörigen des Gesundheits-
wesens, welche die Versicherungen betrügen, 
Mikrokredithaie, welche die Leute abzocken. 
Interessanterweise hat sich Golunow bei sei-
nen Enthüllungen nie auf die Ebene der höhe-
ren Politik begeben. Die Tatsache, dass man 
ihm bei seinen Enthüllungen keinerlei poli-
tische Interessen vorwerfen kann, rief Men-
schen ganz unterschiedlicher Einstellungen zu 
seiner Verteidigung auf den Plan.

Sogar Repräsentanten des Regimes traten 
für ihn ein, zum Beispiel Walentina Matwije-
nko, die Vorsitzende des Föderationsrats, des 
dritthöchsten Staatsamts in Russland. Mit ei-
nem Wort: auf der Seite Golunows fanden sich 

nicht nur die Gegner des Kreml, sondern auch 
all jene, die gegen Diebstahl und Korruption 
sind – und das ist sicher nicht der kleinste Teil 
des Landes. Es gibt nicht viele, die das Regime 
stürzen wollen, aber die Zustände in Russland 
verbessern, dass wollen die meisten.

Es spricht für sich, dass die Geschichte von 
der Verhaftung des Journalisten sogar das Pe-
tersburger Wirtschaftsforum erfasste. Als die 
staatlichen Vertreter am zweiten Tag auf dem 
Ausstellungskomplex bei Pulkowo erschie-
nen, wo man über Investitionen reden wollte, 
sprach man am Ende hauptsächlich über den 
Fall Golunow. Ein wirkliches Gespräch kam 
nicht zustande: Die Staatsmacht erzählte von 
den amerikanischen Umtrieben, die Unterneh-
mer ließen sich darüber aus, dass man bei sol-
chen Zuständen und solchen Rechtsorganen 
keine externen Feinde mehr brauche. 

Ohne Befehl von oben ging die russische Ge-
sellschaft gewissermaßen zum Gegenangriff 
auf das verkommene Rechtssystem über. We-
nigen fiel dabei auf, dass in keiner einzigen 
Rede und in keinem Artikel, die Golunow in 
Schutz nahmen, dazu aufgerufen wurde, den 
Gerichtsbeschluss abzuwarten. Niemand er-
hoffte sich von den Gerichten Gerechtigkeit. „In 
Russland“, schreibt Olga Romanowa, die Vor-
sitzende der Bürgerrechtsorganisation „Rus 
sidjaschaja“ (Russland hinter Gittern), werden 
80 Prozent der Drogenprozesse in einem spe-
ziellen Verfahren abgehandelt, das heißt ohne 
Prüfung der Beweise. Es wird nicht untersucht, 
sondern sofort verurteilt.“

Die russischen Gerichte selbst haben den 
Menschen beigebracht, sich als folgsames letz-
tes Glied der Strafverfolgungsmaschine wahr-
zunehmen. Die Quote der Freisprüche von 0,2 
Prozent spricht für sich. In der russischen Um-
gangssprache gibt es dafür sogar einen beson-
deren Ausdruck: Basman – Gerichtsbarkeit. 

Aber sogar in dieser konservativen Institu-
tion begann sich im Kontext der gesellschaft-
lichen Empörung etwas zu ändern. Eine Wo-
che nach dem Abschluss des Falls Golunow 
sprach das Moskauer Bezirksgericht von St. Pe-
tersburg über einen anderen Journalisten, Igor 
Rudnikow, ein Urteil ohne Freiheitsentzug. Der 
Redakteur der Kaliningrader Zeitung Nowyje 
Koljossa („Neue Räder“) verließ den Gerichts-
saal als freier Mann. Dabei hatte die Staatsan-
waltschaft zehn Jahre Lagerhaft gefordert.

Rudnikow war verhaftet worden, nachdem 
er über unverhältnismäßig hohe Ausgaben des 
Leiters des lokalen Untersuchungsausschusses 
berichtet hatte. Grund der Verhaftung war ein 
fingierter Erpressungsversuch an dem leiten-
den General dieses Ausschusses. Vor Gericht 
fiel die Anklage in sich zusammen.

Man muss dabei anmerken, dass Rudnikow 
als investigativer Journalist unter noch stär-
kerem Druck stand als Golunow. 2016 hatten 
ihn zwei ehemalige Angehörige einer Miliz an-

gegriffen. Wie durch ein Wunder überlebte er 
fünf Messerstiche in den Rücken. Anderthalb 
Jahre später wurde er in der Haft zusammen-
geschlagen, dabei wurde ihm ein Arm gebro-
chen. Die folgenden anderthalb Jahre ver-
brachte er in Untersuchungshaft. Nicht ohne 
Grund stuft die Menschenrechtsorganisati-
on Memorial Rudnikow als politischen Häft-
ling ein. 

Rudnikow und Golunow sind heute auch 
deshalb frei, weil die Gemeinschaft der Jour-
nalisten sie nicht allein ließ. Die größte Wirt-
schaftszeitung des Landes, Kommersant, 
berichtete allein zwölfmal über den Fall Rud-
nikow. Sein Verfahren ist ein weiteres, wenn 
auch negatives, Beispiel dafür, wie sehr der 
Grad der Meinungsfreiheit mit dem Grad der 
Korruption zusammenhängt. 

Es ist schwierig, bei dem recht kurzen Ver-
fahren gegen Golunow den Augenblick zu er-
kennen, in dem der Sondereinsatz der Miliz 
sich unter dem grellen Licht der Öffentlich-
keit  in einen Sabotageakt gegen alle ehrli-
chen Menschen verwandelte, auch gegen den 
gesunden Teil des Staatsapparats. Denn eben 
in jenem Augenblick war klar, dass man sich 
so zum Anwalt derer machen würde, die of-
fensichtlich nicht zum ersten Mal jemandem 
Drogen untergeschoben hatten, wenn man 
die Täter jetzt noch unterstützte. Und da-
mit auch all jene, die Golunow kritisiert hat-
te, und die im Verdacht stehen, diese schäbi-
ge Operation bestellt zu haben. Eben darum 
fand sich im Kreml niemand, der sich, wie 

sonst üblich, für die „Silowiki“ einsetzte, die 
Vertreter der Geheimdienste und des Mili-
tärs. 

Übrigens waren und sind die Generale und 
Obristen, die sich am „Fall Golunow“ die Fin-
ger verbrannten, für die Staatsmacht nicht in-
teressant, wie man zugeben muss. Mitleid ist 
fehl am Platze. Die Miliz ist nicht der FSB, des-
sen Angehörige dem pathetischen Glauben un-
terliegen, von ihnen hänge die Einheit und das 
Wohl Russlands ab.

Wenn der Kreml Stabilität will, schrieb die 
Politologin Tatjana Stanowaja, muss man nicht 
in der Gesellschaft Ordnung schaffen, sondern 
bei denen, die sie hüten.“ Iwan Golunow bleibt 
für lange Zeit ein Symbol für den gesellschaft-
lichen Versuch, eine solche Ordnung zu schaf-
fen.

Solange man nicht weiß, wer das Verfahren 
gegen Golunow bestellt hat, gilt unter Journa-
listen der Fall nicht als abgeschlossen. Einfache 
Fragen sind bisher nicht beantwortet: Wer war 
es, wieviel wurde gezahlt und wozu? Noch hat 
das Oberste Gericht nicht auf den Widerspruch 
gegen die Schließung von Rudinows Kalinin-
grader Zeitung Neue Räder reagiert. Aber eines 
ist offensichtlich: Wenn sich die Menschen zu-
sammenschließen, gibt es für die Zivilgesell-
schaft immer eine Chance auf Gerechtigkeit.  

Sabotageakt gegen  
die Ehrlichkeit

Der Fall Iwan Golunow kann nicht als abgeschlossen gelten, aber die  
Abwehrreaktion ist ein großer Sieg der russischen Zivilgesellschaft 

VON VIKTOR LOSCHAK

Der Mann, 
der die Welt rettete

Wie der Offizier Stanislaw Petrow durch besonnenes Ignorieren  
von Alarmmeldungen einen Atomkrieg verhinderte

VON CHRISTIAN WERNICKE

Der Park an der Vestischen Straße macht 
nicht viel her, der graue Schotterweg 
durch Oberhausen-Osterfeld verspricht 

keine Sensationen. Aber genau dort, in Höhe des 
Hauses Nummer 137, stoßen Spaziergänger am 
Wegesrand auf ein Stück Weltgeschichte. Seit dem 
19. Mai 2019 steht dort eine Gedenktafel, die in drei 
Sprachen – Deutsch, Englisch und Russisch – an 
Stanislaw Petrow erinnert: „The man who saved 
the world“ heißt es auch in der deutschen Version 
– da der Satz auf Englisch besser klingt, und so ein 
Dokumentarfilm aus dem Jahr 2014 heißt, der die 
Lebensgeschichte des Stanislaw Petrow erzählt.

Warum nun ausgerechnet die erste Gedenktafel 
in Deutschland für einen vor zwei Jahren gestorbe-
nen russischen Offizier in Oberhausen steht – das 
kann nur Karl Schumacher erklären. Der Mann 
wohnt 250 Meter weiter die Straße rauf. Ohne den 
Einsatz des inzwischen 68-Jährigen wäre Stanis-
law Petrow vielleicht längst vergessen. 

Schumacher und Petrow waren Freunde, und es 
war dieser Deutsche, der vor zwei Jahren als ers-
ter Mensch im Westen die Nachricht vom Tode des 
Russen erfuhr. Schumacher hatte wie jedes Jahr 
am 7. September Petrow zum Geburtstag gratu-
lieren wollen. Doch als er in Frjasino nahe Moskau 
anrief, war nur dessen Sohn Dimitrij dran – der 
ihm mitteilte, dass der Vater bereits am 19. Mai 
2017 verstorben war. Schumacher informierte die 
Medien und diese verbreiteten die Nachricht vom 
Tod des Weltenretters in 150 Länder.

Stanislaw Petrow war Karl Schumachers Held. 
Ein kleiner, hagerer, stets bescheidener Mann sei 
dieser Russe gewesen, erinnert sich der Deutsche. 
„Aber er hat Größeres vollbracht als Obama oder 
Putin“, sagt Schumacher und zieht an seiner Zi-
garette. Er sitzt in seinem Büro vorm PC, auf dem 
Monitor klickt er ein privates Foto seines Idols an: 
„Dieser Mann hat Millionen Menschen gerettet“, 
sagt der 68-jährige Großvater von acht Enkeln, 
„wäre dieser Stanislaw Petrow nicht gewesen, wir 
wären überall gestorben – in Amerika, in Russ-
land, in Europa. Ich auch.“ 

Schumachers Geschichte ist ein Stück Welt-His-
torie. Und der Oberhausener kennt jedes Detail 
aus erster Hand, von Stanislaw Petrow persön-
lich. Der Russe hat ihm anvertraut wie es zuging 
in jener Nacht zum 26. September 1983. Da hatte 
Oberstleutnant Petrow 90 Kilometer südlich von 
Moskau atomaren Wachdienst in der Bunkeran-
lage von Serpuchow-15, dem Kontrollzentrum des 
sowje-tischen Raketenwarnsystems „Oko“. Es war 
eine der eisigsten Phasen des Kalten Kriegs, nur 
drei Wochen zuvor hatte ein sowjetischer Abfang-
jäger eine koreanische Boeing 747 abgeschossen: 
269 Tote.

Plötzlich meldet Petrows Computer einen An-
griff amerikanischer Atomraketen. „Hätte Pe-
trow das brav an seine Vorgesetzten gemeldet, der 
Krieg wäre losgegangen“, ist sich Schumacher si-
cher. Doch Petrow zögerte, vermutete Fehlalarm, 
weshalb die Apokalypse ausfiel – und 15 Jahre spä-
ter eine wundersame deutsch-russische Freund-
schaft begann.

Und deshalb wiederum hat Karl Schumacher, 
Bestattungsunternehmer a. D., am zweiten To-
destag seines Idols am Rand einer Parkwiese in 
Oberhausen ein kleines Denkmal eingeweiht: „Zur 
Erinnerung an Stanislaw Petrow“ steht auf der 
Gedenktafel, daneben sind vier Fotos zu sehen, 
die Petrow bei einem Besuch im Frühjahr 1999 in 
Oberhausen zeigen: Beim Anstoß eines Fußball-
spiels, zu Be-such in einer Schule, als Tourist hoch 
oben auf dem Oberhausener Gasometer. Ein vier-
tes Bild zeigt die beiden Freunde beim Spazier-
gang ziemlich genau dort, wo jetzt erinnert wird 
an den „Mann, der die Welt rettete“.

Sich selbst nennt Karl Schumacher schlicht 
„den Mann, der Danke sagen wollte.“ Mit diesem 
Wunsch hatte ja alles angefangen. Am 8. Oktober 
1998 las Schumacher zum ersten Mal von Stanis-
law Petrow und seiner Heldentat: Eine deutsche 
Boulevard-Zeitung hatte eine Story aus britischen 
Medien aufgegriffen und beschrieben, wie „ver-
armt und traurig“ Petrow in einem Moskauer Vo-
rort-Apartment lebte.

Schumacher, Typ Tatmensch und Dickschädel, 
beschloss zu handeln. Er recherchierte Petrows 
Adresse, überredete einen Kumpel mit schwachen 
Russisch-Kenntnissen zur Mitreise und flog nach 
Russland. An einem Samstagmorgen im Novem-
ber 1998 klopfte er in einem grauen Wohnsilo von 
Frjasino 40 Kilometer nordöstlich von Moskau an 
eine fremde Holztür: „We have come to say thank 
you!“ Petrow verstand und bat die beiden Frem-
den hinein: „Come in.“ Es war Freundschaft auf 
den ersten Blick.

Schumacher lud Petrow nach Deutschland ein. 
Im April 1999 zeigte er ihm Köln und den Dom, 
vor allem aber sein Revier: Oberhausens Kaiser-
park, den Rhein-Herne-Kanal, den Moviepark 
in Bottrop. Eben das, was 1983 dank Petrow ver-
schont geblieben war: „Wenn die Russen auf wat 
zielten, dann doch aufet Ruhrgebiet.“ In dem Be-
wusstsein, „dass wir im Revier mit all der Indust-
rie die ersten Opfer sind, wenn’s knallt“, sei er als 
Kind des Kalten Kriegs aufgewachsen. 

Petrows Geschichte, nach dem Zerfall der Sow-
jetunion 1998 von einem russischen General pub-
lik gemacht, ging schließlich um die Welt: Die UNO 
ehrte ihn, San Francisco verlieh ihm 2004 den 
„World Citizen Award“. Und die Deutschen über-
reichten dem Ingenieur und Ex-Offizier den „Me-
dienpreis“ (2012) und den „Dresdner Preis (2013).

Die Sowjetunion oder Russland ehrten Petrow 
nie. Im Gegenteil, seine Vorgesetzten rügten ihn 
wegen Verstoßes gegen die Vorschriften. In ei-
ner Stellungnahme von 2006 räumte Russlands 
UN-Vertretung zwar den Fehlalarm von 1983 
ein, ausgelöst offenbar durch eine seltene Wol-
ken-Konstellation über den US-Atomsilos im Bun-
desstaat North Dakota. Aber vor einem Atoman-
griff, so beteuerte Moskau, hätte man sowieso 
noch andere Informationsquellen geprüft und den 
Fehler bestimmt bemerkt.

Westliche Sicherheitsexperten hegen da Zwei-
fel, und Schumacher bezeugt, was ihm Petrow mal 
anvertraut hat: „Den ersten Alarm hat er weiter-
gegeben mit dem Hinweis ‚Vermutlich fehlerhaft‘. 
Aber dann meldete der Computer noch vier Mal 
‚Angriff!‘“

Der deutsche Freund muss tief durchatmen, be-
vor er die Geschichte zu Ende erzählt: „Petrow hat 
alle vier Meldungen verschwiegen. Denn er wuss-
te, dass die Generäle losgeschlagen hätten.“

Zu der Einweihung der Gedenktafel am 19. Mai 
2019 hatte der Oberhausener Petrows Tochter und 
Sohn eingeladen. Draußen im Park verkündete 
Karl Schumacher, was er gelernt habe von Stanis-
law Petrow – dass man die Welt nicht Computern 
und Algorithmen überlassen dürfe. „Wir sind klü-
ger als Computer, denn wir haben sie erschaffen“, 
habe ihm der Russe gesagt.

Das letzte Wort, so mahnte Schumacher an der 
Vestischen Straße, müsse stets ein Mensch haben, 
am besten einer wie sein Freund: „Wir Menschen 
sind ein Versuch Gottes oder der Natur. Dank Sta-
nislaw Petrow geht dieser Versuch weiter.“ 

Christian Wernicke ist der  
Nordrhein-Westfalen-Korrespondent der  

Süddeutschen Zeitung.

Wer hat die Aktion gegen Golunow bestellt? Demonstranten solidarisieren sich mit dem Inhaftierten, die Polizei trägt sie fort, aber am Ende steht ein Sieg von Presse und Zivilgesellschaft.

Ein besonnener Held unserer Zeit: Stanislaw Petrow, ehemaliger Ingenieur im Dienst der Sowjetarmee, 2013 vor einer Ehrung in Dresden
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Das Paradies, versperrt
Der acht Meter hohe Obelisk eines sowjetischen Ehrenmals steht vor dem Nordeingang von Stralsunds größter Kirche, weshalb die Christen ihn nicht nutzen möchten

VON ANDRÉ HATTING

Es ist stürmisch an diesem grauen Donnerstagmorgen 
auf dem Neuen Markt in Stralsund. Der Wind bläst aus 
westlicher Richtung – am Westende liegt traditionell 

der Eingang fast aller christlichen Gotteshäuser. Das ist bei 
der imposanten Marienkirche, im Volksmund „die Mächtige“ 
genannt, nicht anders. Denn im Osten steht der Altar und von 
dort kommen das Licht – und der Heiland. So ähnlich hat man 
es mal im Konfirmationsunterricht gelernt.

Alles schön und gut, sagt Christoph Lehnert und deutet mit 
der einen Hand auf eine prachtvoll verzierte Tür an der Nord-
seite der Marienkirche. Aber der Westeingang sei nun einmal 
nicht das Paradies. Der liebenswürdige Herr mit dem alters-
weisen Gesicht ist Pastor der Gemeinde Sankt Marien in Stral-
sund. Paradies, erklärt er dem verdutzten Journalisten, so 
nennen die Christen den Eingang im Nordportal. Der erfüllt 
eine wichtige theologische Funktion: „Der Mensch kommt 
nicht mit geradem Blick auf den Altar in die Kirche, sondern 
er kommt herein, und muss sich dann zum Altar drehen. Das 
entspricht der Ansicht, dass der Mensch Buße tun soll, er soll 
sein Leben überdenken, sein Leben verändern. Dazu bedarf 
es einer Bewegung – ob in Gedanken oder körperlich.“

Der Lübecker Dom hat ein solches Paradies, der Magde-
burger auch und eben die Marienkirche, Stralsunds größtes 
Gotteshaus, direkt am Neuen Markt, der wiederum Stralsu-
nds größter Platz ist im UNESCO-Welterbe-Ensemble der Alt-
stadt. 

Aber in Stralsund ist das Paradies verstellt. Wie ein Cherub 
steht nur wenige Schritte davor ein etwa drei Meter hoher 
Obelisk. Zwei pyramidal ineinandergefügte Blöcke, auf deren 
oberen Drittel das Emblem der Sowjetunion prangt. Im unte-
ren Teil zeigt ein Bronzerelief einen sowjetischen Soldaten, 
der einem Zivilisten die Hand reicht.

Seit mehr als 65 Jahren bildet dieses Mahnmal das Zentrum 
eines Ehrenfriedhofs für die Sowjetsoldaten, die im Kampf 
um Stralsund gefallen und deren Gräber mit Steinplatten 
rund um das Mahnmal markiert sind. Wie viele Tote der 
Roten Armee dort liegen, lässt sich nicht mehr exakt sagen. 
Aber dass dieser Obelisk ihn kolossal ärgern würde, sagt Leh-
nert, das sei schon so seit er 1990 dort Pastor wurde. Es sei ja 
schließlich kein Zufall, dass der Stein direkt vor das Nordpor-
tal gesetzt worden ist. Niemand habe die Kirche damals um 
ihre Meinung gefragt. Eine rein ideologische Entscheidung 
sei das gewesen. 

Doch dann kommt die Wende. Pastor Lehnert schöpft Hoff-
nung. Endlich würde dieses Relikt aus DDR-Zeiten verschwin-
den. Aber zu früh gefreut. Das Denkmal steht bis heute. „Und 
zwar so, dass wir guten Herzens dieses Nordportal, dieses Pa-
radies für den täglichen Gebrauch, nicht nutzen können.“ Es 
bleibt also nur der Westeingang. Aber der ist nicht einmal be-
hindertengerecht.

Warum knapp 30 Jahre nach der Vereinigung der Obelisk 
noch immer vor dem Paradies der größten Kirche Stralsu-
nds steht, ist auch die Folge einer Abmachung zwischen der 
UdSSR und der Bundesrepublik aus den 1990er-Jahren. Dem-
gemäß schont und pflegt Deutschland alle russischen Kriegs-
denkmale, und Russland die deutschen.

Die evangelische Gemeinde St. Marien fragt sich allerdings: 
Heißt Schonung und Pflege, dass so gar nichts verändert wer-
den darf, niemals? Es ist eine rhetorische Frage. 

Pastor Lehnert greift nach seinem Hut. Immer wieder zer-
ren Windböen daran. Ausgerechnet der ungeliebte Steinqua-

der des Ehrenmals bietet etwas Schutz. „Wir sind ja nicht ge-
gen den Friedhof“, betont er. „Wir wollen keine Umbettung. 
Aber muss dieser Obelisk hier stehen?“

Das gesamte Areal ist nicht im allerbesten Zustand. Leh-
nert deutet auf die Steinplatten der Gedenkstätte. Wurzeln 
haben sie hochgedrückt, Unkraut zwängt sich durch die Rit-
zen. Neben dem Obelisk tanzt ein Taschentuch im Wind, lee-
re Bierflaschen lehnen an einer Steinmauer. Pastor Lehnert 
schüttelt den Kopf. Ein wenig traurig, aber nicht resigniert. 
Denn er hat wieder Hoffnung. Diese Hoffnung liegt wie sein 
Paradies im Norden. Dort wo das Stralsunder Rathaus steht. 

Die Hansestadt plant seit längerem, den Neuen Markt völlig 
umzugestalten. Der ist momentan nicht viel mehr als ein gro-
ßer Parkplatz. Gerade befindet man sich in der Planungspha-
se, und für Oberbürgermeister Alexander Badrow ist das die 
Gelegenheit, das Thema Ehrenmal anzugehen. Der CDU-Poli-
tiker weiß, nicht nur Pastor Lehnert, sondern auch die Mehr-
heit der Stralsunder ist mit dem Obelisk vor dem Nordpor-
tal nicht glücklich. Das haben die Gesprächsforen gezeigt, die 
Stralsund veranstaltet hat, um seine Bürgerinnen und Bür-
ger an der Umgestaltung des Neuen Marktes mitwirken zu 
lassen.

Badrow macht den Steinquader deshalb zur Chefsache und 
reist kurzerhand nach Berlin. Sein Ziel: die russische Botschaft. 
Die Mission: einen Kompromiss finden. Das Ergebnis: ernüch-
ternd.

Der Botschafter habe ihm gesagt, dass jede Veränderung des 
sowjetischen Ehrenfriedhofs schwierig sei. Ist es dieses diplo-
matische „schwierig“, das eigentlich „unmöglich“ meint? Bad-
row lacht über die Nachfrage: „Ich habe es sehr eindrücklich 
und klar so verstanden, dass sich die russische Seite eine Um-
gestaltung nicht vorstellen kann.“

Berlin, Unter den Linden, Termin beim Botschafter der rus-
sischen Föderation Sergei J. Netschajew. Netschajew ist ein 
freundlicher, überaus höflicher Herr Mitte 60. Seine bedächti-
ge Redeweise lässt es nicht erkennen, seine Worte machen es 
umso deutlicher. Der Zweite Weltkrieg ist für Russland nach 
wie vor ein hochemotionales Thema: „Die Erinnerungskul-
tur ist für uns heilig. Denn wir haben für den Sieg über den 
Nazismus und die Befreiung Europas einen riesigen Preis ge-
zahlt: 27 Millionen Sowjetmenschen kamen ums Leben. Allein 
in Deutschland liegen etwa 650 000 begraben, verteilt auf über 
4000 Kriegsgräber.“

Eines davon ist das in Stralsund auf dem Neuen Markt. Mit ei-
nem Obelisk vor dem Paradies der Marienkirche. Darauf ange-
sprochen lächelt Botschafter Netschajew verständnisvoll: „Ich 
weiß, dass unser Denkmal und unsere Grabstätte nicht weit 
von einer evangelischen Kirche stehen. Vielleicht ist das auch 
ein gutes Zeichen. Die sowjetischen Soldaten haben damals ja 
auch die kirchlichen Gemeinden vom Nazismus befreit. Wir ha-
ben grundsätzlich ein gutes Verhältnis zur evangelischen und 
auch zur katholischen Kirche. Aber diese historische Grabstät-
te ist sehr wichtig für uns. Da bitten wir um Verständnis.“ Na-
türlich könne man über die konkreten Vorstellungen weiterhin 
reden, sagt Netschajew. Am liebsten wäre ihm allerdings, dass 
das Ehrenmal so bliebe, wie es ist. 

Zurück im Stralsunder Rathaus bei Oberbürgermeister Al-
exander Badrow. Der steht jetzt vor einer schwierigen Aufgabe: 
„Ich habe die Situation, dass auf der einen Seite die Mehrheit 
der Stralsunder zwar möchte, dass sich das hier ändert. Auf der 
anderen Seite haben wir auf der Welt aber wahrlich genügend 
Konflikte und Probleme. Und wir als Stralsunder haben nicht 
wirklich Lust, dazu auch noch beizutragen.“

Für die Umgestaltung des Neuen Marktes bedeutet das eine 
komplizierte Gratwanderung: „Wir werden versuchen, das gan-
ze Ensemble zu erhalten und zu integrieren. Und ich werde den 
Stralsundern dann erklären müssen, warum wir das so tun.“

Mehr Grün, weniger Straßen, keine Parkplätze, mehr Le-
bensqualität, der Neue Markt bekommt eine Generalüberho-
lung. Aber mittendrin steht dieser Obelisk, der so bleiben soll, 
wie er ist. Eine echte Herausforderung für jedes Architekten-
büro. 

Seit Juni läuft die öffentliche Ausschreibung für die Umgestal-
tung des Platzes. Wer auch immer das Rennen machen wird, die 
Stadt Stralsund wird diesen Entwurf dann in jedem Fall noch 
mit der russischen Botschaft abstimmen. 

André Hatting ist Moderator und Reporter  
von Deutschlandfunk Kultur. Ein ausführlicher Beitrag  
läuft dort am am 19. Juli in der Sendung „Länderreport“  

um 13:05 Uhr (deutschlandfunkkultur.de).

1

Denkanstoß oder Stein des Anstoßes: Das Ehrenmal vor dem Nordportal der St. Marienkirche, das nach Kriegsende von der Roten Armee zum Gedenken an die getöteten Rotarmisten errichtet wurde.
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EIN GESCHUNDENER ORT
Die Gedenkstätte Seelower Höhen in Brandenburg

AUF IMMER UND EWIG
Das Sowjetische Ehrenmal im  
Treptower Park in Berlin

Die „Schlacht um Berlin“, die von der Eroberung der 
Seelower Höhen am 16. April bis zum 2. Mai 1945 dauert, 
ist eine der blutigsten Militäroperationen der Geschichte. 
Rund 170 000 Soldaten, darunter 80 000 Rotarmisten, 
finden den Tod, neben zehntausenden zivilen Opfern. 
Viele sowjetische Gefallene finden ihre letzte Ruhestätte 
an vier zentralen Gedenkorten in Berlin: im Treptower Park 
(1), in der Schönholzer Heide (2), im Tiergarten unweit 
des Brandenburger Tors (3) und am Bucher Schloss. Von 
Anfang an plant die Rote Armee, die Soldatenfriedhöfe 
auch als Ehrenmale zu gestalten. 
Umrahmt von hohen Bäumen und sattgrünen Wiesen 
betritt man das Mahnmal im Treptower Park durch einen 
großen Triumphbogen und liest auf einer Tafel: Hier ruhen 
die Soldaten, „die für Freiheit und Unabhängigkeit der so-
zialistischen Heimat gefallen sind“. Mittelpunkt der zehn 
Hektar großen Anlage, die 1949 fertig gestellt wird, ist ein 
Hügel mit einer zwölf Meter hohen Skulptur. Man sieht 
einen sowjetischen Soldaten, mit einem Schwert in der 
rechten Hand und einem kleinen Mädchen auf dem linken 
Arm. Unter seinen Stiefeln zerfällt ein großes Hakenkreuz. 
Darauf zulaufend zieht sich eine Allee mit 16 weißen Sar-
kophagen, deren Reliefs die Geschichte des „Großen Va-
terländischen Krieges“ erzählen. Bis heute sind die golden 
eingravierten Zitate von Josef Stalin darauf sichtbar.
Zu DDR-Zeiten ist das Ehrenmal immer wieder Schauplatz 
für politische Großveranstaltungen. Neben den obligato-
rischen Kranzniederlegungen an den Gedenktagen, meist 
zusammen mit Vertretern des Warschauer Pakts, nutzt die 
SED-Führung das riesige Areal auch für ihre eigenen Pro-
pagandazwecke. Zum 40. Jahrestag des Kriegsendes 1985 
organisiert die FDJ einen Fackelzug rund um das Denkmal. 
Die Jugend soll auf den Sozialismus und die Waffenbrü-
derschaft mit der Sowjetunion eingeschworen werden.
Im August 1994 werden die russischen Truppen im 
Treptower Park mit militärischen Ehren aus Deutschland 
verabschiedet. Zuvor wird in den Zwei-plus-Vier-Verträ-
gen vereinbart, dass die Bundesrepublik die sowjetischen 
Kriegerdenkmäler in Deutschland erhält und für deren 
Unterhalt sorgt. Wichtiges Detail: Ohne Zustimmung der 
russischen Seite dürfen die Ehrenmale weder verändert 
noch entfernt werden. Bis zum Jahr 2004 gibt die Bun-
desregierung allein für die Sanierung des Sowjetischen 
Ehrenmals in Treptow elf Millionen Euro aus. 
Nana Brink

L I T E R AT U R
Steffi Töpfer: „Das sowjetische Ehrenmal im Treptower 
Park in Berlin. Anlage, Formensprache und ikonographi-
sche Tradition“, in: Troebst, Stefan; Wolf, Johanna (Hg.): 
„Erinnern an den Zweiten Weltkrieg. Mahnmale und 
Museen in Mittel- und Osteuropa“, Leipzig 2011

Das Oderbruch in Brandenburg wird im Win-
ter und Frühjahr 1945 zum Schauplatz für die 
größte Schlacht auf deutschem Boden. Mehr 
als zwei Monate lang toben die Kämpfe zwi-
schen der Wehrmacht und der Roten Armee. 
In der viertägigen „Schlacht um die Seelower 
Höhen“ (16. bis 19. April) stehen mehr als 
eine Million Rotarmisten 120 000 Soldaten 
der Wehrmacht gegenüber.
Der Kampf um den Weg in die Hauptstadt 
Berlin ist blutig: Rund 33 000 Sowjetsoldaten 
und über 12 000 Wehrmachtsangehörige 
verlieren ihr Leben. Ein junger sowjetischer 
Leutnant schreibt in sein Tagebuch: „Dann ka-
men Panzerkolonnen. Es war ein furchtbares 
Bild. Ich sah, wie sie alles, was sich ihnen in 
den Weg stellte, beiseiteschoben. Wer nicht 
vom Weg kam, wurde überrollt und blieb als 
nasser Fleck liegen.“
Schon wenige Monate nach Kriegsende 
beauftragt die Rote Armee den sowjetischen 
Bildhauer Lew Kerbel, drei große Denkmäler 
zu entwerfen, die den Weg der siegreichen 
Roten Armee nach Berlin symbolisieren sol-
len: von der Festung Küstrin über die Seelo-
wer Höhen (4) bis zum Berliner Tiergarten (3). 
Die Monumentalplastik in der Seelower 
Gedenkstätte zeigt einen Soldaten der Roten 
Armee neben einem zerstörten deutschen 
Panzer. Zu Füßen der Bronzefigur befinden 
sich die Gräber von 66 gefallenen Rotarmis-
ten. Weitere 7000 sind auf dem Gelände der 
Gedenkstätte bestattet. Auf dem Sockel der 
weithin sichtbaren Plastik steht die Inschrift: 

„1941–1945 / Ewiger Ruhm den Helden, 
gefallen in den Kämpfen gegen die faschis-
tischen Eindringlinge für die Freiheit und 
Unabhängigkeit der Sowjetunion“.
Von Beginn an ist die Gedenkstätte, die 1972 
um ein Museum erweitert wird, Teil der offi-
ziellen Geschichtsschreibung der DDR. Dort 
wird die „unverbrüchliche Waffenbrüder-
schaft“ mit der Sowjetunion und den Staaten 
des Warschauer Pakts zelebriert. Für viele 
Schulklassen, FDJ-Gruppen und NVA-Solda-
ten gehört ein Besuch der Gedenkstätte zum 
Pflichtprogramm. Bis 1990 besuchen 1,3 
Millionen Menschen den Ort. Nach dem Mau-
erfall dauert es ein paar Jahre, bis die Ausstel-
lung, die ausschließlich den „heldenhaften 
und opferreichen Kampf“ der Sowjetsoldaten 
zeigt, neu konzipiert wird.
Erst nach massiver Kritik aus der Bevölkerung 
wird die Rolle der Wehrmacht erklärt und 
auch das Leiden der Zivilbevölkerung darge-
stellt. Die Geschichte der Gedenkstätte und 
ihrer ideologischen Überfrachtung wird in der 
2012 nochmals überarbeiteten Ausstellung 
ebenfalls ausführlich thematisiert. 
Nana Brink

www.seelowerhoehen.de

LITERATUR
Gerd-Ulrich Herrmann,  
„Die Schlacht um die Seelower Höhen. 
Erinnerungsorte beiderseits der Oder“,  
Ch. Links Verlag, Berlin 2015.
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Mitten im Zweiten Weltkrieg, 
1944, veröffentlichte der rus-
sische Biogeochemiker Wladi-

mir Iwanowitsch Wernadski (1863-1945) 
eine letzte Schrift: „Einige Worte über 
die Noosphäre“. Wissenschaft und Tech-
nik bildeten, so Wernadski, innerhalb 
der Biosphäre eine neue, geohistorisch 
wirksame Schicht, die Noosphäre. „Wis-
sen ist keine Energieform“, aber der 
Mensch sei, und der Weltkrieg zeige dies 
auf drastische Weise, zur „größten geo-
logischen Kraft“ geworden. 

Wernadskis Diagnose wird heute breit 
diskutiert. Klimakrise und Biodiversi-
tät sind nur zwei Stichworte. Geologen 
und Kulturtheoretiker sprechen von der 
„Technosphäre“ und vom „Anthropo-
zän“, einem auf das Holozän folgenden, 
vom Menschen gemachten, neuen Erd-
zeitalter. Und es ist klar, dass die indus-
trielle Nutzung geohistorischer Ener-
gie in Form von Kohle, Öl und Gas den 
Menschen zur geohistorischen Kraft ge-
macht hat. 

Biogeochemisch zu denken, ist also 
nicht mehr das Privileg von Gelehrten 
wie Wernadski. CO2 ist mehr als ein Mo-
lekül der chemischen Wissenschaft. Es 
ist ein Zeichen dafür, dass auch Politik 
chemisch denken muss. Chemische Pro-
zesse in Raffinerien und Motoren ha-
ben den Geschichtsprozess der Moder-
ne bestimmt. In den biogeochemischen 
Prozessen auf dem Planeten werden sie 
noch lange nachhallen. Politik, Wissen-
schaft, Industrie und Gesellschaften sind 
global herausgefordert, den Kurs der Ge-
schichte zu verändern.

Diese Situation ist historisch neu. We-
der bei der Zähmung des Feuers, noch 
bei der europäischen Ausbeutung Ame-
rikas, noch bei den Anfängen der Indust-
rialisierung, noch beim Manhattan-Pro-
jekt zur Entwicklung der Atombombe 
wurde über planetary boundaries nach-
gedacht. Was machbar war, wurde ge-
macht. Jetzt heißt es umdenken, nicht 
weil die Ressourcen versiegen, sondern 
weil die Konsequenzen der ungebrems-
ten Nutzung von Kohle und Öl langfristig 
für alle fatal sind. 

Es gilt zu handeln und Entwicklungs-
ziele mit Klimazielen zu verbinden. Es 
gilt aber auch zu verstehen, wie wir wur-
den, was wir sind. Fossile Energieträ-
ger haben seit ihrer Nutzung ab 1800 die 
Standards von Wohlstand, Technik und 
Politik definiert, im Positiven wie im Ne-
gativen. Dass Sklaven- und Kinderarbeit 
geächtet sind, ist nicht nur das Verdienst 
von Ethik und Grundrechten, sondern 
auch von Motoren und Kraftwerken. 
Gleichzeitig hat fossile Energie neue Ab-
hängigkeiten und neue Möglichkeiten 
der Kriegsführung und Zerstörung ge-
schaffen. 

Die historische Brisanz der fossilen 
Energieträger, ihre Bedeutung für Be-
griffe wie Wachstum und individuelle 
Freiheit und damit auch für die Zeit nach 
der fossilen Energie wird erst langsam 
erkennbar. Ausgehend von Nordameri-
ka, und dort von Zentren der Erdöltech-
nik, etwa in Houston, Calgary oder Ed-
monton, haben sich kritische, und mehr 

und mehr internationale Energy Huma-
nities etabliert, um das Zusammenspiel 
von Energie, Gesellschaft und Geschich-
te zu erforschen. Auch zu „Energy Hu-
manities East“ gibt es erste Anfänge.

Wie in einem System kommunizie-
render Röhren – und Pipelines sind so 
ein System – sind tatsächlich alle Ge-
sellschaften auf ihre Weise betroffen, 
Rohstoffökonomien wie Kanada, die 
Golfstaaten oder Russland, aber auch In-
dustrie- und Raffinerieökonomien in Eu-
ropa und Asien, Produzenten und Kon-
sumenten. Und man wird Wissen aus 
allen Strängen und Ecken dieses Sys-
tems benötigen, um das nächste, dann 
nachhaltige System zu entwickeln.

Fossile Energie wirkt als Klammer, 
die unterschiedlichste politische öko-
nomische und gesellschaftliche Syste-
me technisch verbindet. Kapitalistische 
und kommunistische Gesellschaften, de-
mokratische und diktatorische Systeme, 
staatstragende Hochkultur und opposi-
tionelle Gegenkultur, sie alle kann man 
der Petromoderne zurechnen. Nur wenn 
man sie im Vergleich betrachtet und die 
schärften Oppositionen zusammen-
denkt, wird die Epoche verständlich. Die 
counter culture – oder Gegenkultur – der 
USA sind ohne die Freiheitsversprechen 
der Automobilität ebenso wenig zu ver-
stehen wie Rednecks, die in Pickups mit 
Handfeuerwaffen patrouillieren.

Aber nicht nur US-amerikanische ur-
ban sprawls, die Ausdehnung der Städte, 
und die Petrochemie in allen Lebensbe-
reichen, das ist kurz gefasst die Petro-
moderne. Auch sozialdemokratische 
Musterländer wie Norwegen, das die Ge-
winne aus dem verstaatlichten Öl- und 
Gasgeschäft zum Wohl der Bevölkerung 
anlegen, gehören dazu, wie Despotien 
vom Persischen Golf, in denen Öl- und 
Gaseinnahmen jede gesellschaftliche 
Entwicklung lähmen, weil sie nur die 
herrschenden, ungerechten Verhältnis-
se zementieren.

Historisch können alle Kriegsparteien 
des Zweiten Weltkriegs als petromodern 
beschrieben werden. NS-Deutschland 
gelang es, ohne eigene Öl-Ressourcen, 
aber mit großem technologischem Auf-
wand, flüssige Kohlenwasserstoffe für 
Schiffe, Panzer, Flugzeuge aus Kohle zu 
gewinnen. Militärisch haben sich die-
se Anstrengungen der Synthese als un-
genügend erwiesen. Mit den USA und 
der Sowjetunion, und damit den beiden 
zeitgenössisch produktivsten Erdöllän-
dern als Gegner, blieb Baku für die NS- 
Kriegsmaschine unerreicht.

Der T34 mit seinem Dieselmotor war 
aber auch technisch den deutschen Pan-
zern überlegen, ebenso wie die 100 Oktan- 
Benzine der amerikanischen Luftwaf-
fe den Kohlebenzinen der Deutschen. 
Und auch das Vereinigte Königreich mit 
seiner schon vor dem Ersten Weltkrieg 
auf Erdöl umgestellten, von weltweiten 
Quellen gespeisten Flotte war ein Mus-
terbeispiel für ein petromodernes Impe-
rium. 

Wovon nach dem globalen Auf-
schwung nach dem Zweiten Weltkrieg 
Abschied zu nehmen ist, welche postfos-

silen Entwicklungspfade bereitstehen, 
unterscheidet sich in den einzelnen Ge-
sellschaften und Staaten. So wäre es für 
die Wirtschaft und das Selbstverständ-
nis Deutschlands als Industriestandort 
fatal, die planetarisch veränderten Rah-
menbedingungen zu ignorieren und den 
Erfolg des Verbrennungsmotors in der 
Vergangenheit auf die Zukunft zu proji-
zieren.

Besondere Verwerfungen sind in den 
USA zu beobachten. Rational ist klar, 
dass der verschwenderische, ressour-
cenaufwändige Lebensstil der Hochmo-
derne keine Zukunft hat. Aber gerade 
angesichts dieser Diagnose häufen sich 
besonders verschwenderische Prakti-
ken.

Nie waren die Autos größer, nie wurde 
mehr geflogen, nie wurde mehr Kunst-
stoff erzeugt. Als psychologische Krise, 
als Trennungsschmerz von einem ge-
liebten historischen Zustand, als „Petro-
melancholia“ hat die Literaturwissen-

schaftlerin Stephanie LeMenager diese 
Grundstimmung beschrieben. 

Ob in Rohstoff-, Raffinerie- oder Kon-
sumökonomien, überall ist es notwen-
dig, Abhängigkeiten von fossilen Ge-
wohnheiten kritisch zu hinterfragen. 
Es geht dabei um nationale Selbstbil-
der und um deren Weiterentwicklung. 
Nur wenige Länder können wie Norwe-
gen von einem der wichtigsten Öl- und 
Gas-Länder Europas zur Wasserkraftna-
tion Nummer eins, zur Batterie Europas 
umschwenken.

Nationale Erkundungen der Energie-
geschichte sind wertvoll. Die Selbstver-
gewisserung über die Petromoderne 
darf aber dort nicht verharren. Die Ver-
knüpfung von Ost und West, die gegen-
wärtig wieder der Verknüpfung der Welt 
der mineralisch-natürlichen Stoffe und 
ihrer chemisch-industriellen Weiter-
verarbeitung entspricht, lässt sich an Öl 
und Gas festmachen – seit Nobels ersten  
Pipelines und Tankschiffen im Baku des 

19. Jahrhunderts, seit Breschnews Gasver-
trägen. Sie handelt zudem aber von einer 
Vielzahl anderer, nicht weniger wichtiger 
Stoffe. 

Fossile Industrien sind chemische In-
dustrien, und sie benötigen eine Vielzahl 
chemischer Elemente. Fast jedes Element 
aus Mendelejews Periodensystem hat 
mittlerweile eine Wirkung in unserem 
technischen Alltag. Entsprechend haben 
auch alle Fördergebiete dieser Stoffe Wir-
kung für die technische Kultur der Welt.

Marksteine der Chemiegeschichte des 
19. Jahrhunderts in Deutschland haben von 
Ressourcen aus Russland profitiert. Wenn 
Goethe-Freund Johann Wolfgang Döberei-
ner in den 1820er-Jahren in Weimarer Sa-
lons mit Platin experimentieren konnte 
und damit die Chemie der Katalyse voran-
getrieben hat, dann nur, weil durch Verbin-
dungen des Weimarer Herrscherhauses 
das Edelmetall zunächst aus Kolumbien, 
dann über Erbprinzengattin Maria Pa-
wlowna aus dem Ural vorhanden war.

Einige Jahrzehnte später, um 1900, 
wird Platin zum Schlüsselmetall für die 
katalytische Erzeugung von Schwefel-
säure, einen Schlüsselstoff der gesam-
ten Chemieindustrie. Wiederum später 
wird Platin zu einem der wichtigsten 
Katalysatoren in Düngemittelindustrie, 
in Raffinerien, in der Petrochemie.

Die globale Situation der fossilen, che-
mischen Moderne ist durch Austausch 
zwischen Ökonomien mit sehr unter-
schiedlichen Selbstbildern und Narrati-
ven gekennzeichnet. Gesellschaften wie 
die deutsche, die seit dem 19. Jahrhun-
dert das Selbstbild eines Lands ohne 
Rohstoffe pflegt, das alle Stoffe mit che-
mischen Mitteln selbst erzeugen muss, 
vom Rübenzucker, künstlichen Indigo- 
Farbstoff, Gummi, Nylon und Kohle-
benzin, kann dort Anregungen für die 
industrielle Zukunft gewinnen. Projek-
te, wie etwa künstliche Kohlenwasser-
stoffe aus CO2 und nachhaltigem Strom 
zu erzeugen, zielen in diese Richtung. 
Für eine nachhaltige Entwicklung muss 
sich aber eine gemeinsame Perspektive 
durchsetzen. 

Auf mehreren Ebenen ist der Aus-
tausch von größtem Wert. Es geht um 
den Austausch unterschiedlicher po-
litischer, wirtschaftlicher, aber auch 
geostrategischer Erfahrungen und Per-
spektiven, es geht um das Teilen der 
Erfahrung von Siegen und Niederlagen. 
Die Wissenslücken über die Länder am 
anderen Ende der Pipeline sind groß.

Gerade der historische Umgang mit 
Ressourcen kann aber zur Ressource 
der Debatte werden. Es gilt, den tech-
nisch bestehenden Verbindungen auch 
in der Interpretation der Gegenwart 
und im Zukunftsentwurf nachzugehen. 
Die Geschichte zeigt Brüche, und da-
mit die Möglichkeit der Veränderung. 
Rohstoffökonomien können sich zu 
High-Tech-Standorten entwickeln, fal-
sche Weichenstellungen können aber 
auch Entwicklung behindern. 

Der gemeinsame Aufbruch in eine 
ungewisse Zukunft verlangt, gemein-
sam und aufbauend auf unterschied-
licher historischer Erfahrung und 
Tradition an einer neuen Philoso-
phie für die Weiterentwicklung des 
Planeten zu arbeiten. Insbesonde-
re in der russischsprachigen Tradi-
tion liegt Potenzial für planetarische 
Energy Humanities. Wladimir Iwano-
witsch Wernadski ist im Westen be-
reits als Vordenker des Anthropozän- 
Gedankens bekannt und berühmt als 
Pionier der Biogeochemie; aber auch 
mit seinen geschichtsphilosophischen 
Impulsen zur geohistorischen Bedeu-
tung von Wissenschaft und Technik. 
Wernadski selbst hat über seinen pla-
netarischen Gegenstand in zahlreichen 
Sprachen publiziert und Wissenschaft 
angeregt. Dieses Erbe heißt es fortzu-
schreiben. 

Benjamin Steininger ist  
Fellow am Max-Planck-Institut für  

Wissenschaftsgeschichte.

Aufbruch in eine ungewisse Zukunft
 

Fossile Energieträger haben Wohlstand, Technik und Politik getrieben, aber auch neue Abhängigkeiten und Möglichkeiten der  
Kriegsführung und Zerstörung geschaffen. Jetzt kommt es darauf an, Rohstoffökonomien zu High-Tech-Standorten zu transformieren 

VON BENJAMIN STEININGER

Hotel Adlon Kempinski Berlin,  
Unter den Linden 77,  10117 Berlin, Germany         

Tel  +49 30 2261 0
hotel.adlon@kempinski.com, kempinski.com/adlon

instagram.com/hoteladlonberlin/ 

Kein schöner Land: Braunkohletagebau Garzweiler in Jüchen, Nordrhein-Westfalen
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Fenster. Türen. Fassaden.

Geborgenheit ist die Gewissheit, gut geschützt zu sein. Vor Wind und Wetter,
aber auch vor ungebetenen Gästen und Einbrechern. Schüco Schiebesysteme 
schließen Gefahren einfach aus. Da können Sie sicher sein. 
www.schueco.de/sicherheit

 Sicherheit –  
           egal was kommt. 

      Oder wer.
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Das deutsche Pharma-Unterneh-
men Bayer hat Pläne zur Her-
stellung des Krebspräparats 

Nexavar in Russland auf Eis gelegt, 
nachdem trotz wirksamen Patentschut-
zes ein vergleichbares Arzneimittel auf 
den russischen Markt gekommen ist. In 
einem bisher fast eineinhalb Jahre wäh-
renden Rechtsstreit haben russische 
Gerichte gegen das deutsche Unterneh-
men entschieden. Der Streit dauert an.

Das Medikament Nexavar wird un-
ter anderem zur Behandlung von Nie-
renzellkarzinomen eingesetzt. Die-
se Krebsform ist eine der am meisten 
verbreiteten Formen. Weltweit werden 
jährlich etwa 600 000 Fälle registriert, 
in Russland waren es allein 2017 rund  
8000.

Das deutsche Pharmaunternehmen 
Bayer entwickelte Nexavar im Jahr 2005 
und ließ das Präparat 2007 in Russland 
registrieren. 2012 wurde es in die Liste 
lebenswichtiger und dringend benötig-
ter Medikamente aufgenommen. Diese 
Liste enthält Medikamente, die der rus-
sischen Bevölkerung im Rahmen staat-
licher Garantien bereitgestellt werden. 
Aus diesem Grund wird Nexavar bereits 
seit Jahren von den dem Gesundheits-
ministerium unterstehenden Einrich-
tungen eingekauft.

Laut Auskunft der Marketingagentur 
DSM Group betrug der Umsatz bei Nexa-
var in Russland im Jahr 2016 1,5 Milliar-
den Rubel (rund 21 Millionen Euro), 2017 
stieg er auf 1,6 Milliarden Rubel. Wegen 
der großen Nachfrage nach dem Präpa-
rat auf dem russischen Markt entschloss 
sich Bayer, dessen Herstellung nach 
Russland zu verlagern. Eine entspre-
chende Vereinbarung wurde vom Kon-
zern 2016 mit dem Petersburger Phar-
maunternehmen Polisan geschlossen. 
In dem Werk wird bereits das Bayer- 

Antibiotikum Avelox pro-
duziert und nun sollen Sti-
varga, ein Arzneimittel zur 
Behandlung von Krebser-
krankungen, und andere fol-
gen.

Sollte die russische Re-
gierung nicht bemüht sein, 
nicht einzukaufen, sondern 
vor Ort produzieren zu las-
sen, indem man die Techno-
logie übernimmt und so neue 
Arbeitsplätze für die russi-
sche Bevölkerung schafft?

Die Vertragsparteien ha-
ben bereits eine Milliarde 
Rubel in das Lokalisierungs-
projekt investiert. Die Loka-
lisierung der Produktion von 
Nexavar sollte in diesem Jahr 
abgeschlossen werden.

Ein Jahr zuvor war der 
Absatz von Nexavar jedoch 
stark zurückgegangen und 
lag nur noch bei 900 Millionen Ru-
bel. Dies war der Tatsache geschuldet, 
dass ein vergleichbares Arzneimittel 
unter dem Markennamen Sorafenib- 
Nativ von der lokalen Firma Nativa auf 
den russischen Markt gebracht wurde. 
Dabei sind noch zwei Patente für das 
Bayer-Präparat in Russland gültig, und 
zwar bis 2022 und 2026.

Nativa ließ sein vergleichbares Arz-
neimittel im Jahr 2017 registrieren. 
Bayer war daraufhin besorgt, dass das 
vergleichbare Präparat in Verkehr ge-
bracht wird, und erhob beim Arbitra-
gegericht in Moskau Klage gegen Nati-
va. Bayer forderte, dass dem russischen 
Unternehmen der Verkauf seines Arz-
neimittels bis zum Ablauf der Schutz-
dauer des Patents untersagt wird.

Während des sechsmonatigen Prozes-
ses konnte Nativa nachweisen, dass das 

Unternehmen bei der Entwicklung von 
Sorafenib-Nativ eine eigene Patentfor-
mel verwendet hatte. Aus diesem Grund 
wies das Gericht die Forderungen von 
Bayer zurück. Diese Entscheidung wur-
de von der Berufungsinstanz bestätigt.

Der deutsche Konzern konnte jedoch 
eine Aufhebung der Entscheidung der 
beiden vorangegangenen Instanzen er-
reichen und der Fall wurde zurückver-
wiesen. Die neue Verhandlung begann 
im November 2018 und dauert an.

Unterdessen verkaufte Nativa sein Me-
dikament über die Teilnahme an staat-
lichen Ankäufen. Das Unternehmen 
konnte Lieferverträge für Sorafenib- 
Nativ in den Regionen abschließen, 
da das gleichwertige Medikament ge-
genüber dem ursprünglichen Nexavar 
zu einem niedrigeren Preis angebo-
ten wird. So liegt sein Höchstpreis bei 

103 000 Rubel (rund 1400 Euro) pro Pa-
ckung, während das Medikament von 
Bayer bis zu 132 900 Rubel (1850 Euro) 
kostet. Dadurch erreichte Sorafenib- 
Native im Jahr 2018 Verkaufserlöse von 
760 Millionen Rubel (10 Millionen Euro), 
und im ersten Quartal 2019 von 380 Mil-
lionen Rubel gegenüber 69,3 Millionen 
Rubel der Nexavar-Verkäufe.

In der Folge stoppte Bayer das Pro-
jekt zur Lokalisierung der Produktion 
des Präparats in Russland. Der Konzern 
betont, er würde die Zurückverweisung 
des Verfahrens gegen Nativa als positi-
ves Signal betrachten. Das Unterneh-
men hofft, dass das Gericht dieses Mal 
den gesamten Akteninhalt eingehen-
der prüfen und berücksichtigen wer-
de, dass Sorafenib-Nativ offiziell als ge-
nerische Kopie von Nexavar zugelassen 
wurde.

Nativa seinerseits betonte 
mehrfach, dass das Unter-
nehmen sich an die gesetzli-
chen Vorschriften halte und 
im Interesse der staatlichen 
Politik bezüglich Importsub-
stitution und Arzneimittel-
versorgung handle.

Bedeutet das, dass Richter 
entscheiden sollen, ob aus 
Staatsinteresse Regeln ge-
brochen werden dürfen?

Bayer ist nicht das einzige 
ausländische Unternehmen, 
das gegen einen russischen 
Hersteller prozessiert, nach-
dem ein gleichartiges Mittel 
während des Patentschut-
zes für das Original-Präparat 
auf den Markt gebracht wur-
de. Eine Reihe internationa-
ler Hersteller, darunter das 
US-amerikanische Unter-
nehmen Pfizer und die bri-

tisch-schwedische AstraZeneca, waren 
in einer ähnlichen Lage.

Seit Dezember 2017 gab es 34 Verfah-
ren, die mit dem Schutz von geistigem 
Eigentum in der pharmazeutischen In-
dustrie im Zusammenhang stehen, 19 
davon werden derzeit noch verhandelt. 
Wie die Gerichtspraxis zeigt, werden 
fast alle derartigen Streitigkeiten zu-
gunsten russischer Unternehmen ent-
schieden.

Bisher war es lediglich in zwei Fäl-
len anders. So gelang es der Schweizer 
Novartis im Jahr 2017, ein Verbot der 
Markteinführung eines gleichartigen 
Präparats, ebenfalls durch Nativa, vor 
Ablauf der Patentschutzfrist zu errei-
chen. 

Eine ähnliche Entscheidung fiel im Fe-
bruar 2019 in einem Verfahren zwischen 
AstraZeneca und der russischen Gesell-

schaft des indischen Pharmaunterneh-
mens Jodas Expoim. Laut AstraZeneca 
sei die Beklagte der gerichtlichen Ent-
scheidung noch nicht nachgekommen.

Bayer hält das Problem des Schutzes 
geistigen Eigentums auf dem russischen 
Pharmamarkt für dringend lösungs-
bedürftig und hat der Regulierungsbe-
hörde seine Vorstellungen unterbreitet. 
Sie bestehen darin, die Zulassung eines 
gleichartigen Arzneimittels vor Ablauf 
des Patentschutzes für das Original zu 
untersagen.

Die verklagten russischen Unterneh-
men hingegen sind der Meinung, die 
ausländischen Hersteller würden den 
Patentschutz für ihre Präparate künst-
lich verlängern, indem sie angeblich 
neue Erfindungen patentieren lassen, 
die jedoch an und für sich keine neuen 
Präparate sind.

Ende 2018 gab das russische  Gesund-
heitsministerium bekannt, dass ein Ge-
setzentwurf erarbeitet werden soll, der 
die Pharmaproduzenten verpflichtet, 
bei der Zulassung der Präparate den 
Nachweis zu erbringen, dass keine Pa-
tentrechte verletzt werden. Zu hören 
war seitdem nichts. 

Stattdessen prüft die russische Re-
gierung derzeit die Einführung einer 
Zwangslizenzierung, die den Patentin-
haber verpflichtet, Nutzungslizenzen 
zu angemessenen Bedingungen zur Ver-
fügung zu stellen. Bisher kann dies nur 
auf gerichtlichem Weg angestrebt wer-
den. Es gibt noch keine Präzedenzfälle 
in der russischen Pharmaindustrie.

Maria Kotova ist Reporterin in  
der Wirtschaftsredaktion von  

Kommersant.

Beim Schutz von geistigem Eigentum in der 
pharmazeutischen Industrie entscheiden russische 
Gerichte meist zugunsten russischer Unternehmen.  

Nun ist Bayer betroffen

MARIA KOTOVA

Mit Patent, 
aber ohne Rechte
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Korgas, Zentralasien. Karge Step-
pe. Im Sommer ist’s zum Stöhnen 
heiß, im Winter zum Zähneklap-

pern kalt bei bis zu minus 40 Grad. Bis 
vor wenigen Jahren war der Flecken ein 
kleiner Posten an der kasachischen Gren-
ze zu China . In der Nähe liegt der „Eura-
sische Pol der Unzugänglichkeit“, so weit 
von einem Meer entfernt wie kaum ein 
anderer Ort. Aber die Stadt entwickelt 
sich gerade zu einem der Knotenpunkte 
im Zentrum des eurasischen Kontinents. 
Von Investitionen in Höhe von 600 Millio-
nen Dollar ist die Rede, für den „größten 
trockenen Hafen der Welt“; ein gewalti-
ges Logistikzentrum entsteht, ein Eisen-
bahnterminal, dazu eine Industrie- und 
Freihandelszone. Schon ist die Rede von 
einem „zweiten Dubai“. Innerhalb des 
kommenden Jahrzehnts soll Korgas Hei-
mat für 100 000 Menschen und Kasach-
stans „Tor zum Osten“ werden.

Korgas’ Einwohner scheinen so hoff-
nungsvollen Zeiten entgegen zu gehen 
wie ganz Asien. Dort leben Milliarden 
Menschen, die vor allem eins anstreben: 
mehr Wohlstand für sich und ihre Kin-
der. Sind sie die Gewinner der Globalisie-
rung?

Für China ist Khorgas eine von vielen 
Stationen des größten Infrastrukturpro-
jekts aller Zeiten: der Belt and Road In-
itiative (BRI). Bis zu eine Trillion Dollar 
sollen in das „Projekt des Jahrhunderts“ 
fließen, wie es Chinas Staats- und Par-
teichef Xi Jinping nennt. In der BRI, den 
neuen Seidenstraßen , sehen die einen 
ein Werkzeug der Zukunft, die anderen 
eine Waffe im Ringen um globale Vorherr-
schaft, ein Megaprojekt, welches das chi-
nesische Wirtschafts- und Herrschafts-
modell global absichern soll, jene für viele 
autoritäre Regime attraktive Mischung 
aus Staatskapitalismus und repressiver 
Macht.

In Korgas hat die staatliche chinesische 
Schifffahrtsgesellschaft COSCO in den ge-
plant größten Trockenhafen der Welt in-
vestiert; Container sollen dort auf Eisen-
bahnwaggons statt auf Schiffe verladen 
werden – beladen zum Beispiel mit Wein 
und frischen Lebensmitteln aus Europa 
für chinesische Wohlstandsbürger. Aber 
noch ist fraglich, ob sich die Investitio-
nen rechnen. Zwar verkürzt die chine-
sisch-kasachische Landverbindung den 
Weg zwischen China und Europa zeit-
lich um die Hälfte. Doch der Transport 
eines Containers über Land ist zehnmal 
so teuer wie per Schiff. Und die meisten 
chinesischen Waren gehen nicht nach Eu-
ropa, sondern nach Usbekistan oder in 
den Iran. Aber Khorgos liegt ja auch nur 
an einer der vielen neuen Seidenstraßen . 
Nicht mehr – aber keinesfalls weniger.

Die Veränderungen könnten dramati-
scher kaum sein, tektonischen Verschie-
bungen gleich. Während sich die USA 
von ihrer Führungsrolle als Hüter und 
Nutznießer einer liberalen Weltordnung 
zumindest vorübergehend verabschie-
den, während Europa, die erodierende 
EU, verzweifelt um Einigkeit ringt und 
Deutschland, noch immer zu den welt-
größten Handelsmächten gehörend, vor-
nehmlich politische Nabelschau betreibt, 
formt sich im Osten unaufhaltsam eine 
neue Ordnung, geographisch, politisch 
und ökonomisch.

Es geht dabei vor allem um die Kont-
rolle über Ressourcen und Handelswege, 
über Infrastruktur und Kommunikation. 
„Im 21. Jahrhundert werden es vor allem 
die Länder der Seidenstraßen sein, die 
wahre Bedeutung erlangen“, schreibt der 
britische Historiker Peter Frankopan in 
seinem Buch „Die neuen Seidenstraßen.“ 
„Der Westen ist am Steuerrad eingeschla-
fen und will aber zur ‚Normalität‘ zurück-
kehren. Die Emporkömmlinge sollen nun 
gefälligst wieder ihre alten Plätze in der 
Weltordnung einnehmen. Doch dies ist 
keine Welt, die ganz neu geboren wird; 
es ist eine alte Welt, die wiedergeboren 
wird. Und der Westen läuft Gefahr, immer 
irrelevanter zu werden.“

Den Begriff der Seidenstraße  prägte 
Ende des 19. Jahrhunderts der deutsche 
Geograph Ferdinand von Richthofen nach 
ausgedehnten Forschungsreisen durch 
China für die Netzwerke, die das histori-
sche China einst mit der Welt verbanden. 
Auch für das heutige China umfassen die 
Silk Roads die ganze Welt. Sie verspre-
chen „Win-Win“-Projekte zum Nutzen 
aller – allerdings zu chinesischen Bedin-

gungen. Sie reichen bis nach Afrika, um-
fassen auch strategische Investitionen in 
Europa wie den Hafen von Piräus und ein 
ganzes Container-Terminal in Antwer-
pen. Pakistan soll der Transportkorridor 
zum Indischen Ozean sein, auch in Süd-
amerika sollen Seidenstraßen verlaufen. 
Pläne gibt es auch für eine Seidenstraße 
in der Arktis: Dazu könnte das geplante 
43-Milliarden-Dollar-Flüssiggas-Projekt 
zwischen China und dem US-Bundesstaat 
Alaska gehören – Präsident Trumps Han-
delskrieg zum Trotz.

Digitale Seidenstraßen sollen die glo-
balen Datenströme bündeln, die Kom-
munikationswege geprägt von Hardware 
und Algorithmen  am liebsten „Made in 
China“. Mithilfe des Medienprogramms 
„Belt and Road News Alliance“ soll eine 
neue Weltordnung der Information und 
Propaganda entstehen – unter Führung 
der KP Chinas.

Seidenstraßen erschließen lange ver-
nachlässigte Regionen, etwa  den Kauka-
sus, gerade einmal drei Flugstunden von 
Frankfurt entfernt; dort sind auch die 
fünf Staaten Zentralasiens, einst Sow-
jetrepubliken, der arme, von Moskau sub-
ventionierte Hinterhof der Sowjetunion.

In Zentralasien und im Kaukasus übri-
gens ließ sich einer  schon vor zwölf Jah-
ren seine „brand“ patentieren. Der Mann 
plante in Georgien den Bau glamouröser 
Kasinos, finanziert unter anderem durch 
die alles andere als unumstrittene „Silk 
Road Group“.  Die Rede ist von Donald J. 
Trump. 

Auch die Kaukasusrepublik Georgien 
will sich mit den neuen Seidenstraßen 
von russischen Abhängigkeiten befrei-
en. Während Präsident Wladimir Putin 
die von ihm annektierte Halbinsel Krim 
zu einer waffenstarrenden Festung aus-
bauen lässt, hat man in der georgischen 
Schwarzmeerstadt Anaklia mit dem Bau 
eines Tiefseehafens begonnen; es soll der 
größte an der Schwarzmeerküste wer-
den. Kredite dafür kommen unter ande-
rem von der Asiatischen Infrastruktu-
rinvestmentbank unter Führung Chinas. 
Damit will sich Georgien als kaukasische 
Handelsbrücke zwischen Europa und 
Asien etablieren, auch Richtung Türkei 
und Iran.

So formt sich Eurasien, jene giganti-
sche Landmasse, die ein gutes Drittel der 
Erdoberfläche umfasst. Manche Definiti-
onen schließen sogar noch den indo-pa-
zifischen Raum von Indien bis Japan ein.

Eurasien, ein neuer Superkontinent: 
Heimat von fünf Milliarden Menschen, wo 
70 Prozent des globalen Wirtschaftspro-
dukts entstehen. Eurasien, Rohstoffre-
servoir der Welt: Öl und Gas, Holz, seltene 
Erden, Agrarflächen.

In Eurasien, so Samir Saran, Präsident 
des in Europa immer noch viel zu wenig 
beachteten indischen Think Tanks Ob-

server Research Foundation, entscheide 
sich das Schicksal der demokratischen 
Welt. Entweder stelle sich die libera-
le Welt dem Vormachtstreben Pekings 
entschlossen und geschlossen entgegen, 
„oder Pax Sinica, die chinesische Welt-
ordnung, wird sich entfalten“. Um nichts 
weniger ginge es als um die Spielregeln 
für die post-westliche Welt des 21. Jahr-
hunderts.

Auch aus russischer Sicht zerbricht die 
von den USA dominierte Ordnung un-
widerruflich. Angebrochen sei eine ge-
fährliche Zeit mit „hohem Kriegsrisiko“, 
argumentiert der Apologet  russischer 
Geopolitik, Sergej Karaganow. In einem 
letzten, verzweifelten Aufbäumen woll-
ten die USA den globalen Kampf um die-
se neue Weltordnung gewinnen. „Ameri-
ca First“ bedeute nicht Rückzug, sondern 
das Gegenteil: „Die USA sind die revisio-
nistische Macht!“ Doch „weder Russland 
noch China werden Juniorpartner der 
USA sein.“ Die russische Zukunft müsse 
in „Greater Eurasia“ spielen.

Keinesfalls möchte die russische Füh-
rungselite, dass ihr Land zum reinen 
Transportkorridor degradiert oder gar 

von neuen Seidenstraßen abgeschnit-
ten wird, die aus China über Zentralasi-
en und das Kaspische Meer nach Wes-
ten und Süden führen. Zwar wurde das 
symbolträchtige Projekt eines chinesisch 
finanzierten und betriebenen Hochge-
schwindigkeitszugs ausgerechnet  in die 
tatarische Hauptstadt Kasan an der Wol-
ga von Moskau  erst einmal abgelehnt. Zu-
gleich erklärte Putin unlängst den Aus-
bau der Infrastruktur zum strategischen 
Ziel der Wirtschaftspolitik.

Und doch  droht das scheinbar so mäch-
tige Russland zu einem der Verlierer der 

großen Transformation zu werden, als 
Großmacht zweiter Klasse zurückzu-
bleiben. Ökonomisch und technologisch 
stagniert das Land. Die Sanktionen des 
Westens beschleunigen den Prozess: Aus-
ländische Direktinvestitionen in Russ-
land betrugen 2018 ganze 15 Milliarden 
Dollar – ein Viertel dessen, was noch 2008 
investiert wurde. 

Wohl eher aus Notwendigkeit denn aus 
Überzeugung sucht die russische Füh-
rung den Schulterschluss mit China. 
Das historische Misstrauen bleibt, sowie 
die Erinnerung an die bewaffneten Zwi-
schenfälle am Ussuri-Grenzfluss 1969. 
Es bleibt auch die Sorge über den wach-
senden Einfluss Chinas vor allem im Os-
ten Sibiriens, den Raubbau an Ressour-
cen – auch wenn die kriselnde russische 
Wirtschaft für chinesische Arbeiter nicht 
mehr sonderlich attraktiv ist. 

Und doch nähern sich die beiden Staa-
ten in strategischen Bereichen an, die 
Vorliebe für autoritäre Machtausübung 
teilen sie ohnehin. Putin bewundere Xi 
Jinping für seine Wirtschaftspolitik und 
Unnachgiebigkeit gegenüber den USA, 
heißt es. Xi wiederum schätze Putins 

militarisierten Patriotismus, mit dem er 
Russland gegen den Einfluss des Westens 
verteidige.

Chinesische Schiffe übten neben russi-
schen Kriegsschiffen 2017 während eines 
Manövers in der Ostsee. Am russischen 
Großmanöver Vostok 2018 nahmen im 
vergangenen Jahr zum ersten Mal chine-
sische Soldaten teil, 3200 immerhin. 

Noch exportiert Russland Waffen nach 
China, darunter Su-35-Kampfjets und das 
Luftabwehrsystem S-400. Chinesische 
Kredite – wenn auch zu knallhart kapita-
listischen Zinshöchstsätzen – halfen rus-
sischen (Staats-) Unternehmen und Olig-
archen auch aus Putins Entourage schon 
nach der Finanzkrise 2008 und auch seit 
2014. Über die Pipeline „Die Kraft Sibiri-
ens“ sichert sich Russlands Staatskon-
zern Gazprom in den kommenden 30 Jah-
ren für 400 Milliarden Dollar Gasexporte 
nach China – wenn wohl auch zu Nied-
rigstpreisen. Denn wahr ist auch: Die 
russisch-chinesischen Wirtschaftsbezie-
hungen ähneln kolonialen Handelsbezie-
hungen des 19. Jahrhunderts: 75 Prozent 
aller russischen Exporte nach China sind 
Rohstoffe; Chinas Exporte nach Russland 
wiederum bestehen zu 80 Prozent aus 
Konsum-, Elektronik- und Industriegü-
tern.

Und doch sollte man weder in Europa 
noch in Washington die Annäherung un-
terschätzen. Die chinesische Führung 
gibt sich loyal, respektiert russische In-
teressen in den ehemaligen Sowjetre-
publiken Zentralasiens, die Eurasische 
Wirtschaftsunion (EAWU) und die mili-
tärische „Organisation des Vertrags über 
kollektive Sicherheit“ (OVKS). In Kasach-
stan, Kirgistan und Tadschikistan exis-
tieren russische Militärbasen. So bleibt 
Moskau „Polizist“ der Region, der „Far-
benrevolutionen“ und islamistischen Ex-
tremismus verhindern sowie den Fort-
bestand der autoritär-diktatorischen 
Regime sichern soll.

Die USA und Europa tun sich schwer, 
eine Antwort auf die eurasische Heraus-
forderung zu finden und sich in diesem 
neuen, asiatischen Jahrhundert zurecht-
zufinden. Eine gemeinsame Antwort 
wäre wichtig, ein Mindestmaß an Einig-
keit. Ein Riss im Atlantik, sagte Henry 

Kissinger der Financial Times, würde Eu-
ropa über kurz oder lang zu „einem An-
hängsel Eurasiens“ machen, immer mehr 
gezwungen, sich an China auszurichten. 

Die Realität aber ist: US-Präsident 
Trump fördert die Spaltung der EU nach 
Kräften und erklärt die Nato für obsolet. 
Und er führt einen Handelskrieg gegen 
China. 

Man wisse um die strategische Bedeu-
tung des indo-pazifischen Raums, be-
schwichtigte US-Außenminister Mike 
Pompeo im vergangenen Jahr. Man stel-
le 113 Millionen Dollar für neue Initia-
tiven zur Verfügung. Aber das ist nicht 
mehr als die Nebeneinkünfte von Ivan-
ka Trump und Ehemann Jared Kushner 
im Jahr 2017. Ansonsten dient die militä-
rische Präsenz der USA im „freien und 
offenen Indo-Pazifik“ vor allem der Si-
cherstellung der auch für Europa überle-
benswichtigen freien Schifffahrt von und 
nach China. Im Kerngebiet der neuen Sei-
denstraßen spielen die USA faktisch kei-
ne Rolle.

Die EU versucht, mit einer Strategie 
der „Konnektivität“, allumfassender Ver-
netzung, eurasischen Boden zu gewin-
nen. Ende 2018 wurde die „Strategy on 
Connecting Europe and Asia“ auf den Weg 
gebracht. Und in diesem Jahr soll endlich 
auch eine „Zentralasien-Strategie“ der 
EU verabschiedet werden. In Zentralasi-
en will sich die EU als Wahlpartner für 
nachhaltige regionale Entwicklung posi-
tionieren, ökologisch und fair, auf westli-
chen Grundwerten basierend. Sie will die 
Wasserressourcen sichern, Stromtras-
sen ziehen, Windparks errichten und di-
gitale Infrastruktur liefern – und auch die 
Zivilgesellschaft fördern, Schulbildung 
für Mädchen, Studentenaustausch und 
Rechtsstaatlichkeit. Eine Milliarde Euro 
stellen die EU-Kommission und ihre Mit-
gliedsstaaten zur Verfügung. Damit sei 
man „größter Geber in der Region“.

Nach offiziellen Angaben hat China 
in den vergangenen fünf Jahren mehr 
als 300 Milliarden Dollar allein in die 
Ökonomien Zentralasiens investiert. 
 Allerdings, die Nachteile liegen auf der 
Hand. Da ist die strategische Abhängig-
keit von China beim Export von Rohstof-
fen; die Gasexporte Turkmenistans etwa 
gehen nahezu ausschließlich nach Chi-
na. Dabei entstehen „debt traps“, Schul-
denfallen durch hohe chinesische Kre-
dite für sinnlose Prestigeprojekte, die 
nicht zurückgezahlt werden können. Die 
Türen für Korruption und Vetternwirt-
schaft stehen in autoritären Regimen oh-
nehin weit offen.

Es gibt zudem lokale Proteste; Bauern 
fürchten den Ausverkauf der Agrarflä-
chen an chinesische Pächter: „Wenn die 
Chinesen kommen, folgt die Apokalyp-
se“, lautet ein kasachisches Sprichwort. 
Doch Chinas wachsendes Engagement 
im Herzen Eurasiens „ist langfristig an-
gelegt, es stellt einen Wendepunkt in der 
Entwicklung der zentralasiatischen Staa-
ten dar“, so Marlene Laruelle, Leiterin 
des Zentralasien-Programms der George 
Washington Universität in Washington, 
D.C.

Gemeinsame europäisch-chinesische 
Projekte in der Region könnten Zent-
ralasiens Entwicklung vielleicht auch in 
europäischem Sinne befördern, heißt es. 
Dazu könnte etwa die faire Finanzierung 
qualitativ hochwertiger Infrastruktur, 
ökologische Nachhaltigkeit und Transpa-
renz gehören. Erste westliche Regierun-
gen haben mit China Abkommen über 
„Marktkooperation mit Dritten“ abge-
schlossen, darunter Frankreich, Spanien 
und Italien, auch Kanada und Japan.

So entstehe eine „win-win-win“-Situa-
tion, heißt es in Peking wohlwollend. Es 
gelte, „Arm in Arm in eine helle Zukunft 
zu marschieren“, erklärte Xi Jinping auf 
dem Weltwirtschaftsgipfel in Davos 2017. 
„Geschichte wird von den Tapferen ge-
macht.“ Es gilt , im Guten wie im Schlech-
ten, für alle, die sich auf die neuen Sei-
denstraßen wagen.

Katja Gloger ist Autorin des Magazins 
Stern und langjährige Korrespondentin 
in Moskau. Im vorigen Jahr ist ihr Buch 
„Fremde Freunde“ erschienen, das über 
die tausendjährige, schicksalhafte Be-

ziehung zwischen Deutschen und Russen 
erzählt.

Arm in Arm oder arm in der Zukunft 
Ein neuer Superkontinent Eurasien soll Chinas Wiederaufstieg zur Weltmacht vollenden und absichern, 

der Westen und Russland drohen zum Verlierer der großen Transformation zu werden
VON K ATJA GLOGER

 Aus chinesischer – und  
auch aus russischer  – Sicht  
zerbricht die von den USA  

dominierte Ordnung  
unwiderruflich

Revolution ohne Bahnsteigkarte: Am Grenzübergang in Korgos, Kasachstan, östlich von Almaty
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DAS WESEN EINER METROPOLE ENTSTEHT IN IHREM HERZEN. In den Orten, die eine Stadt ausmachen und ihr Lebensgefühl definieren: Die mondäne Nachbarschaft
der Außenalster in Hamburg. Die urbane Vielfalt im Zentrum von Düsseldorf. Der geschichtsträchtige Standort gegenüber dem Berliner Stadtschloss. An einmaligen Orten
wie diesen errichtet Frankonia Stadtquartiere von höchster Qualität. Sensibel abgestimmt auf den Charakter der Umgebung und den herausragenden Lagen absolut 
angemessen – hier entsteht zeitgemäße Lebensqualität in den Baudenkmälern von Morgen. FRANKONIA Eurobau AG | Mühlenstraße 34 | 40213 Düsseldorf | Tel. 0211-86 32 300 | www.frankonia-eurobau.de

Petersburger Dialog: Im April dieses Jahres haben Sie 
einen Kooperationsvertrag mit der Helikon-Oper 
unterzeichnet. Wie kam es dazu?

Christoph Meyer: Unser Kooperationsvertrag ist im Rahmen 
des russischen Kulturfestivals „Russian Seasons“ entstanden, 
das 2019 in Deutschland mit zahlreichen Ausstellungen, Festi-
vals und Konzerten zu Gast ist. Einen Vorvertrag haben Dmitri 
Bertman, Intendant der Helikon-Oper, und ich bereits im ver-
gangenen Jahr in St. Petersburg unterschrieben. Am 26. und 
27. Oktober kommt die Helikon-Oper mit zwölf Solistinnen 
und Solisten, Chor und Orchester für zwei große Gala-Konzer-
te nach Duisburg und Düsseldorf, in denen mit Arien, Ensemb-
les und Chorszenen von Tschaikowsky und Verdi auch musika-
lisch eine Brücke nach Russland geschlagen wird. Mit diesen 
Konzerten wollen wir ein Zeichen setzen.

Ein Zeichen wofür?
Bei uns arbeiten Künstler aus 38 Nationen, auch viele  
russische. Mir ist es sehr wichtig zu zeigen, dass Kultur keine  
Grenzen hat. Der kulturelle Austausch belegt: Dinge, die auf 
politischer Ebene nicht immer funktionieren, gehen oft  
einfacher auf der kulturellen. Deswegen ist diese Kooperation 
eine Herzenssache.

Die Zusammenarbeit mit der Helikon-Oper begann schon 
2016. Dmitri Bertman führte damals die Regie bei Nikolai 
Rimski-Korsakows Opernsatire „Der goldene Hahn“.  
Wie kam es zu diesem Engagement?
Ich kenne Dima schon seit fast 20 Jahren. Wir waren oft ge-
meinsam in der Jury des internationalen Hans-Gabor-Belvede-
re-Gesangswettbewerbs, und so ist unsere Freundschaft ent-
standen. 2016 inszenierte er dann bei uns „Der goldene Hahn“. 
Und ein Jahr später, anlässlich des 25-jährigen Jubiläums der 
Städtepartnerschaft zwischen Düsseldorf und Moskau, fand 
ein gemeinsames Gala-Konzert mit Sängern der Helikon-Oper 
und der Deutschen Oper am Rhein im Düsseldorfer Opernhaus 
statt. Ich glaube, fast die Hälfte des Publikums waren unsere 
russischen Mitbürger.
Der Gegenbesuch folgte am 4. September 2018 in Moskau, als 
sieben Sängerinnen und Sänger der Deutschen Oper am Rhein 
gemeinsam mit ihren russischen Kollegen ein Konzert in der 
Helikon-Oper gaben haben. Ein unvergesslicher Abend, an 
dem auch der Oberbürgermeister von Düsseldorf, Thomas Gei-
sel, sowie hochrangige Moskauer Kulturpolitiker teilnahmen. 

Eine Ihrer vielen russischen Sängerinnen ist die  
Mezzosopranistin Maria Kataeva, sie ist ein großer Star 
in Düsseldorf. Der Tenor Sergeij Komov und der Bariton 
Dmitri Vargin sind Ensemblemitglieder. Der berühmte  
Bariton Boris Statsenko war lange Jahre Solist in Ihrem 
Haus und tritt weiterhin häufig als Gast in der Oper auf.  
Alles wunderbare Künstler. Wir haben im Moment in unse-
rem Opernstudio acht Sänger aus sieben verschiedenen 
Ländern, und zwei davon kommen aus Russland – Daria 
Muromskaia und Maria Boiko. Wenn ich in Russland bin, 
höre ich gern junge Sänger an. Das Vorsingen findet 
auch an Musikhochschulen statt, und besonders dort 
spürt man oft, was für eine fantastische Ausbildung 
die jungen Talente dort bekommen und was für 
eine Affinität zur Kultur die Russen haben. Der 
Vergleich zu Deutschland fällt manchmal et-
was bitter aus. 
Ein vielleicht bezeichnendes Erlebnis hat-
te ich einmal in einer Gemäldegalerie 
in Moskau. Eine Mutter war dort mit 
einer etwa vierjährigen Tochter und 
das Kind sah ein Porträt von Pusch-
kin, zeigte mit dem Finger darauf und sagte: 
„Mama, schau mal, das ist Puschkin!“ Die Russen haben ein 
ganz tiefes Verhältnis zu ihren Poeten oder auch Komponisten. 
Bei vielen Gesangwettbewerben, an denen russische Sänger 
teilnehmen, merke ich, wie sie für ihre Kunst brennen. Das ist 

Rhein-Gold
Die Deutsche Oper am Rhein und die Helikon-Oper aus Moskau verbindet eine enge künstlerische Freundschaft. Intendant Christoph Meyer  
über die Kooperation beider Häuser, die „russische Spur“ im Düsseldorfer Opernhaus und seine Liebe zur russischen Musik

In Düsseldorf geblieben: Elisabeth Strid (links)  
und Maria Kataeva (rechts) in der Inszenierung  

von Tschaikowskys „Pique Dame“

Christoph Meyer
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einer der Gründe, warum ich mich freue, russische Sänger in 
unserem Ensemble zu haben.

Wenn Sie junge Künstler etwa aus Russland engagieren,  
gehen sie manchmal auch durch Ihr Opernstudio. Was 
bringen Sie ihnen bei? Bekommen sie an der Deutschen 
Oper am Rhein den letzten Schliff?
Ich nenne das „ein behütetes Nest“. Sie sind noch keine fes-
ten Mitglieder des Ensembles und sind noch nicht den gan-
zen Herausforderungen ausgesetzt, die damit verbunden 
sind. Gleichzeitig können sie sich künstlerisch und als Perso-
nen entwickeln, bekommen Meisterkurse von hochkarätigen 
Künstlern, Sprachunterricht und szenische Kurse. Während 
dieser Zeit versuchen wir, sie so umfassend wie möglich zu 
unterstützen und auf den Beruf vorzubereiten. Dazu gehört 
natürlich auch die Chance, in kleineren und mittleren Rollen 
aufzutreten und praktische Erfahrungen auf der Bühne zu 
sammeln. Dieses Programm dauert zwei Jahre. Einige Absol-
venten übernehmen wir danach, wie es bei Maria Kataeva der 
Fall war. 

Sie waren schon zum zweiten Mal Jurymitglied des  
Wettbewerbs der jungen Opernregisseure „Nano-Opera“ 
in Moskau, den Dmitri Bertman ins Leben gerufen hat.
Es ist ein fantastischer Wettbewerb, der alle zwei Jahre statt-
findet. In seiner Struktur ist er einzigartig auf der Welt, denn 
dort müssen junge Regisseurinnen und Regisseure live vor 

laufender TV-Kamera ihr szenisches Handwerk beweisen, 
was natürlich alles andere als einfach ist. Es gab 13 Teil-

nehmer von 160 Bewerbungen und am Ende wurden die 
ersten drei Plätze vergeben. Ich habe einem jungen 

russischen Talent einen Preis gegeben, der darin 
besteht, dass er bei uns zwei Monate als Regieas-

sistent arbeiten kann. 

In Ihrem Repertoire gibt es „Der gol-
dene Hahn“ und Igor Strawinskys 

„Petruschka“. Am 25. Mai fand die 
Premiere der „Pique Dame“ von 

Tschaikowsky statt. Ich habe 
das  

Gefühl, die Deutsche Oper 
am Rhein hat eine russi-

sche Spur. Ist es nicht 
ein großes Risiko, rus-
sische Opern zu  

inszenieren? Denn das 
deutsche Publikum ist mit 

dieser Musik nicht unbedingt 
vertraut. 

Jede Premiere ist ein Risiko, sogar „Die 
Zauberflöte“ kann durchfallen. Und Tschai-

kowsky gehört zum Weltmusikerbe und ist auch 
in Deutschland durchaus bekannt und beliebt. Unsere 

Inszenierung hat vielleicht nicht allen Erwartungen entspro-
chen, denn die amerikanische Regisseurin Lydia Steiers hat 
die Handlung ins Hollywood der 1950er-Jahre verlegt. Aber es 
war ein voller Erfolg, den wir auch den hervorragenden russi-
schen Sängern zu verdanken haben, die in „Pique Dame“ mit-
wirken. Die Deutsche Oper am Rhein hat selbstverständlich 
weiterhin Interesse an diesen großartigen russischen Meister-
werken und wir werden diese Reihe bestimmt fortsetzen. 

Die Fragen stellte  
Daria Boll-Palievskaya.  

Sie ist Journalistin, Autorin und  
Expertin für interkulturelle  

Kommunikation und  
lebt in Düsseldorf.
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Das Urteil des Internationalen Militärge-
richtshofs in Nürnberg gegen Rudolf Heß 
lautete auf lebenslänglich. Gemeinsam 

mit sechs weiteren Hauptkriegsverbrechern der 
NSDAP wurde der „Stellvertreter des Führers“ 
am 18. Juli 1947 in einem Flugzeug der britischen 
Royal Air Force nach Berlin gebracht. Am Flug-
hafen stiegen sie unter schärfster Bewachung in 
einen Bus, der sie in ein Gefängnis im Westen von 
Berlin fuhr, das von diesem Zeitpunkt an den Na-
men Kriegsverbrechergefängnis Spandau tragen 
sollte. 

Nach der Ankunft in Spandau erhielt jeder Häft-
ling eine persönliche Nummer zugeteilt, entspre-
chend der Reihenfolge, in der sie aus dem Bus 
stiegen. Als letzter verließ Rudolf Heß den Bus, 
Häftling Nr. 7. Von diesem Moment an wurden die 
Männer nicht mehr mit Namen, sondern mit ih-
rer Nummer angesprochen. Gemeinsam arbei-
teten sie, gemeinsam besuchten sie die Gefäng-
niskirche und gemeinsam gingen sie spazieren. 
Aber sie waren in Einzelzellen untergebracht und 
durften nicht miteinander reden.

Im Winter klebten die Insassen im Gefängnis-
gebäude Briefumschläge. In der warmen Jahres-
zeit arbeiteten sie im Innenhof des Gefängnisses, 
in dem frühere Häftlinge ihre Hofgänge gemacht 
hatten. Den Gefangenen oblag es, die Haftanla-
gen in Ordnung zu bringen. Hauptplaner und Ge-
stalter des Gefängnisgartens war Häftling Nr. 5,  
Albert Speer. Unter seiner Leitung legten die 
Männer Wege und kleine Beete an, für deren Pfle-
ge es persönlich Verantwortliche gab. Unterein-
ander nannten sie diesen Ort den „Speer-Garten“ 
oder das „Speer-Paradies“.

Die Häftlinge durften alle zwei Monate Besuch 
von Verwandten empfangen, einzeln und jeweils 
15 Minuten lang. Den Gefangenen war es erlaubt, 
höchstens einen Brief pro Monat zu schreiben 
oder zu empfangen. Die Gefängnisverwaltung 
kontrollierte die gesamte eingehende und ausge-
hende Korrespondenz. 

Am 1. Oktober 1966 hatten Baldur von Schirach 
und Albert Speer ihre 20-jährigen Haftstrafen ab-
gesessen. Von diesem Tag an hatte das Kriegsver-
brechergefängnis Spandau nur noch einen Häft-
ling: Rudolf Heß.

Heß kam 1894 in Alexandria zur Welt, sein Va-
ter betrieb dort eine Importfirma. Ägypten war 
zu dieser Zeit britische Kolonie. Heß besuchte 
eine Handelsschule in der Schweiz, später ging 
er nach München. Im ersten Weltkrieg meldete 
er sich als Freiwilliger an die Front, wurde zwei-
mal verwundet, erhielt das Eiserne Kreuz zweiter 
Klasse und wurde zum Leutnant befördert. Auf 
seine persönliche Bitte hin ließ er sich zum Flug-
zeugführer ausbilden und an die Front versetzen. 
Aber da war der Erste Weltkrieg zu Ende, und der 
Leutnant wurde aus dem Dienst entlassen.  

1919 schrieb Heß sich an der Münchner Univer-
sität ein, 1920 begegnete er Hitler, als dieser in ei-
ner Rede in einem Münchner Bierhaus den Verrat 
der deutschen Regierung an den Frontsoldaten 
anprangerte. Heß teilte seine Ideen, und mit die-
sem Tag begannen ihre Freundschaft und ihre 
Zusammenarbeit. Bald darauf wurde Hitler zum 

Führer der NSDAP und Heß zu seinem Sekretär.  
Beim Hitlerputsch 1923 führte dieser ein stu-

dentisches SA-Bataillon an. Danach saß er ge-
meinsam mit Hitler in der Festung Landsberg 
in Haft. Hitler arbeitete an seinem Buch „Mein 
Kampf“, und Heß übernahm mehrere Funkti-
onen gleichzeitig: Er war Diskussionspartner, 
Schreibkraft, erster Zuhörer und Berater. Zu-
dem spiegelten sich in Hitlers Buch die „Lebens-
raum“-Thesen des Professors für Geopolitik Karl 
Haushofer wider, dessen Schüler Heß gewesen 
war.

Nach der Haftentlassung nahm Hitler den 
Kampf um die Zulassung der NSDAP zu den 
Reichstagswahlen auf. Heß war immer an der Sei-
te seines „Führers“, ein Titel, der auf ihn zurück-
geht. Im Dezember 1932 ernannte Hitler Heß zum 
Vorsitzenden der Politischen Zentralkommis-
sion der NSDAP. 1933 wurde Hitler Reichskanz-
ler, Heß „Stellvertreter 
des Führers“. Bald dar-
auf wurde er zum Reichs-
minister ohne Geschäfts-
bereich und Mitglied der 
Regierung. Ihm oblag die 
Kontrolle aller Aktivitä-
ten der Regierung und al-
ler Regierungsorgane im 
Hinblick auf die Einhal-
tung der NS-Ideologie. Er 
trieb auch maßgeblich die 
Umsetzung des faschisti-
schen Rassenhygienepro-
gramms voran.  

Am 10. Mai 1941 flog Heß 
mit einer zweimotorigen 
Messerschmidt Bf 110 von 
Augsburg nach Großbri-
tannien. Er versuchte die 
Engländer davon zu über-
zeugen, dass sie keine 
Chance hätten, den Krieg 
zu gewinnen, weshalb es 
sinnvoll sei, Frieden zu schließen. Hitler brauch-
te den Frieden mit Großbritannien, um ungehin-
dert in die UdSSR einmarschieren zu können. Der 
deutsche Plan eines Überfalls auf die UdSSR stand 
schon fest, das wusste Heß, und es ist sehr wahr-
scheinlich, dass er Großbritannien vorschlug, an 
diesem Feldzug teilzunehmen. Premierminister 
Winston Churchill lehnte jedes Gespräch ab, und 
Heß blieb bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs 
als Kriegsgefangener in Großbritannien, bevor 
er im Herbst 1945 nach Nürnberg überstellt und 
vor dem Internationalen Militärgerichtshof ange-
klagt wurde.

Als Heß schließlich als einziger Häftling im 
Spandauer Gefängnis übriggeblieben war, wur-
de das alliierte Wachpersonal verringert, und mit 
der Zeit erhielt er wegen des fortgeschrittenen 
Alters Hafterleichterungen. Zum Beispiel wurde 
im Gefängnisgarten ein kleines Häuschen errich-
tet, in dem der Häftling während seiner Spazier-
gänge ausruhen konnte.

Am 17. August 1987 brachte der Wächter  
Anthony Jordan, ein Afroamerikaner, den Häft-

ling Nr. 7 zum Spaziergang in den Garten und ließ 
ihn vorschriftswidrig unbeaufsichtigt im Garten-
häuschen zurück. Einige Zeit später warf der Sol-
dat einen Blick in das Häuschen und sah Heß auf 
dem Boden liegen. Um seinen Hals war ein Strom-
kabel gebunden, dessen anderes Ende am Fens-
tergriff befestigt war. Der Häftling war bewußtlos. 
Jordan meldete den Vorfall seinem diensthaben-
den Vorgesetzten. Aber es war zu spät: Wiederbe-
lebungsversuche blieben erfolglos, im britischen 
Militärhospital konnte nur noch der Tod festge-
stellt werden. 

Da das Kriegsverbrechergefängnis Spandau 
sich im britischen Sektor Berlins befand, unter-
suchte die britische Militärpolizei der Umstände 
von Heß’ Tod. Ergebnis: Häftling Nr. 7 hatte Sui-
zid begangen. Ein Abschiedsbrief schien das zu 
bestätigen.

Die Ermittlungsakten wurden anschließend 
zur geheimen Verschluss-
sache erklärt. Heß‘ Lei-
che wurde seiner Fa-
milie übergeben, das 
Kriegsverbrechergefäng-
nis Spandau abgerissen. 
Die vier Alliierten erhiel-
ten Kopien des Gefängnis-
archivs, die Originale wur-
den vernichtet.

Seit 2013, 25 Jahre nach 
Abschluss der Untersu-
chung über den Todesfall, 
sind die Akten frei zugäng-
lich. Sie enthalten eine Rei-
he von Unstimmigkeiten 
und offensichtlichen Fäl-
schungen.

Die Analyse der politi-
schen Weltlage von 1987, 
der Gegebenheiten in dem 
Spandauer Kriegsverbre-
chergefängnis zu jener 
Zeit und der Ermittlungs-

akten der britischen Militärpolizei drängen den 
Verdacht auf, dass Heß keinesfalls ernsthaft vor-
hatte, vorzeitig aus dem Leben zu scheiden. 

Im März 1987 war Heß in kritischem Zustand 
ins britische Militärhospital eingeliefert worden, 
seither wusste er, daß die nächste Erkrankung 
für ihn verhängnisvoll sein könnte. Er wollte 
nicht im Gefängnis sterben, aber um freizukom-
men, war es notwendig, sich möglichst lautstark 
der Öffentlichkeit und den alliierten Stadtkom-
mandanten in Erinnerung zu bringen.

Eine Möglichkeit dazu war ein vorgetäuschter 
Selbstmord, was Heß schon mehrfach während 
der langen Jahre der Haft unternommen hatte. 
Die Überlebenswahrscheinlichkeit war groß, die 
britischen Ärzte hatten ihre Fähigkeiten ja mehr-
fach bewiesen. Aber der „Abschiedsbrief“ in sei-
ner Tasche, in dem er sich über die schlechte Be-
handlung von Seiten der Gefängnisverwaltung 
beklagte, was als vorgeblicher Grund für den 
Selbstmordversuch diente, sollte in sämtlichen 
Presseorganen erscheinen und Reaktionen her-
vorrufen.

Am 17. August, nachts um 2 Uhr, trat Heß aus 
seiner Zelle in den Gang hinaus und sah, dass 
dort der Amerikaner Nowak Dienst tat. Das be-
deutete, dass während des nachmittäglichen 
Spaziergangs Jordan bei ihm sein würde, der 
Wächter, gegen den Heß wegen dessen Hautfar-
be bereits protestiert hatte. 

Aus den Akten der britischen Militärpolizei 
lassen sich die damaligen Ereignisse rekonst-
ruieren. Heß betrat das Gartenhäuschen und 
schloß die Tür hinter sich. Jordan blieb draußen, 
er setzte sich auf die Bank unter einen Baum. 
Heß trennte das Elektrokabel von der Stehlam-
pe, befestigte ein Ende des Kabels am Fenster-
griff und legte sich rücklings auf die Erde unter 
dem Fenster, so dass er mit den Schultern an der 
Wand lehnte. Dann machte er einen einfachen 
Knoten in das Kabel und legte sich die Schlinge 
um den Hals. Schließlich wand er sich das Kabel 
ein weiteres Mal um den Hals und wartete. 

Heß kalkulierte, dass er womöglich das Be-
wusstsein verlieren würde, aber nicht ersticken 
könne, weil er fast ganz auf dem Boden lag. So 
würde ihn der Wächter reanimieren, wie schon 
viermal zuvor. 

Sein Wächter Jordan hatte während dieser 
Zeit unter dem Baum gesessen, nach den Be-
rechnungen der Militärpolizei ungefähr zehn 
Minuten. Dann beschloss er, den Gefangenen zu 
kontrollieren, und erblickte durch das Fenster 
den auf dem Boden liegenden Heß. Der Ameri-
kaner lief in das Haus, hob den Häftling auf und 
löste das Kabel vom Hals. Dabei fiel ihm auf, dass  
es sich sehr leicht lösen ließ. Als der Komman-
deur der Wachmannschaft, ein Lieutenant der 
amerikanischen Armee, das Gartenhäuschen 
erreichte, war der Puls des Häftlings noch zu 
spüren. 

Am Abend desselben Tages erhielten der 
amerikanische und der britische Direktor des 
Kriegsverbrechergefängnisses Spandau vom 
Leiter des britischen Militärhospitals ein Ku-
vert. Es enthielt den Inhalt von Heß’ Taschen, 
darunter auch einen Abschiedsbrief. Den Direk-
toren war sofort klar, dass dieser Brief nicht an 
die Öffentlichkeit gelangen durfte.

Tatsächlich ist ein älterer Abschiedsbrief von 
Heß aus dem Jahr 1969 erhalten. Damals hatte 
er einen Magendurchbruch erlitten und befand 
sich in Lebensgefahr. Es ist davon auszugehen, 
dass die Direktoren diesen alten Brief mit Hilfe 
eines Farbkopiergeräts auf die Rückseite eines 
Briefs übertrugen, den Heß kurz zuvor an seine 
Schwiegertochter geschrieben hatte, wobei man 
das Datum entfernte. In dieser Form ist er heute 
der ganzen Welt bekannt als der Abschiedsbrief 
des Rudolf Heß. Was tatsächlich in dem echten 
Abschiedsbrief des Häftlings Nr. 7 stand, das ist 
und bleibt wahrscheinlich das letzte Geheimnis 
des Kriegsverbrechergefängnisses Spandau. 

Andrej Plotnikow war 1986  
einer der Wächter Rudolf Heß‘  

in der Justizvollzugsanstalt Spandau.

Spandauer letzte Tage 
Andrei Plotnikow meldet in einem in Russland erschienenen Buch Zweifel an der Geschichte der letzten Tage von Rudolf Heß an.  

Haben die Westalliierten einen unangenehmen Abschiedsbrief unterschlagen?

FORTSETZUNG VON SEITE 1
„FALSCHE LIEBE“

In Spandau was Neues? Rudolf Hess starb 1987 im dortigen Kriegsverbrechergefängnis, Andrei Plotnikow spekuliert über die Todesumstände.
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doch auch eine falsche Liebe zu dem Rie-
senreich, die vor allem ein Produkt der 
schwierigen Zeit des Umbruchs nach der 
Wiedervereinigung ist, als im Osten quasi 
über Nacht hunderttausende Menschen 
ihre Arbeit und damit ihr bisheriges Le-
ben verloren und sich einem schier über-
mächtigen Westen ausgeliefert sahen. Die 
Sympathien für Putin und sein Handeln 
entspringen bei diesen Leuten eher einer 
inneren Auflehnung gegen den Westen, 
der nach Ansicht vor allem eines Teils der 
älteren Ost-Generationen seine Lebens-
weise jetzt noch weiter nach Osten expor-
tieren will.

Immer wieder vertreten wird dabei 
auch die falsche und von Michail Gorbat-
schow längst dementierte These, wonach 
die Nato der Sowjetunion für die Zustim-
mung zur Deutschen Einheit verspro-
chen habe, nicht nach Osten zu expandie-
ren. Dabei übersehen deren Verfechter 
leichtfertig das Selbstbestimmungsrecht 
der Länder Osteuropas und den erklärten 
Willen der Mehrzahl ihrer Einwohner.

Nicht negiert werden darf jedoch, dass 
es auch im Osten Deutschlands viele Men-
schen gibt, die sehr wohl die Begründung 
für die Sanktionen gegen Russland nach-
vollziehen können. Auch sie wollen nicht, 
dass diese aufgehoben werden, solange 
Putin die Krim widerrechtlich besetzt 
hält und den Krieg in der Ost-Ukraine mit 
Geld, Waffen und Soldaten fördert. Das 
sieht im Übrigen auch Michael Kretsch-
mer so.

Dass er für seinen – freilich auch mit 
Blick auf die Landtagswahl geäußerten – 
Vorschlag in Sachsen und Ostdeutschland 
so großen Zuspruch bekommt, liegt aber 
auch daran, dass die Folgen der Sanktio-
nen Ostdeutschland viel stärker treffen 
als den Westen. Manch ostdeutschem 
Maschinenbauer, der seine Kontakte mit 
Russland reaktiviert hatte, ging durch 
die Sanktionen viel Umsatz verloren, ei-
nige schlitterten gar in die Pleite, Land-
wirte verloren aufgrund russischer „Ge-
gensanktionen“ ihre Absatzmärkte.

Diese Entwicklung trifft die vergleichs-
weise schwache Ost-Wirtschaft gleich 
doppelt, doch das wird in Westdeutsch-
land kaum wahrgenommen. Gerade Ost-
deutsche fragen sich deshalb, ob dies 
auch hingenommen würde, wären die 
Folgen für den Westen ähnlich. 

Stefan Locke ist politischer  
Korrespondent für Sachsen  

und Thüringen für die  
Frankfurter Allgemeine Zeitung.

Rudolf Heß während des Nürnberger 
Kriegsverbrecherprozesses 1945
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Im Dezember 2018 erlebten die deut-
schen Medien wohl einen der aufse-
henerregendsten Skandale der neu-

eren Geschichte. Der Spiegel-Reporter 
Claas Relotius legte ein schockierendes 
Geständnis ab: Ein wesentlicher Teil 
der von ihm verfassten Artikel enthal-
te mehr oder weniger zweifelhafte bis 
vollständig erfundene Fakten. Zu dieser 
Erklärung zwang ihn das Ergebnis der 
Recherche seines Kollegen Juan Mo-
reno, der Relotius nachwies, dass er in 
seiner Reportage über amerikanische 
Bürgerwehren an der Grenze zwischen 
den USA und Mexiko nicht korrekt ge-
arbeitet hatte.

Auch früher schon wurden Journa-
listen angesehener Zeitschriften bei 
Fälschungen ertappt. Man denke an 
Stephen Glass, Redakteur der Zeit-
schrift The New Republic. Genau wie Re-
lotius war Glass in den 1990er-Jahren 
ein Hoffnungsträger des jungen Journa-
lismus, seine Artikel fanden bei den Le-
sern große Resonanz. Sehr packend war 
sein Bericht „Hack Heaven“ über einen 
jugendlichen Hacker, der einen Job in 
einer Computerfirma bekommen konn-
te, deren Sicherheitssystem er zuvor 
gehackt hatte. Leider waren sämtliche 
Personen dieser ergreifenden Story nur 
die Früchte der blühenden Fantasie des 
Autors, wie die Recherche des Magazins 
Forbes an den Tag brachte. Es war nicht 
der einzige Artikel, den Glass teilwei-
se oder vollständig erfunden hatte. Die 
Karriere des jungen Journalisten war 
damit beendet.

Die Fälle Relotius und Glass haben vie-
les gemeinsam. Beide wollten sie starke 
Artikel schreiben, echte Stories oder 
bedeutungsvolle Parabeln, mit Helden 
und Schurken, mit Intrigen und einem 
Happy End. Neben der Eitelkeit, die si-
cher eine Rolle spielte, wollten diese 
jungen Journalisten aber auch nicht 
langweilen.

In einer Hinsicht aber unterscheidet 
sich der Skandal beim Spiegel von den 
Vorgängen im New Rebublic. Viele der 
Freizügigkeiten in Relotius‘ Reporta-
gen hatten weniger mit der künstleri-
schen Seite der Artikel zu tun, vielmehr 
schnitten sie den Text auf die Erforder-
nisse des politischen Mainstreams in 
Deutschland zu. 

Ein anschauliches Beispiel ist sein Ar-
tikel über die amerikanische Kleinstadt 
Fergus Falls, in welcher der größte Teil 
der Einwohner bei den Präsidentenwah-
len 2016 für Donald Trump gestimmt 
hatte. Die Reportage war so übervoll von 
Klischees über die amerikanische Pro-
vinz, dass die Einwohner der Stadt sich 
zu einem Protestbrief veranlasst sahen. 
Sie wiesen darauf hin, dass der Film 
„American Sniper“, der angeblich noch 
immer die Kinos der Stadt füllte, dort 

schon seit langem nicht mehr lief, und 
dass es niemals ein Schild mit der Auf-
schrift „Mexicans Keep Out" am Orts- 
eingang gegeben habe.

Ein anderes Beispiel ist Relotius‘ In-
terview mit Traute Lafrenz, der letz-
ten Überlebenden der „Weißen Rose“, 
in der sie die Demonstranten in Chem-
nitz angeblich mit den Nazis gleichsetz-
te. Lafrenz, inzwischen 99 Jahre alt und 
seit langem in den USA lebend, hatte al-
lerdings von diesen Demonstrationen 
gar nicht gewusst, und darüber hinaus 
bemerkte sie noch eine ganze Reihe von 
Abweichungen im Interview von dem, 
was sie wirklich gesagt hatte. 

Im Unterschied zu Glass, dessen aus-
gedachte Story über den jugendlichen 
Hacker die zu der Zeit allgemein an-
wachsende Sorge über die Entwicklung 
der Computertechnologie ausnutzte, 
verfestigten die Artikel von Relotius die 
Politisierung eines schwarz-weiß ge-
malten Weltbilds, wie es den Empfin-
dungen unkritischer Leser wohltat. Er 
passte sich dem politischen Mainstream 
an. Wie er selber eingestand, hatte er, 
der vielfach ausgezeichnete Journalist, 
Angst vor einem Absturz. 

Dank einer Politik der maximalen 

Transparenz gelang es dem Spiegel, die 
Folgen des Skandals so weit wie möglich 
abzumildern. Die Redaktion gelobte, 
das Prinzip des Faktenchecks zu über-
prüfen, die Prüfverfahren zu straffen 
und die „Unschuldsvermutung“ der Au-
toren aufzugeben, unabhängig von ih-

ren jeweiligen Verdiensten. Das Magazin 
veröffentlichte auf seiner Website eine 
Liste der Artikel Relotius‘, zusammen mit 
den vom Autor eingestandenen Unrichtig-
keiten. Die Redaktion bat Personen, die in 
seinen Artikeln vorgekommen waren, die-
se auf Authentizität zu prüfen und Fehler 
aufzuzeigen. 

Aber davon abgesehen: Können all diese 
Maßnahmen eine Wiederholung solcher 
Fälle mit hoher Zuverlässigkeit verhin-
dern? Faktenchecks fanden schon immer 
statt, und sie galten als sehr kompetent. 
Den Kollegen in der Spiegel-Redaktion, die 
verantwortlich für die Überprüfung der 

Fakten sind, waren wohl dann und wann 
Fragen zu Relotius‘ Texten gekommen, 
doch aufgrund seiner hohen Reputation 
gingen sie ihnen nicht nach. So blieb auch 
der Brief der Einwohner von Fergus Falls 
zunächst unbeantwortet.

Aber die Ursachen für den Skandal um 
Relotius liegen nicht in einem Versagen 

der redaktionellen Prozesse, sondern in 
der Spezifik der modernen Informations-
sphäre und der Psychologie der Leser.

Das Erfolgsrezept der erfundenen Re-
portagen bestand in einer spannenden 
Story, deren Sachverhalte und Protago-
nisten den gängigen weltanschaulichen 
Stereotypen des durchschnittlichen Le-
sers entsprachen. Für den Leser ist es 
reizvoll, einem Artikel zu folgen, der wie 
eine literarische Erzählung geschrie-
ben ist, und darin die Bestätigung seines 
Weltbilds zu finden, in dem die Wähler 
von Donald Trump den Typus des klas-
sischen amerikanischen „Redneck“ ver-
körpern. Und natürlich muss die letzte 
Überlebende der „Weißen Rose“ unbe-
dingt die AfD mit der NSDAP assoziieren. 

Die modernen Technologien ermögli-
chen es allen, die über einen Internetzu-
gang verfügen, gefälschte journalistische 
Artikel zu entlarven. Aber es ist schwer, 
die Gemengelage aus Fakten und De-
mentis, Wahrheiten und Lügen zu durch-
schauen. Für viele Leser ist es sehr viel 
einfacher, darin die Aspekte herauszufil-
tern, die seinen Vorstellungen von richtig 
und falsch entsprechen, als den entge-
gengesetzten Standpunkt zu analysieren.

Selbst die Tatsache, dass sich Informa-

tionen am Ende als unwahr herausstellen, 
ist kein Argument für die Revision einer 
Meinung. Die Logik funktioniert so: Es ist 
möglich, dass die Einwohner von Fergus 
Falls in Wirklichkeit nicht so beschränk-
te Provinzler sind, aber vermutlich ist es 
nicht schwierig, in Amerika eine andere 
Kleinstadt zu finden, in der die von Relo-
tius erfundenen Personen ganz real sind. 
Und auch wenn Traute Lafrenz von den 
Demonstrationen in Chemnitz nichts 
wusste, hätte sie die Aktionen rechter 
Populisten wohl kaum gutgeheißen.   

Mit anderen Worten, moderne Konsu-
menten von Informationen sind geneigt, 
um sich herum einen Schutzkokon zu 
schaffen, in dem ihre Überzeugun-
gen durch ausgewählte Fakten bestä-
tigt werden. Informationen, die diesen 
Überzeugungen widersprechen, haben 
kaum eine Chance, als ein alternativer 
Gesichtspunkt wahrgenommen zu wer-
den. 

Die neue Informationswirklichkeit 
stellt besondere Anforderungen an 
professionelle Journalisten. Durch das 
„Weiße Rauschen“ der modernen Medi-
en hindurch ist es bisweilen schwierig, 
die Aufmerksamkeit der Leser zu fin-
den. Aber das Manipulieren mit Fakten 
und Emotionen ist nur scheinbar ein ef-
fektiver Weg. Tatsächlich wird dadurch 
nur das Misstrauen gegen die Presse 
verstärkt, weil sie sich von der Realität 
entfernt, die komplizierter und interes-
santer ist als das vermittelte Bild.

In der Ära des Kampfs gegen Fake 
News ist es wichtig, Mut zu zeigen und 
bereit zu sein, Fehler einzugestehen, 
ohne dabei Autorität und Reputation zu 
verlieren. In diesem Sinn ist der Fall Re-
lotius auch für die russischen Medien 
lehrreich. 

Artem Sokolow ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Moskauer Staatlichen 

Institut für Internationale Beziehungen 
(MGIMO-Universität).

Vierte Gewalten
Wie Fake News entstehen und was die Medien aus dem Fall Relotius lernen können – deutsche wie russische gleichermaßen

VON ARTEM SOKOLOW

YOU NAME IT. WE BUILD IT!

BMW Welt, München Kongresszentrum,TaschkentSpiegel Verlag, Hamburg

Die Ursachen für den Skandal  
um Relotius liegen nicht in  

einem Versagen der redaktionellen 
Prozesse, sondern in der Spezifik  

der modernen Informationssphäre  
und der Psychologie der Leser

Tatort und Täter: Das Spiegel-Gebäude in Hamburg, Claas Relotius bei der Verleihung des Reemtsma Liberty Awards im Hotel de Rome in Berlin im März 2017
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Z U  H A U P T S T A D TV O N  H A U P T S T A D T

Leben, leiden, lieben
Das Festival „Die Welt des russischen Theaters“ in Berlin zeigte den Zustand  

von russischsprachigen Theatern in Europa

VON MARINA R AIKINA

Das Festival „Die Welt des russi-
schen Theaters“ ist eine kultu-
relle Brücke für Landsleute im 

Ausland. Waleri Jakow, Chefredakteur 
der Theaterzeitschrift Teatral, gründete 
es vor drei Jahren. Acht Theaterensem-
bles aus Dänemark, Deutschland, Eng-
land, Finnland, Frankreich, Israel und 
Österreich zeigten ihre Theaterstücke 
auf vier Bühnen, die über die ganze Stadt 
verteilt waren, darunter eine Schulaula.

Es existiert nur eine sehr vage Vor-
stellung vom russischsprachigen The-
ater im Ausland, und die ist durchaus 
skeptisch: Was kann es denn für russi-
sche Theatertgruppen in Europa geben, 
wenn es dort schon genügend eigene 
gibt? Wer braucht sie und wer finanziert 
sie? Spielen sie überhaupt nach der rus-
sischen Theaterschule? Vier Festivalta-
ge gaben Antworten.

Neben den Aufführungen fanden auf 
dem Festival auch Diskussionsrunden 
über Probleme der russischsprachigen 
Theater statt. Ihre Ergebnisse ließen 
sich mit dem bekannten Satz von Tolstoi 
über glückliche und unglückliche Fami-
lien beschreiben. Alle Glücklichen glei-
chen einander: Sie haben eine gemein-
same Sprache (Russisch), ein Publikum 
(Russisch), ein Repertoire (Klassik, zu-
meist russische) und die Tatsache, dass 
sie ohne diese Leidenschaft nicht leben 
können, ohne das Theater, das für die 

Russen fast schon zu einem Bestandteil 
des russischen Charakters geworden ist.

Alle unglücklichen Theaterfamilien 
sind auf ihre Weise unglücklich. Aber 
das Ausmaß dieses „Unglücks“ hängt 
oft davon ab, in welchem Land sie leben. 
Dieses „Unglück“ ist leicht mit der For-
mel „Zuschauer-Räumlichkeiten-Zu-
schüsse“ zu beschreiben. Gastspiele von 
russischen Theatern werden in den teil-
nehmenden Ländern unterschiedlich 
stark besucht, sie konkurrieren mit ein-
heimischen Aufführungen.

„Wir Künstlergruppen im Ausland ha-
ben es nicht leicht“, sagt Elena Klyucha-
reva, Gründerin und Leiterin des Ka-
baretts Lori in Berlin, das es in Berlin 
seit sechs Jahren gibt. „Berlin ist mehr 
als voll von talentierten, hochprofessi-
onellen Künstlern, die in Russland eine 
ausgezeichnete Ausbildung genossen 
haben, jedoch hier nicht entsprechend 

gefragt sind“, sagt die Moskauerin. „Die 
meisten Schauspieler in meinem Thea-
ter sind Emigranten. Sie alle verdienen 
Respekt dafür, dass sie nicht den Mut 
verloren und sich selbst gefunden ha-
ben.“

Erhält das Theater Hilfe von deut-
schen Stiftungen oder Berliner Behör-
den?

„Warum sollten die Deutschen die 
russische Kultur fördern?“, fragt sie zu-
rück. „Sie haben ihre eigene. Es ist un-
sere Aufgabe, die Traditionen des russi-
schen Theaters hier populär zu machen 
und zu verankern.“ 2009 sei der Ver-
band der russischsprachigen Theater 
gegründet worden“, „um nicht ohne ge-
genseitige Unterstützung unterzuge-
hen“, wie sie sagt. Zum Verband gehören 
Theater in Berlin, Dresden, Düsseldorf, 
Erlangen, Essen, München und Rostock.

Tatsächlich hat Deutschland vielleicht 

die größte russischsprachige Theaterge-
meinde der Welt. Es gibt keine genauen 
Zahlen, manche zählen 42 Theatertrup-
pen, andere 65, aber jedes Ensemble hat 
sein eigenes Schicksal. Ilia Gordon, Lei-
ter des Theaters Russkaja Szena (Russi-
sche Bühne) in Berlin, verlässt sich nur 
auf die eigene Kraft. Er und seine Frau, 
die Regisseurin Inna Sokolova, brach-
ten im Jahr 2007 ihre erste Premiere in 
Deutschland zur Aufführung. Seit 2008 
ist das Theater im Westen der Stadt zu 
finden.

Fjordor Newelski, Theaterbegeister-
ter aus Erlangen, stammt aus St. Pe-
tersburg und lebt schon seit 22 Jahren in 
Deutschland. Er hat zwar nur ein kleines 
Amateurtheater, für das keine Tickets 
verkauft werden. Dennoch kommt das 
Publikum schon lange und immer wie-
der gern. Er wird von der Stadt und von 
deutschen Stiftungen unterstützt. In 

Deutschland gibt es mehr als 1200 Ama-
teurtheater. „Russischsprachige Thea-
ter erhalten genau die gleichen Zuschüs-
se wie deutsche Theater“, sagt Newelski. 
„So erhielten wir beispielsweise vom 
BDAT (Bund deutscher Amateurtheater) 
10 000 Euro, für die Fahrt und Auffüh-
rungen auf dem Festival.“ Fjodor versi-
chert, dass die deutschen Behörden kei-
ne Bedingungen für die Gewährung von 
Zuschüssen stellen.

Zuweilen können Theater noch mit 
Zuschüssen rechnen, aber von eigenen 
Räumlichkeiten können sie nur träu-
men. Hier richtet sich jeder so gut ein, 
wie er kann. Das israelische Theater 
ZERO von Oleg Rodowilski aus Kirjat Ono 
in der Nähe von Tel Aviv hat einen Luft-
schutzbunker gemietet, der in Friedens-
zeiten zu einem Theater hergerichtet 
wurde. Das Theater in Warschau nutzt 
eine Kirche. Laut Shanna Gerasimowa, 

der Leiterin des Theaters OK, ist die ka-
tholische Gemeinde in Polen im Gegen-
satz zu den offiziellen Institutionen offen 
für die russische Kultur.

Besser aufgestellt ist das Theater Di-
alog aus Kopenhagen. Es besteht seit 
20 Jahren im Russischen Zentrum für 
Wissenschaft und Kultur. Geleitet wird 
es von der ehemaligen Schauspielerin 
des Moskauer Theaters Lenkom, Tatia-
na Derbenewa. „Ich denke, ich hätte am 
Lenkom keine große Schauspielkarrie-
re machen können“, gesteht sie. „In mei-
nem Theater spiele ich das, was ich will.“ 
Gerade bringt sie das Stück „Von der Lie-
be“ von Anton Tschechow heraus.

Überraschend wird klar, dass das 
russische Theater im Ausland vor al-
lem eine Überlebensschule ist. Wer sie 
durchlaufen hat, so scheint es, fürchtet 
nichts mehr. Sie haben gelernt zu über-
leben. Dafür war es nötig, sich neben der 
Schauspielerei auch Buchhaltungs- und 
Managementkenntnisse anzueignen. 
Vor allem aber trägt die Menschen die 
Leidenschaft für das Theater. Damit al-
lein schon sind sie glücklich.

Marina Raikina ist  
Kulturredakteurin der Tageszeitung  

Moskowski Komsomolez.

Werner Hirsch war ein 
KPD-Urgestein, Chefre-
dakteur der Roten Fahne, 

Sekretär und enger Weggefährte des 
Parteivorsitzenden Ernst Thälmann. 
Im Reichstagsprozess 1933 musste er 
als Zeuge auftreten, danach traktier-
te die Geheime Staatspolizei (Gestapo) 
den standhaften Gefangenen, Juden 
und Kommunisten. Nach anderthalb 
Jahren kam er frei, floh in die Sowjet- 
union und verfasste eine Borschüre 
über die NS-Verbrechen in deutschen 
Konzentrationslagern. Das aber konnte 
ihn nicht vor den Stalinschen Säube-
rungen der 1930er-Jahre im Land des 
Roten Oktober schützen.

Es war Grete Wilde, Kaderüberprü-
ferin der Komintern, die Hirsch be-
zichtigte, sich in der Nazi-Haft falsch 
verhalten zu haben. Sie handelte im 
Auftrag von KPD-Chef Wilhelm Pieck, 
der sich wie viele andere Parteigenos-
sen im Moskauer Hotel Lux aufhielt. 
Der Sinowjew-Kamenew-Schauprozess 
1936 war gerade zu Ende, da verlangte 
Pieck, nun auch in der KPD das „Gesin-
del“ auszurotten. Die Anschuldigungen 
waren so maßlos, dass Hirsch sich nach 
Paris retten wollte. Aber genau das 
machte ihn nur noch verdächtiger.

Hirsch wurde verhaftet, gefoltert und 
zu zehn Lagerjahren auf den berüch-
tigten Solowetzki-Inseln verurteilt. Die 
NKWD-Wachmannschaft hasste und 
schikanierte ihn. Aber auch dort blieb 
Hirsch standhaft, trat in den Hunger-
streik und starb schließlich 1941 zer-
martert an den Folgen  im Moskauer 
Butyrka-Gefängnis.

Was Werner Hirsch durchlitt, durch-
litten sehr viele. Während des Großen 
Terrors 1937/38 wurden anderthalb 
Millionen Menschen verhaftet, jeder 
zweite von ihnen erschossen. Susanne 
Leonhard, Freundin der Witwe Karl 
Liebknechts und selbst zwölf Jahre im 
Gulag, schrieb: „In diesem Lande, in 
dem wir Kommunisten als politische 
Flüchtlinge Asyl suchten, spielen sich 
jetzt die umfassendsten und rigoro-
sesten Kommunistenverfolgungen der 
Welt ab.“

Für Stalin war die Komintern, der 
Zusammenschluss aller Kommunis-
tischen Parteien der Welt, von 1937 an 
nur noch ein Hort von Verrätern. Ganze 
Parteien wie die polnische, die lettische 
oder die weißrussische KP wurden ver-
nichtet. Am Ende hatte Stalin die Welt-
bewegung des Kommunismus erdros-
selt.

Annähernd 8000 deutsche Kommu-
nisten lebten Mitte der 1930er-Jahre 
in der Sowjetunion. Angetrieben von 
Abenteuerlust, Arbeitslosigkeit und 
Verfolgung kamen sie ins Land: Arbei-
ter, Ingenieure, Architekten, Ärzte, 
Künstler, Schauspieler. Doch für vie-
le von ihnen wurde das Vaterland aller 
Werktätigen zur Falle. 

1938 schätzte der Leiter der deut-
schen Sektion in der Komintern, dass 
70 Prozent der deutschen Genossen ver-
haftet worden waren. Von den 68 füh-
renden Funktionären der KPD in der 
Sowjetunion wurden 41 ermordet. Nur 
ein Drittel überlebte. Mehr als tausend 
tote Deutsche, hingerichtet, gestorben 
in Lagern und verschollen, konnten bis-
lang identifiziert werden.

Dazu kommen die Überlebenden der 
Lager, die Verbannten, die Kinder in 
den Heimen und die an die deutsche 
Gestapo Abgeschobenen. „Der Kommu-
nismus“, so der Nestor der KPD-For-
schung Hermann Weber, „ist in der 
jüngeren Geschichte die einzige Bewe-
gung, die mehr ihrer eigenen Führer, 
Funktionäre und Mitglieder ermordet 
hat, als es ihre Feinde taten.“ 

Wie erlebten die deutschen Kommu-
nisten das sowjetische Grauen? Es war 
ein Schock, der ein Leben lang anhielt. 
Der Terror stellte das Weltbild der 
Überlebenden, die Frage, wer ihr Feind 
war, komplett auf den Kopf. Jahrelang 

lebten sie in Angst, lagen nachts ange-
zogen in ihren Betten, reagierten pa-
nisch, wurden isoliert und ausgegrenzt, 
und versuchten sich zu retten, indem 
sie ihre Genossen denunzierten.

Rund die Hälfte der Deutschen in 
der Sowjetunion, genau 4600, waren 
1936 als Politemigranten anerkannt 
worden; 1400 von ihnen kehrten nach 

1945 in mehreren Wellen in das östli-
che Nachkriegsdeutschland zurück. In 
der wiedererstandenen KPD trafen sie 
auf sehr unterschiedliche Gruppen: auf 
die Überlebenden der Konzentrations-

lager, auf die, die im Land ausgeharrt 
hatten, und auf die Rückkehrer aus der 
Westemigration, die nach und nach aus 
Lateinamerika, Großbritannien oder 
Schweden zurückkamen.

Für Stalin und seine Entourage war 
klar, dass Partei, Staat und Gesellschaft 
nur mit den Moskau-Überlebenden auf-
gebaut werden konnten. Nur von denen, 

die durch die Jahre einer „atomisierten 
Massengesellschaft“ gegangen waren, 
wie die Philosophin Hannah Arendt 
Stalins Ziel des Terrors umschrieb, 
versprach er sich bedingungslose Lo-

yalität; nur denen vertraute er, die in 
totaler Unterwerfung, absolutem Ge-
horsam und einem bleibenden Schre-
cken gelebt hatten. Loyalität, die er ins-
besondere auch für seine politischen 
Schachzüge gegenüber den Alliierten 
im Spiel um die Rolle des zukünftigen 
Deutschlands brauchte. 

Die SED, so der ehemalige stellver-
tretende SED-Ministerpräsident von 
Sachsen-Anhalt Ernst Thape, der 1948 
in den Westen floh, war nichts anderes 
als ein „Werkzeug der russischen Au-
ßenpolitik“.

So formierten sich die „Moskauer“, 
denen die Kremlherrscher in den ers-
ten beiden Nachkriegsjahren die Rück-
kehr erlaubten, zum politischen Füh-
rungscluster in Ostdeutschland. Sie 
setzten sich mit Parteisäuberungen, 
Erpressungen und Vorbereitungen 
von Schauprozessen im Machtkampf 
in der Partei, der Verwaltung und auch 
in den Medien durch. Im Zusammen-
spiel mit der omnipräsenten Sowjetar-
mee etablierten sie die Feindbilder der 

1930er-Jahre, warnten vor „trotzkisti-
schen Schädlingen im Parteiapparat“ 
und gingen brutal gegen „Opportunis-
ten, Schumacherleute [Anhänger des 
Sozialdemokraten Kurt Schumacher] 
und Sektierer“ vor. Am Ende installier-
ten sie die deutsche Variante jenes Ter-
rorsystems, dem sie Jahre zuvor ent-
kommen waren. 

Die „Moskauer“ hatten im Aufbau- 
furor keine Zeit für langmütige Rück-
blicke. Sie verdrängten Irrsinn, Verfol-
gungen und Angst und schwiegen über 
die Verhaftungen und das Verschwin-
den der Mitstreiter. Kein Wort über die 
eigenen Verhöre, die Gefängnisjahre 
und den Verrat, ohne den damals kaum 
jemand überleben konnte. Aber sie 
wussten oder ahnten zumindest, wer 
von den einstigen Genossen noch im-
mer in sowjetischen Lagern und in der 
Verbannung um sein Leben kämpfte. 
Die Letzten von ihnen kamen erst 1956 
völlig gebrochen aus der Sowjetunion 
zurück

Das Schicksal der Ermordeten und 
Verschleppten war auch nach Nikita 
Chruschtschows Bericht über die Ver-
brechen Stalins auf dem 20. Parteitag 
1956 kein Thema. Das hätte unweiger-
lich zu Fragen geführt: Was war die Ge-
schichte der Moskaurückkehrer, was 
war ihre Rolle? Und was war mit Stalins 
Politik gegenüber den Deutschen?

Denn da waren ja nicht nur die Er-
mordung der Genossen, Freunde und 
der Parteispitze, sondern auch die hor-
renden Fehleinschätzungen: die So-
zialdemokratie als Hauptfeind, der 
Hitler-Stalin-Pakt, die ignorierten 
Warnungen vor einem deutschen An-
griff, die Liquidierung der gesamten 
Armeeführung und der skrupellose 
Umgang mit dem deutschen Wider-
stand.

Das konnte und durfte nicht Thema 
werden. Es hätte die fragile Identität 
und die propagandistischen Mythen 
der jungen DDR in ihren Fundamen-
ten erschüttert. Was blieb, war ein ver-
bissenes Schweigen, bis 1989, über „tä-
tige Opfer“ und „geopferte Täter“. So 
die Kaderleiterin Grete Wilde, die zehn 
Meldungen über Werner Hirsch an das 
NKWD geschickt hatte. Eine Schreib-
tischtäterin, die um ihr eigenes Leben 
kämpfte und sich dabei mit ihren ge-
tippten Listen jeden Tag gegen die eige-
nen Genossen entschied. Sie starb 1943, 
nach der Verhaftung, in einem Lager in 
Karaganda. 
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